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Nr. 109

1. Begrissung, Mitteilungen
2018/939; Protokoll: gs

Landratspréasident Peter Riebli (SVP) begriisst die Anwesenden zur Sitzung.

- Infoanlass der Landeskirchen

Uber Mittag ist fir die angemeldeten Ratsmitglieder der Info-Imbiss der Landeskirchen. Er findet
im Foyer statt und dreht sich um das Thema «Notfallseelsorge und Palliative Care».

- Interparlamentarische Konferenz der Nordwestschweiz

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) erinnert an die diesjahrige Tagung der Interparlamentari-
schen Konferenz der Nordwestschweiz (IPK), die am Freitag, den 25. Oktober, in Aarau stattfindet.
Sie haben die Einladung erhalten; sie ist auch in der Mobilen Sitzungsvorbereitung abgelegt. The-
ma sind die «Starken und Schwéachen der kantonalen Parlamente» — es geht um die Frage, wie
die Arbeit der Legislativen effektiver gemacht werden kann. Bitte melden Sie sich bei Interesse an
— die Anmeldefrist lauft noch bis am 17. Oktober.

- Rucktritt

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) verliest ein Rucktrittsschreiben, das mit Datum vom 17.
September 2019 eingegangen ist:

«Sehr geehrte Damen und Herren Landratinnen und Landrate

Ich erklare hiermit meinen Rucktritt als Gerichtsprasident des Zivilkreisgerichts Basel-Landschaft
Ost auf den 31. Méarz 2020.

Mit freundlichen Griissen

Christian Erbacher»

- FC Landrat

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) kann nhochmals eine sehr erfreuliche Nachricht vom FC
Landrat mitteilen: Die Fussball-Mannschaft hat vor 14 Tagen auf der Wolfstiege Gelterkinden ge-
gen den FC Kantonsrat Solothurn gewonnen — und zwar gleich mit 8:2! Herzlichen Gliickwunsch
unserem Team.

- Gluckwiinsche

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) kann zu einem Geburtstag gratulieren: Laura Grazioli wird
heute 34 Jahre jung — herzlichen Gluckwunsch! [Applaus]

- Entschuldigungen

Ganzer Tag: Rolf Blatter, Florence Brenzikofer, Désirée Jaun, Marc Schinzel, Lotti Stokar
Vormittag: Stefan Degen
Nachmittag: Balz Stlckelberger, Regina Werthmdller

- Begriissung von Zuschauer(inne)n auf der Triblne

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) begriisst die Klasse F2d des Gymnasiums Miinchenstein
mit Lehrer Hermann Kroepels.
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Nr. 110

2. Zur Traktandenliste
2018/940; Protokoll: gs

Regierungsrat Thomas Weber kénne aus medizinischen Griinden erst etwa um 11:15 Uhr an die
Sitzung kommen, fiihrt Landratspréasident Peter Riebli (SVP) aus. Deshalb werden die Traktanden
7,9 und 10 erst beraten, wenn er hier ist.

Klaus Kirchmayr (Griine) beantragt, das Traktandum 9 abzusetzen, weil die Interpellantin Flo-
rence Brenzikofer mit inrer Klasse im Schullager ist.

Al Die Traktandenliste wird nach Absetzung von Traktandum 9 beschlossen.
Nr. 112
3. 21 Einblurgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehdrigen

2019/511; Protokoll: gs

Kommissionsprasidentin Jacqueline Bader (FDP) fiihrt aus, dass die Petitionskommission an der
Sitzung vom 17. September 2019 diese und die folgenden drei Vorlagen gepriift hat. Die Vorlage
2019/511 umfasst 21 Einbilrgerungen; davon 14 Erwachsene und 19 Kinder oder Jugendliche. Die
Kommission beantragt mit 5:1 Stimmen, den Gesuchstellerinnen und Gesuchstellern das Kan-
tonsbirgerrecht zu erteilen und die Gebihren gemass den regierungsratlichen Vorschlagen fest-
zulegen.

Al Mit 69:12 Stimmen bei 1 Enthaltung erteilt der Landrat den Bewerberinnen und Bewer-
bern das Kantonsburgerrecht und setzt die Gebihren gemass den regierungsratlichen
Vorschlagen fest.

Nr. 113

4, 17 EinbUrgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehérigen
2019/512; Protokoll: gs

Kommissionsprasidentin Jacqueline Bader (FDP) sagt, die Vorlage umfasse 17 Einbiirgerungen;
davon 13 Erwachsene und 10 Kinder oder Jugendliche. Die Kommission beantragt dem Landrat
mit 5:1 Stimmen, den Gesuchstellerinnen und Gesuchstellern das Kantonsbuirgerrecht zu erteilen
und die Gebiihren gemass den regierungsratlichen Vorschlagen festzulegen.

Al Mit 68:11 Stimmen bei 2 Enthaltungen erteilt der Landrat den Bewerberinnen und Bewer-
bern das Kantonsburgerrecht und setzt die Geblhren gemass den regierungsratlichen
Vorschlagen fest.
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Nr. 114

5. 14 EinblUrgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehérigen
2019/513; Protokoll: gs

Kommissionsprasidentin Jacqueline Bader (FDP) erklart, dass die Vorlage umfasse 14 Einbirge-
rungen; mit 15 Erwachsene und 3 Kinder. Die Kommission stellte das Gesuch Nr. 14 mit 5:0
Stimmen bei 1 Enthaltung fir weitere Abklarungen zuriick. Somit verbleiben 13 Gesuche, die be-
handelt wurden. Die Mitglieder der Kommission beantragen mit 6:0 Stimmen, den Gesuchstellerin-
nen und Gesuchstellern das Kantonsbirgerrecht zu erteilen und die Gebiihren geméss den regie-
rungsratlichen Vorschléagen festzulegen.

Al Mit 70:7 Stimmen bei 6 Enthaltungen erteilt der Landrat den Bewerberinnen und Bewer-
bern — mit Ausnahme von Gesuch Nr. 14 — das Kantonsburgerrecht und setzt die Gebih-
ren gemass den regierungsratlichen Vorschlagen fest.

Nr. 115

6. 14 EinblUrgerungsgesuche von auslandischen Staatsangehérigen
2019/528; Protokoll: gs

Kommissionsprasidentin Jacqueline Bader (FDP) sagt, die Vorlage umfasse 14 Einbirgerungen;
insgesamt 13 Erwachsene und 7 Kinder oder Jugendliche umfassend. Die Kommission beantragt
dem Landrat mit 6:0 Stimmen, den Gesuchstellerinnen und Gesuchstellern das Kantonsburger-
recht zu erteilen und die Gebuihren gemass den regierungsratlichen Vorschlagen festzulegen.

Al Mit 70:9 Stimmen bei 4 Enthaltungen erteilt der Landrat den Bewerberinnen und Bewer-
bern das Kantonsburgerrecht und setzt die Geblhren gemass den regierungsratlichen
Vorschlagen fest.

Nr. 119

7. Uberprufung Eigentimerstrategie Messe Schweiz
2017/568; Protokoll: bw

Kommissionsprasident Christof Hiltmann (FDP) berichtet, dass es sich nicht um ein gewdhnli-
ches Geschaft handle. Inhaltlich ist teilweise ein bérsenkotiertes Unternehmen betroffen. In diesem
Sinne pladiert der Redner dafiir, im Rat keine Diskussion zu fiihren, die den Zustand der Messe
Schweiz zum Gegenstand hat. Es soll einzig das Thema diskutiert werden, das auch in der Kom-
mission behandelt wurde — ob die Beteiligung an der Messe Schweiz vom Verwaltungs- in das
Finanzvermdgen Uberfiihrt werden soll. Diese Frage geht auf ein Postulat von Klaus Kirchmayr
zuriick.

In der Kommission wurde das Thema insbesondere unter dem Aspekt beraten, ob es eine Kan-
tonsaufgabe ist, an einer Messe beteiligt zu sein, die Infrastruktur und operative Tatigkeiten im
Ausland unterhélt. Seit der Beteiligung hat sich die Realitat deutlich veréandert. Unternehmen un-
tereinander und im Austausch mit Kundinnen und Kunden sind nicht mehr auf eine staatlich orga-
nisierte Plattform angewiesen. Das findet heutzutage real oder im Netz statt.

Die Kommission folgte der Haltung des Regierungsrats, dass es 2019 nicht mehr eine ausgelager-
te Aufgabe des Kantons ist, eine Beteiligung an der Messe zu halten, um den Austausch zwischen
Unternehmen und Kundschaft zu erméglichen.

Die Kommission nahm einstimmig Kenntnis vom Vorhaben des Regierungsrats. Dieser kann mit
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dem neuen Finanzhaushaltsgesetz in Eigenregie bestimmen, ob etwas vom Verwaltungs- in das
Finanzvermdgen transferiert werden soll. Die Diskussion, ob die hoheitliche Aufgabe noch besteht,
soll aber nattrlich auch im Landrat gefiihrt werden.

Zu diskutieren gab ein Nebenschauplatz, ndmlich die bestehenden Darlehensverbindungen zwi-
schen der Messe Schweiz und dem Kanton. Der Kanton gewahrleistete der Messe Schweiz ver-
schiedene Darlehenstranchen. Es handelt sich um a-fonds-perdu-Gelder, bedingungslos riickzahl-
bare und an Bedingungen gekniipfte Darlehen. Die VGK wurde Uber den aktuellen Stand der Din-
ge informiert und welche Darlehen zur Auszahlung kommen und welche voraussichtlich nicht. Mit
dem eigentlichen Thema der Umwandlung hat dies aber nichts zu tun.

Die VGK beantragt dem Landrat mit 10:2 Stimmen, dem Antrag des Regierungsrats zu folgen.

- Eintretensdebatte

Peter Brodbeck (SVP) erklart, dass die SVP-Fraktion den vorliegenden Landratsbeschluss voll
und ganz unterstitze.

Zu den Darlehen: Die Landratsvorlage 2007/222 wurde am 10. Januar 2008 beraten. Damals hielt
Karl Willimann im Namen der SVP-Fraktion Folgendes fest: «Die SVP weist das Ansinnen zurick,
borsenkotierte Gesellschaften mit staatlichen Mitteln, mit Steuergeldern notabene, zu subventio-
nieren.» Konsequenterweise lehnte die SVP-Fraktion die Vorlage mit grossmehrheitlich ab und
steht nach wie vor zu der damaligen Aussage von Karl Willimann. Insofern untersttitzt die Fraktion
die Stossrichtung und hofft, dass der Regierungsrat dafiir sorgen wird, dass man die Darlehen
ohne Verluste zuriickerhalt.

Lucia Mikeler (SP) gibt zu Protokoll, dass sich die SP-Fraktion den Ausfihrungen des Kommissi-
onsprasidenten anschliesse und den Antrag unterstutze.

Klaus Kirchmayr (Griine) empfindet es als befriedigend, wenn man als Parlamentarier ein Postu-
lat einreicht und der Regierungsrat im Sinne des Postulats handelt. So weit ist eigentlich alles gut.
Der Votant nimmt vorweg, dass die Griine/EVP-Fraktion der Vorlage an sich zustimmen werde.
Dennoch noch einige Worte: Bei diesem Thema handelt es sich um kein Ruhmesblatt. Weder flr
den Regierungsrat, noch fur den Landrat. Peter Brodbeck hat es angedeutet, es geht um die Dar-
lehen. Klaus Kirchmayr blickt auf die damalige Debatte zurlick, die er als junger Landrat erlebt hat.
Die SVP war strikt dagegen, die FDP und Griinen waren sehr skeptisch. Sowohl FDP wie auch
Grine wollten eigentlich ablehnen. In einer Hauruckaktion wandelte der damalige Regierungsrat
die a-fonds-perdu-Darlehen teilweise in riickzahlbare Darlehen um. So konnte eine Mehrheit flr
diese Konstruktion — zum Leidwesen des damaligen Finanzdirektors — gefunden werden. Karl
Willimann hatte absolut recht. Das Parlament agierte damals viel zu schnell, uniberlegt und un-
sorgfaltig. Auch der Votant liess sich damals tUberreden, das muss er ehrlicherweise zugeben. In
der Zwischenzeit durfte er einiges lernen. Das Parlament ist zur Vorsicht aufgerufen, insbesonde-
re, weil man sich der Tatsache bewusst sein muss, dass auch riickzahlbare Darlehen verloren
gehen kénnen. Der Redner rechnet damit, die CHF 65 Mio., bestehend aus zwei Darlehen a CHF
30 und 35 Mio., mit sehr grosser respektive ziemlicher Wahrscheinlichkeit nicht zuriick zu erhalten.
Daraus richtet sich ein klarer Appell ans Parlament: Der Landrat soll nicht nur Gberlegen, was
falsch gemacht wurde, sondern auch, wie dies in Zukunft verhindert werden kann.

Die Grine/EVP-Fraktion ist nicht damit einverstanden, das Postulat als erfillt abzuschreiben. Es
beinhaltete zwei Auftrdge. Einerseits die Prufung des Verkaufs oder moglichen Verkaufs der Betei-
ligung. Das wird erflllt. Der zweite Auftrag bezog sich auf die Sicherung der Werte, im Wesentli-
chen der Darlehen. Diesbeziiglich wurde nicht genligend unternommen. Warum hat beispielsweise
der Kanton Basel-Landschaft vor einem Jahr nicht die Riickzahlung der Darlehen verlangt, wie es
Basel-Stadt und Zurich gemacht haben? Das war ein Fehler. Es stellt sich die Frage, ob solch
weitreichende Entscheide an den richtigen Orten richtig gefallt wurden. Langerfristig stellt sich die
Frage, wie entsprechende Beteiligungen beaufsichtigt oder oberbeaufsichtigt werden. Mit dem
PCGG gibt es eine neue gesetzliche Grundlage zu diesem Thema. Darin enthalten sind einige
gute Dinge, wie die Mitspracheméglichkeit des Landrats bei der Eigentimerstrategie.

Die Finanzkommissionsprasidien der Nordwestschweizer Kantone und des Kantons Zirich trafen
sich letzte Woche. Es wurde vorgestellt, wie im Kanton Zirich Beteiligungen vom Parlament be-
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gleitet werden. Diese Begleitung ist wesentlich enger und dedizierter — und Uberlegungen in diese
Stossrichtung sind in vielen Kantonen im Gange. Dass GPK oder FIK auf alles schauen, ist eine
schwierige Konstruktion. Im Kanton Aargau wird dies fur die grossen Beteiligungen dedizierter und
enger vorgenommen. Im Kanton Zirich hat die entsprechende Oberaufsichtskommission Ein-
sichtsrecht in die Protokolle der Verwaltungsrate. Das ist hier schwer vorstellbar. Das Parlament
hat die Verantwortung, die Oberaufsicht fur die grossen Beteiligungen weiterzuentwickeln. In der
Kernverwaltung gab es Fortschritte und die Kontroll-, Uberwachungs- und Aufsichtsmechanismen
funktionieren gut. Bei den ausgelagerten Einheiten haufen sich die Risiken. Neben dem Messe-
Darlehen sei auf das Bauprojekt der Universitat Basel verwiesen. Auch dort droht eine Abschrei-
bung im zweistelligen Millionenbereich.

Die Grune/EVP-Fraktion kommt demnach zum Schluss, dass vom Postulat erst die eine Halfte —
wenngleich sehr schnell und gut — geldst wurde. Beziiglich der Prozesse ist die Arbeit aber noch
nicht erledigt. Die Griine/EVP-Fraktion wird deshalb der Abschreibung des Postulats nicht zustim-
men.

Martin Datwyler (FDP) sagt, dass die FDP-Fraktion darauf verzichte, auf den Strukturwandel oder
irgendwelche mutmasslichen Mangel im Zusammenhang mit Beteiligungen einzugehen. Es geht
bei diesem Geschéft darum, ob es sich noch um eine staatliche Aufgabe im Sinne «einer ausgela-
gerten Aufgabe mit einer Vermittlerfunktion zwischen den Gewerbetreibenden untereinander und
mit dem Publikum» handelt. Diese Frage wurde vom Regierungsrat und den Vorrednern beantwor-
tet. Die Antwort ist nein. Jetzt braucht es Handlungsspielraum fur den Regierungsrat. Diesen erhéalt
er, indem die Beteiligung vom Verwaltungs- ins Finanzvermdgen Ubergeht. Aus diesem Grund
unterstitzt die FDP-Fraktion geschlossen den Antrag des Regierungsrats und auch die Abschrei-
bung des Postulats.

Simon Oberbeck (CVP) bemerkt, dass auch die CVP/glp-Fraktion der Vorlage und der Abschrei-
bung des Postulats zustimme. Auf eine tour d’horizon, analog den Ausflihrungen von Klaus Kirch-
mayr, verzichtet der Redner. Selbstkritik ist bei diesem Geschaft sicherlich angebracht. Zum jetzi-
gen Zeitpunkt ist es wichtig, dem Regierungsrat die Kompetenz zu geben, indem man die Beteili-
gung ins Finanzvermogen Uberfuhrt. Die Darlehenssache soll so abgewickelt werden, dass der
Kanton sein Geld erhalt.

Hanspeter Weibel (SVP) aussert sich zur vorhin aufgeworfenen Frage der Oberaufsicht: Die Auf-
sicht Uber ausgelagerte Betriebe obliegt dem Regierungsrat. Das Parlament kann Uberprifen, wie
diese Aufsicht ausgetibt wird. Es kbnnen Berichte verlangt werden. Die Frage ist, wie die Prifung
der Aufsichtswahrnehmung letztendlich geprift wird. In diesem Sinne gibt es also bereits aktuell
entsprechende Instrumente. Die Frage ist, ob diese genlgen.

Regierungsrat Thomas Weber (SVP) betont, dass sich Regierung und Parlament zum ersten Mal
in dieser Tiefe mit folgender Kernfrage aller 6¢ffentlichen Beteiligungen auseinandergesetzt haben:
Handelt es sich (noch) um eine Staatsaufgabe, die ein Unternehmen ausiibt? Das fihrt dazu, dass
man sich manchmal auch von liebgewonnenen oder von friiher vollig selbstverstandlich in der
Verwaltung befindlichen Einheiten trennen wird. Es handelt sich um einen Prozess, fir den die
Messe das erste Beispiel ist. Es ist aber Aufgabe und auch Sinn der PCG-Gesetzgebung, immer
wieder — auch im Rahmen der Revision der Eigentiimerstrategien — nach der raison d’étre der Be-
teiligung zu fragen. In diesem Fall kam man klar zum Schluss, dass es nicht mehr der Fall ist, vol-
lig unabhangig vom aktuellen Bérsenwert. Der Regierungsrat ist froh, dass das Parlament dies
auch so sieht.

Zur Thematik der Darlehen ist zu sagen, dass der Wechsel ins Finanzvermogen auch einen Rol-
lenwechsel des Kantons, vom Miteigner zum Darlehensgeber mit allen zugehérigen Rechten und
Pflichten, zur Folge hat. Der Regierungsrat schatzt die Lage betreffend die Ruckzahlung der Dar-
lehen nicht so pessimistisch ein. Warum wurden die Darlehen damals nicht zurickgenommen? Es
ging schlicht um den Zinsverlust in Hohe von ca. CHF 1 Mio. Bei Ricknahme hatte man auf den
Zins verzichtet.

Zur Einsichtnahme von Protokollen und der im Raum stehenden Meinung, das Parlament kénne in
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Verwaltungsratsprotokolle eines bdrsenkotiertes Unternehmen Einsicht erhalten: Auch wenn dies
irgendjemand aus dem Kanton Zirich behauptet haben mag, gibt es auch noch andere Gesetzge-
bungen...

PCGG ist ein Thema, welches weiter beschéaftigen muss. Der Redner ist froh, folgt der Grossteil
der Fraktionen dem Kommissionsantrag, und bittet, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen und das
Postulat abzuschreiben.

Kommissionsprasident Christof Hiltmann (FDP) will nicht pingelig sein, wenn Regierungsrat
Thomas Weber sagt, dass die Rolle des Kantons vom Miteigentiimer zum Darlehensgeber wechs-
le, dann ist das nicht ganz korrekt. Gegen aussen ist der Kanton durch den Aktienbesitz weiterhin
Eigentiimer, zumindest bis auf Weiteres. Der Regierungsrat erhalt mit dem Wechsel die Kompe-
tenz, die Beteiligung zu verflissigen. Weiterhin ist der Kanton sowohl Aktionér wie auch Darle-
hensgeber.

- Eintreten ist unbestritten.

- Detailberatung Landratsbeschluss
Titel und Ingress

Keine Wortmeldungen.
Ziffer 1
Keine Wortmeldungen.
Ziffer 2

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) erinnert, dass zu Ziffer 2 ein Antrag von Klaus Kirchmayr
vorliege, das Postulat stehenzulassen.

Al Der Landrat lehnt es mit 60:20 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab, das Postulat stehenzulas-
sen.

- Riuckkommen
Es wird kein Riickkommen verlangt.

- Schlussabstimmung
Al Mit 80:0 Stimmen bei 3 Enthaltungen wird dem Landratsbeschluss zugestimmt.

Landratsbeschluss
betreffend Uberprifung Eigentimerstrategie Messe Schweiz

vom 26. September 2019
Der Landrat des Kantons Basel-Landschaft beschliesst:
1. Der Landrat nimmt von der Absicht des Regierungsrats Kenntnis, die kantonale Beteiligung an

der MCH Group ins Finanzvermogen zu transferieren.
2. Das Postulat 2017/568 wird abgeschrieben.
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Nr. 125

8. Fragestunde der Landratssitzung vom 26. September 2019
2019/529; Protokoll: ak

1. Andreas Bammatter: Einarbeitungszuschisse — wer nutzt sie wie?

Andreas Bammatter (SP) dankt fir die Antworten. Er hat ausgerechnet, dass 2019 der Bestand
zwar hoher ist, dass aber nur 7 % der tber 800 Personen, die Uber 50 Jahre alt sind, Einarbei-
tungszuschisse brauchen. Daraus ergibt sich folgende Zusatzfrage: Erachtet der Regierungsrat
diesen Wert von 7 % als gentigend oder kann dieser noch erhéht werden?

Regierungsrat Thomas Weber (SVP) kann die Frage nicht aus dem Stand beantworten, wird es
aber abklaren.

2. Adil Koller: Finanzielle Auswirkungen Steuervorlage 17 fur die Baselbieter Gemein-
den

Adil Koller (SP) erachtet die Antwort als nicht wahnsinnig befriedigend. Er hat nach den Auswir-
kungen der Steuervorlage auf die einzelnen Gemeinden gefragt. Das ware fur die Bevolkerung
wichtig zu wissen, denn sie entscheidet jedes Jahr, wie viel Steuern sie in der Gemeinde bezahlen
muss — daher muss sie auch um die Hohe der Mindereinnahmen wissen. Andere Kantone machen
dazu ganz genaue Angaben. Die Finanzdirektion behauptet, das sei ihr nicht mdglich. Das fihrt
zur Zusatzfrage: Wieso kénnen die Kantone Solothurn und Zurich — wo die Steuervorlage ange-
nommen worden ist — genau angeben, in welchen Gemeinden die Steuervorlagen zu welchen
Mindereinnahmen fuhren werden, und wieso soll Baselland das nicht angeben kénnen?

Felix Keller (CVP) stellt ebenfalls eine Zusatzfrage: Wie gross ware der Aufwand gewesen, um
diese Frage im Sinne des Vorredners zu beantworten, und wére das innert zweier Tage tUberhaupt
Zu leisten gewesen?

Regierungsrat Anton Lauber (CVP) gibt folgende Antworten: Er hat keine Angst, dass die SV 17
in der Volksabstimmung keinen Erfolg haben wird. Der Regierungsrat hat in der Antwort klar aus-
gewiesen, weshalb die einzelnen Gemeinden nicht berechnet werden. Bei der USR 1ll wurde noch
diskutiert, dass alle angestellten Berechnungen falsch seien; nun wurde weniger berechnet, und
schon werden wieder mehr Berechnungen verlangt... Das war die politische Antwort, aber es gibt
auch eine faktische: Was auch immer Solothurn und Zirich berechnet haben — letztlich ist es so,
dass in Baselland eine gestaffelte Einfihrung der SV 17 vorgesehen ist, d.h. dass tber vier Jahre
eine separate Losung eingeflhrt wird, bis dann 2025 der effektive Steuersatz erreicht wird. Man
misste also fur vier Jahre gesonderte Berechnungen anstellen. Dabei stellt sich immer die Frage,
was man als Basis fiir die Annahmen nimmt. Mit den Gemeinden wurden sehr viele Besprechun-
gen durchgefuhrt: Basierend auf den Prasentationen der SV 17 erhielten sie eine sehr komplexe
Excel-Tabelle zum Selber-Ausfiillen, wo sie ihre Eckwerte selber eingeben und u.a. ihr Wachs-
tums-Potenzial einrechnen konnten; auch raumplanerische Aspekte konnten dabei mit einbezogen
werden, ebenso wie die geplanten Zu- und Wegzige. Die Gemeinden verfliigen also Uber das n6-
tige Instrumentarium, um eine aus ihrer eigenen Sicht korrekte Berechnung vorzunehmen; deshalb
stellt der Kanton keine abstrakten Berechnungen an. Der Kanton hat aber die alten Steuerbetrage
beigezogen und hochgerechnet, so dass nun eine Annahme fir alle Gemeinden vorliegt.

Zur — etwas Uberraschenden — Frage von Felix Keller nur so viel: Wenn fir die Erhebung und Be-
rechnung der variablen Daten pro Gemeinde 2-3 Stunden aufgewendet werden mussen, ergibt
das bei 86 Gemeinden einen Aufwand von um die 250 Stunden.

3. Balint Csontos: Kostenliberschreitung Biozentrum

Balint Csontos (Grine) dankt fur die sehr ausfuhrliche und sehr zufriedenstellende Beantwortung
seiner Fragen 2 und 3. In Frage 1 ist er davon ausgegangen, dass, wenn die Universitat die mut-
masslich entstandenen Zusatzkosten nicht selber finanzieren kénnte, zusatzliche Darlehen aufge-
nommen werden muissten. Dazu folgende Zusatzfrage: Ist diese Ausgangsfeststellung korrekt? —
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Und: Laut seiner Antwort ist der Regierungsrat der Auffassung, «dass sowohl der laufende Betrieb
als auch die kunftige Investitionsfahigkeit der Universitat Basel gewéahrleistet sind. Der Regie-
rungsrat ist dazu in laufendem Kontakt mit Basel-Stadt und der Universitat.» Darauf bezieht sich
die zweite Zusatzfrage: Bedeutet dies, dass es andere Auffassungen als jene des Baselbieter Re-
gierungsrats gibt, oder herrscht diesbeziiglich Konsens zwischen den verschiedenen Beteiligten?

Regierungsprasident Isaac Reber (Grine) erklart, die Bau- und Umweltschutzdirektion habe ohne
Prajudiz die Beantwortung der Fragen tbernommen. Es ist nicht am Baudirektor, unabgesprochen
Antworten zu geben. Denn dieses Geschatft ist ein Baugeschéft im Bildungsbereich mit grossen
finanziellen Aspekten, und dazu sind noch verschiedene Partner beteiligt. Es ist also jetzt nicht die
Zeit, sich an Mutmassungen und Spekulationen zu beteiligen. Der Regierungsrat steht im Aus-
tausch mit dem Kanton Basel-Stadt und mit der Universitat; dort wird festgelegt, wie es weitergeht.
Zurzeit besteht Konsens daruber, dass auf diesem Weg die nétigen Losungen gefunden werden.

Klaus Kirchmayr (Griine) stellt ebenfalls eine Zusatzfrage: Gibt es eine Indikation, wann der
Landrat beztiglich der finanziellen Konsequenzen flir den Kanton Basel-Landschatft erstmals Klar-
heit in diesem doch recht undurchdringlichen Nebel erwarten kann — geht es da um wenige Wo-
chen oder um ein halbes Jahr oder sogar mehr?

Regierungsrat Anton Lauber (CVP) gibt folgende Antwort: Diese Frage ist tatsdchlich beim bes-
ten Willen nicht zu beantworten, auch wenn er es gerne tate. Die Situation ist sehr komplex. Der
Regierungsrat steht in Verhandlungen; er hat die Delegationen bestimmt, die mit Basel-Stadt und
der Universitat Gesprache fuhren. Dabei geht es einerseits um die Frage des Betriebs und ande-
rerseits um die Bewaltigung der Mehrkosten. Aktuell ist nicht bekannt, wie viele Bestellungsande-
rungen und -erganzungen die Bauherrschaft ausgeldst hat. Es ist nicht abschéatzbar — dazu gibt es
nur mediale Spekulationen —, welcher Teil auf den Generalunternehmer féllt und welcher auf die
Planer. Am Ende wird es auch darum gehen, was effektiv Mangel sind und was Méangel-Behe-
bungs- und -Beseitigungskosten. Bis wirklich bekannt ist, welche Summen die Universitat bzw. die
beiden Tragerkantone tbernehmen missen, diirfte noch einige Zeit vergehen, denn bis dahin
werden noch viele — moglicherweise auch juristische — Auseinandersetzungen noétig sein. Dabei
steht auch die Frage von Vorfinanzierungen im Raum; auch dazu werden Gesprache gefiihrt, Uber
die aber in der Offentlichkeit keine Angaben gemacht werden kénnen. Bis zum Vorliegen der
Schlussabrechnung kann es aber noch relativ lange dauern.

Laura Grazioli (Grune) stellt ihrerseits eine Zusatzfrage: Hat man sich im Lenkungsausschuss
eine Deadline gesetzt, bis wann zu den genannten Themen Klarheit herrschen soll?

Regierungsrétin Monica Gschwind (FDP) Ubernimmt die Antwort und versichert den Rat, dass
sich der Lenkungsausschuss an jeder Sitzung mit diesem Gebaude beschéftigt. Sein oberstes Ziel
ist, dass das Gebaude nun fertiggestellt wird und dass die Universitat so schnell wie mdglich ein-
ziehen kann. Hochrangige Forscherinnen und Forscher warten darauf, das Biozentrum zu bezie-
hen — das hat jetzt oberste Prioritat. Bis dann die ganzen Schlussabrechnungen vorliegen und die
ganzen Verantwortlichkeiten geklart sind, wird es noch etliche Jahre dauern, denn damit sind
komplexe Versicherungsfragen verbunden. Aber das wichtigste ist, nun das Gebéaude fertigzustel-
len. Nun werden bald die integralen Tests stattfinden an den hochkomplexen Apparaturen. Es ent-
steht ein Top-Forschungszentrum mit entsprechend komplizierten Anlagen, die fur die ganzen La-
boratorien usw. nétig sind.

Al Alle Fragen sind beantwortet.
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Nr. 111

9. Insektizid-Einsatz im Wald
2019/358; Protokoll: ak

A Das Traktandum ist abgesetzt.

Nr. 120

10. Arbeitszeit firs Umziehen

2019/405; Protokoll: bw
Lucia Mikeler (SP) winscht die Diskussion.
Al Der Diskussion wird stattgegeben.

Lucia Mikeler (SP) dankt fur die Beantwortung und ist erfreut Uber die klare Stellungnahme des
Regierungsrats. Eigentlich ist bereits gesetzlich verankert, dass das Umziehen Teil der Arbeitszeit
ist. Die Rednerin hofft, dass sich die einzelnen Institutionen dies zu Herzen nehmen und umset-
zen. In einzelnen Positionen wurde dies bereits angedeutet. Die Gewerkschaften werden sicherlich
ein Auge darauf haben.

Erstaunt hat die Aussage des Kantonsspitals Baselland, es sei Ublich, dass die Mitarbeitenden
bereits in Arbeitskleidung am Arbeitsplatz erscheinen. Das ist aus hygienischer Sicht fragwirdig —
die Votantin kann diesem Vorgehen nicht zustimmen und hofft, dass Anderungen in Gang gesetzt
werden.

Al Die Interpellation ist erledigt.
Nr. 116
11. Mehr Rotlicht um die Stadt Basel — zum Zweiten

2019/338; Protokoll: gs

Felix Keller (CVP) gibt eine Erklarung ab. Der Redner dankt fur die Beantwortung. Es ist etwas
speziell, dass man ein zweites Mal eine Interpellation einreichen muss; wenn man doch davon
ausgeht, dass das Geschaft mit der ersten Interpellation behandelt sein sollte. Es geht um die Fra-
ge, inwiefern das Baselbiet bei der Thematik «Rotlicht rund um Basel-Stadt» involviert wurde. Es
ist bedauerlich, wenn Basel sein eigenes Siippchen kocht und die angrenzenden Gemeinden
(Birsfelden, Binningen und auch Allschwil, was den Redner direkt tangiert) nicht einmal informiert
werden. Fir ein solches Rotlicht-Konzept braucht es die Zusammenarbeit mit den Agglomerati-
onsgemeinden. Ohne dies geht es nicht — man kann nicht nur fir den eigenen Raum schauen;
ohne die direkt angrenzenden Gemeinden einzubinden. Es ist zu hoffen, dass Basel in Zukunft
proaktiv auf die Gemeinden und den Kanton zugeht — das ist doch eine Selbstverstandlichkeit. Es
braucht die Zusammenarbeit. Es ist toll, wenn man einen regelmassigen Austausch einfordert; der
auch gelebt werden soll (damit nicht nochmals eine Interpellation eingereicht werden muss).

Regierungsrat Isaac Reber (Griine) sagt, dass er tags zuvor mit Hans-Peter Wessels eine Sitzung
hatte — dabei wurde beschlossen, dass gemacht werden soll, was der Redner friiher bereits mit
Baschi Dirr praktiziert hat: Drei- bis viermal im Jahr sollen Gespréche stattfinden; damit eine sol-
che Thematik nicht unter dem Radar verschwindet. Das wird ab ndchstem Jahr institutionalisiert.
Was betrifft die Nachbarschaft? Was kann man zusammen aufgleisen? Das sind solche Themen.
Dazu gehdort auch der Einbezug der Gemeinden. Das Anliegen ist also auf gutem Weg.
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Bei einer Interpellation, so erklart Landratsprasident Peter Riebli (SVP), hat der Interpellant die
Maoglichkeit zu einer kurzen Erklarung — oder er kann Diskussion verlangen. Letzteres war hier
nicht der Fall. Der Regierungsrat kann aber immer das Wort ergreifen.

Christof Hiltmann (FDP) verlangt Diskussion.
A Dem Antrag wird stillschweigend stattgegeben.

Christof Hiltmann (FDP) ist nicht ganz einverstanden mit der Antwort zum Thema der Betroffen-
heit bei moglichen Dosieranlagen. Die Dosieranlagen von Basel-Stadt sind nicht nur an Ort und
Stelle wirksam — sie wirken in der ganzen Umgebung. Es ist letztlich eine Netzproblematik. Darum
kann man nicht sagen, eine Gemeinde sei betroffen, die andere aber nicht. Man sieht jeden Tag in
der Agglomeration, was es bedeutet, wenn ein Verkehrssystem angehalten oder mit Stopps belegt
wird respektive Uberlastet ist. Darum ist festzuhalten, dass nicht nur die Gemeinden vor Ort direkt
betroffen sind — sondern auch die weiteren angrenzenden Orte. Es ist mit Nachdruck zu unterstt-
zen, dass die Regierung den Austausch sucht — damit solche Sachen nicht mehr vorkommen. Das
ist doch der Stil des letzten Jahrhunderts.

Al Die Interpellation ist erledigt.
Nr. 117
12. Weiterbildungen von Lehrpersonen

2019/151; Protokoll: gs
Béatrix von Sury d'Aspremont (CVP) beantragt Diskussion.
Al Dem Antrag wird stillschweigend stattgegeben.

Béatrix von Sury d'Aspremont (CVP) dankt fir die Beantwortung. Es ist erfreulich, dass der Re-
gierungsrat es begrisst, dass in der Grundausbildung Kompetenzen zum Thema Verhaltens- und
Wahrnehmungsauffalligkeiten erworben werden kdénnen. Es ist natlrlich sehr schade, dass die
Kostenubernahme in der Bildungsregion Nordwestschweiz nicht einheitlich geregelt ist. Hier sollte
man ansetzen — das wirde die Attraktivitat gewisser Kurse wesentlich férdern. Es wére wiin-
schenswert, wenn sich die Regierung so weit als méglich dafir einsetzt.

Al Die Interpellation ist erledigt.
Nr. 118
13. Decarbonisierung Gasversorgung BL

2019/218; Protokoll: gs, bw

Der Regierungsrat sei bereit, den Vorstoss als Postulat entgegen zu nehmen, sagt Landratsprasi-
dent Peter Riebli (SVP). Es liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Klaus Kirchmayr (Griine) macht eine kurze Auslegeordnung, warum dieser Vorstoss eingereicht
wurde. Er hat seinen Ursprung im Grossen Rat Basel-Stadt. Die Gasversorgung im Kanton Basel-
land wird durch die IWB, eine Tochtergesellschaft des Kantons Basel-Stadt, erbracht. Sie betreibt
und besitzt die Netze im Kanton Baselland. Das Gas, das die IWB in Baselland verteilen, geht also
durch Netze, welche letztendlich Basel-Stadt gehéren. Der Grosse Rat hat nun vor rund einem
halben Jahr beschlossen, dass die Gasversorgung in Basel-Stadt dekarbonisiert wird; sprich: Es
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darf nur noch Bio-Gas an die baselstadtischen Kunden verteilt werden. Das hat zu einer langen
Diskussion gefiihrt, weil die urspriingliche Forderung lautete, dass die gesamte IWB-
Gasversorgung dekarbonisiert werden soll. Das wollte die Regierung in Basel-Stadt aber nicht;
weil sie der Ansicht war, die Investitionen wiirden gefahrdet — und die Gasverteilung ist ein gutes
Geschéft fur die IWB. Die Konsequenz dieses «faulen Kompromisses» in Basel ist, dass Baselland
das dreckige, COz-emittierende Gas bzw. kein sauberes Gas mehr bekommt. Das Bio-Gas geht
praktisch ganzlich an die baselstadtischen Kunden.

Nun wurde aber mit einem Vorstoss im Grossen Rat zuséatzlich gefordert, dass die von den IWB in
den Baselbieter Gemeinden betriebenen Gasnetze quasi zwangsweise an diese Ubertragen wer-
den (das ist aber noch nicht entschieden). Das wird fiir diese Gemeinden eine ziemlich schwierige
Situation produzieren, wenn Basel dies so entscheiden sollte. Die Chance, dass der Grosse Rat
entsprechend entscheiden wird, ist nicht klein. Man steht also vor der Situation, dass ein Entscheid
des Grossen Rats fir Baselland beziglich Umweltthematik eine nachteilige Situation entstehen
lasst: weil Bio-Gas, das teils in Baselland produziert wird, schwergewichtig nur noch in Basel-Stadt
verbraucht werden soll. Die Gemeinden stehen zudem vor einer ungewissen Zukunft, weil sie zwar
Konzessionen fir die Gasnetze bekommen, diese aber allenfalls von den IWB Ubernehmen mus-
sen; weil die IWB diese sonst eventuell gar nicht mehr gebrauchen darf. Diese Situation ist relativ
schwierig. Man ist darum gut beraten, die Lage bezlglich der Gasnetze sorgfaltig zu analysieren
und rechtzeitig daflir zu sorgen, dass die eigenen Interessen, vor allem jene der Gemeinden, ge-
wahrt bleiben. Der zweite Aspekt ist nach der Einreichung des Vorstosses des Redners entstan-
den. Es ergeben sich dadurch zusatzliche Facetten, die wirklich sorgfaltig angeschaut werden
mussen.

Der urspriingliche Vorstoss hatte klar eine umweltpolitische Stossrichtung. Es dirfte mittlerweile
allen klar sein, dass man die CO,-Emissionen reduzieren muss. Es ist auch klar, dass man dies
nicht von einem auf den andern Tag machen kann. Die Zielsetzung des Bundes ist die CO-
Neutralitat bis ins Jahr 2050. Wenn man die Lebensdauer von (Gas-)Heizungen ansieht, so redet
man von 15 bis 25 Jahren. Man kann niemandem sinnvollerweise zumuten, bereits installierte Hei-
zungen zu demontieren. Heute muss man aber dort, wo CO> produziert oder emittiert wird, Ge-
gensteuer geben — weil es eben 15 bis 25 Jahre dauert, muss man heute anfangen; auch beim
Gas. Erdgas produziert CO2 — das muss gedndert werden. Gas kann auch in Zukunft ein Energie-
trager sein, aber sinnvollerweise nur der Bio-Teil, wie er etwa als Abfallprodukt der Klaranlagen
auch im Baselbiet (ARA Rhein, Biopower der EBL) entsteht. Das soll weiter seine Berechtigung
haben. Langfristig aber hat und darf das Gas fiir die Beheizung der Hauser keine Rolle mehr (zu)
spielen. Das muss nicht sofort der Fall sein — man muss aber jetzt den andern Weg einschlagen. —
Der Redner will nun der Debatte zuhdren und Uberlegen, ob die Motion allenfalls in ein Postulat
umgewandelt wird, wie die Regierung es vorschlagt. Angesichts der Tatsache, dass wirklich eine
neue Situation eingetreten ist — mit der potenziellen Forderung, dass die Gemeinden das Gasnetz
Ubernehmen miissen, was massive finanzielle Konsequenzen haben kdnnte — ist es denkbar, die
Sache nicht nur auf die CO».-Thematik hin anzusehen, sondern als Ganzes. Mit Blick auf die finan-
ziellen Herausforderungen konnte es sinnvoll sein, die Thematik entsprechend weiter zu fassen
und zu prifen.

Gemass Urs Schneider (SVP) ist eine CO2-neutrale Gasproduktion und -netzeinspeisung sicher-
lich anzustreben. Wie gesagt wird dies bereits jetzt schon gemacht — wenn auch nur zu einem
kleinen Prozentsatz. Die SVP-Fraktion wird die Motion nicht unterstiitzen. Man will dies nicht ge-
setzlich festlegen und auch keinen Zeithorizont bis 2030: Das ist nicht realistisch. Einzelne Frakti-
onsmitglieder werden allenfalls ein Postulat unterstiitzen, damit man sauber abklaren kann, wie es
weitergehen kénnte.

Die SP-Fraktion wird die Motion oder auch ein Postulat unterstiitzen, sagt Thomas Noack (SP).
Man muss auch in der Gasversorgung klare Verhéaltnisse schaffen — und dies mdglichst schnell.
Man weiss im Moment nicht, was die Strategie der IWB punkto Gasversorgung in Baselland ist. Es
ist ein wichtiger erster Schritt zu sagen, dass das verteilte Gas immer mehr CO»-frei sein muss.
Das ist ein Schritt in die richtige Richtung. Man muss auch bertcksichtigen, dass langfristige In-
vestitionen betroffen sind — die Gasnetze bedingen grosse Investitionen mit langfristiger Abschrei-
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bungsdauer. Die Investition in jede Heizung ist fir die Privaten eine grosse Angelegenheit — das
hat ebenfalls eine lange Lebenszeit. Je schneller man weiss, in welche Richtung es geht, umso
schneller kann man klare Verhaltnisse fur alle Beteiligten schaffen. Darum wird die Motion befur-
wortet, weil man damit weiss, wohin man geht.

Markus Dudler (CVP) sagt einleitend, dass die CVP/GLP-Fraktion weder eine Motion noch ein
Postulat unterstiitzt. Es geht darum jetzt rein um den Inhalt des Vorstosses: Das Thema Gas wird
noch langerfristig beschéaftigen — weil eine Dekarbonisierung ein langerfristiges Ziel sein muss.
Man muss zudem bedenken, dass Gas auch als Energiespeicher dienen kann, der tber langere
Zeit verlustfrei ist. Man kann aus CO: plus dem Einsatz von Strom aus alternativen Energie ein
Gas herstellen, das man in die Netze einspeisen kann. Der Redner ist nicht der gleichen Meinung
wie Klaus Kirchmayr, wonach Gas keine Zukunft mehr als Heizenergie habe. Im Kanton geht man
von der Strategie aus, dass die Gasheizungen ersetzt werden. Das widerspricht aber etwas den
Forderungen: Wenn man eine Dekarbonisierung anstrebt, braucht es grosse Investitionen in die
Anlagen und ins Verteilnetz. Da bestehen fir die Fraktion grosse Fragezeichen. Darum wird der
Vorstoss in dieser Form nicht unterstutzt.

Thomas Eugster (FDP) spricht zunéachst zum Aspekt des Gasnetzes und der Geschichte mit der
IWB. Es gibt dazu bereits ein Postulat von Rolf Blatter (FDP, 2019/588), das genau dieses Thema
aufnimmt. Wenn man jetzt Gber den vorliegenden Vorstoss spricht, bezieht der Redner sich nur auf
das Thema, das konkret angesprochen ist — die Dekarbonisierung. Die Fraktion kann die Motion
nicht unterstutzen. In Energiefragen ist man ganz grundséatzlich gegen Verbote fir einzelne Ener-
gietrager. Man setzt weiterhin aufs Verursacherprinzip, auf Anreizsysteme und auf die Eigenver-
antwortung. Man will nicht, dass bloss mit Verboten und Vorschriften agiert wird. Es kommt ein
anderer Punkt hinzu: Die Forderung ist unrealistisch. Wie will man zu CO»-neutralem Gas kom-
men? Natirlich kann man Bio-Gas nehmen. Dessen aktueller Anteil lag 2017 bei 25 %. Man muss
aber sehen, wie Bio-Gas hergestellt wird. Man kann diese Herstellung von Bio-Gas nicht beliebig
steigern. Es stammt aus den Klaranlagen — es gibt aber nicht plétzlich viel mehr Klarabfélle. Auch
die Haushaltsabfélle nehmen nicht einfach so zu, sodass man plétzlich auf einen Anteil von 100 %
kommen kdnnte — und schon gar nicht bis 2030. Nattrlich kann man sagen, man kaufe einfach
CO,-Zertifikate, dann ist man auch neutral unterwegs. Das ist aber wiederum eine Vermischung.
Im CO.-Gesetz geht es darum, wie man die einzelnen Energietrager besteuert. Das heisst: Der
Vorstoss ist in der vorliegenden Form nicht realistisch. Das ist der Grund, warum die Mehrheit der
Fraktion auch eine Uberweisung als Postulat nicht unterstiitzt. Einzelne Mitglieder der Fraktion
sagen, die Regierung solle in einem Bericht aufzeigen, dass der vorgeschlagene Weg nicht realis-
tisch ist — grossmehrheitlich besteht aber die Meinung, dass man schon bei Betrachtung der Eck-
werte erkennt, dass der Weg nicht realistisch ist; weshalb ein Bericht gar nicht nétig ist.

Hanspeter Weibel (SVP) ist dankbar fur die Aussagen von Thomas Eugster: Bei den ersten Voten
dachte der Redner erst, er habe in der Physikstunde einen Fensterplatz gehabt. Der Vorredner hat
nun aber gesagt, dass der Anteil von Bio-Gas etwa 25 % ausmacht. — Im Zusammenhang mit ei-
nem Erdgasprojekt wurde der Redner einst informiert, dass es transeuropaische Leitungen gibt.
Eine dieser Leitungen fiihrt von Genua aus an Fillinsdorf vorbei nach Norden. Dort kommt das
Gas raus, das in Genua eingespiesen wird. Man fragt sich, wo und in welchem Zeitpunkt das Ge-
nueser Gas dekarbonisiert werden soll. Die Physik zu lberlisten diirfte fir den Regierungsrat bei
der Berichterstattung eine spezielle Herausforderung sein. Darum sollten solche Vorsttsse, bei
denen es Limitierungen in der technischen Umsetzung gibt, nicht iberwiesen werden.

Die Limitierungen, so sagt Urs Kaufmann (SP), sind aus heutiger Sicht vielleicht da — das muss in
Zukunft aber nicht mehr so sein. Man hat mit den erneuerbaren Energien teils Stromiberschuisse.
Sie spielen eine wichtige Rolle, um CO»-neutrales Methan zu erzeugen und im Gasnetz zu vertei-
len und zu speichern. Insofern kann das Gasnetz in Zukunft eine wichtige Rolle haben — das muss
man aber richtig aufgleisen, damit man vom normalen Erdgas in Richtung CO.-freies Gas kommit.
Dann ist auch der Widerspruch, den Markus Dudler angesprochen hat, aufgehoben — das Gasnetz
wird es als Energiespeicher weiterhin brauchen. Wenn man im Netz CO»-neutrales Gas hat, kann
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man auch die Gasheizungen weiter betrieben. Insofern ist es eine gute Strategie, in diese Rich-
tung zu gehen, das Gas als Speicherenergie einzusetzen und méglichst CO»-neutrales Gas zu
haben. Der Vorstoss ist sehr zukunftsgerichtet und kann eine zentrale Bedeutung bekommen,
wenn es um die Frage geht, ob man genligend Speicherkapazitaten fur die erneuerbaren Energien
hat. Darum soll der Vorstoss als Motion oder mindestens als Postulat tberwiesen werden.

Balint Csontos (Grune) dankt Urs Kaufmann, dass dieser das Thema Power-to-gas aufgebracht
hat. Dazu nur eine Bemerkung: Es war die FDP, die im letzten Wahlkampf erklart hat, dank Power-
to-gas sei jetzt auch sie eine griine Partei. Es ist weiter auf das Votum von Thomas Eugster einzu-
gehen, dass es kein CO;-neutrales Gas gebe — das ist richtig, aber man kann verbrennen und ins-
gesamt einen CO»-neutralen Prozess haben. Das weiss die FDP. Zur Frage der Jahreszahlen:
Beim Thema, ob man 2030 CO2-neutral ist, geht es nicht darum, ob das realistisch ist oder nicht.
Man muss alles daran setzen, dieses Ziel zu erreichen. Wenn man es weltweit schafft, hat man
eine 66-%-Wahrscheinlichkeit, dass man das 1,5-Grad-Ziel erreichen kann, worauf sich die Welt-
gemeinschaft und die Schweiz geeinigt haben. Wenn man aber von Anreizen und Eigenverantwor-
tung spricht, das rote Kndpfchen driickt und bis 2050 zuwartet, hat man eine 50-%-
Wahrscheinlichkeit, dass das Klima schon gekippt ist und das 2-Grad-Ziel gar nicht mehr zu errei-
chen ist; weil sich die Klimathematik durch Kurzschlusseffekte nochmals verstarkt. Es ist also nicht
die Frage, wie realistisch das Ziel ist — sondern: Wieviel geben wir?

Es gibt zuletzt so etwas wie das unternehmerische Risiko. Es gab eine kurze Zeitspanne in der
Klimapolitik, in der man wissenschaftlich hinterlegt sagen konnte, Gas sei eine Ubergangstechno-
logie zum Erdél — und es sei sinnvoll, wenn man eine oder zwei Generationen von Gasheizungen
habe. Man dachte aber nicht daran, dass genau das passieren wirde, was jetzt passiert ist: dass
grundsatzlich nichts gemacht wird. Das Klima ist heute nicht mehr in einem Zustand, der es erlau-
ben wiirde zu sagen, Gas sei eine Ubergangstechnologie. Man muss von Erddl und Erdgas direkt
zu COz-neutralen Technologien kommen. Alles andere ist nicht mit dem Klima-Ubereinkommen,
das man unterzeichnet hat, vereinbar. Die Technologie Erdgas wird an ein Ende kommen — und es
gibt den Punkt, an dem sich eine Investition nicht mehr lohnt. Es durfte heute kein Unternehmen
mehr auf dem freien Markt geben, das in diese Sparte investiert. Der Redner mdchte auch nicht,
dass die Gemeinden am Schluss gezwungen sind, eine unsinnige Investition zu tatigen und ein
Netz zu Ubernehmen, das es eigentlich nicht mehr braucht und nicht mehr geben sollte bzw. das
ganz anders genutzt werden sollte. Darum — im Interesse der Gemeinden, die potenziell betroffen
sein kénnten — soll das Postulat (wenn umgewandelt wird) Gberwiesen werden.

Thomas Noack (SP) sagt zum Thema Eigenverantwortung: Beim Thema Gasnetz ist das eine
ganz schwierige Geschichte. Man muss dort klare politische Richtlinien schaffen. Darum wird der
Vorstoss auch weiterhin — als Motion oder als Postulat — unterstutzt. Man muss als Politiker aktiv
werden und Rahmenbedingungen fir die Zukunft setzen.

Die Grinen, so sagt Klaus Kirchmayr (Griine), werden manchmal als Dogmatiker hingestellt und
als jene Kraft, welche nicht hinhért. Der Vorstoss hier hat einen anderen Hintergrund. Man hért
sehr wohl, was eine FDP verkiindet, just auch zum Thema Power-to-gas und zu langerfristigen
Strategien zur weiteren, CO;-freien Nutzung des Gasnetzes. Die Motion will genau eine solche
Strategie — und eine Briicke zur FDP bauen. Die Sorge um das Klima kann nicht mehr gleichgultig
lassen. Der Weltklimarat hat vor zwei Tagen die neuesten Prognosen bekannt gegeben — man
muss ab 2030 oder 2040 jahrlich mit Extremwetterereignissen rechnen — und nicht mehr nur im
10- oder 15-Jahre-Rhythmus. Das bedeutet steigende Pramien flr die Versicherungen der Haus-
besitzer; es bedeutet steigende Katastrophenschutzkosten etc. Es ist an uns, den Kurs zu &ndern
und jetzt die Mdglichkeiten zu nutzen, um langerfristig die Weichen zu stellen. Die Gasversorgung
zu dekarbonisieren, ist machbar mit dem bestehenden Netz. Es ist auch 6konomisch richtig. Man
will gleich lange Spiesse zwischen den beiden Kantonen. Es kann nicht sein, dass man als P oliti-
ker in solchen Fragen ungleich lange Spiesse zuldsst. Es gibt sehr wohl eine politische Verantwor-
tung, dass man hier handelt. In diesem Sinn ist es wichtig, dass man das Thema konzertiert an-
geht und wirklich eine Strategie entwickelt.

Im Sinne eines Briickenschlags wird die Motion darum in ein Postulat umgewandelt — verbunden
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mit der Bitte an die Ratsrechte, ihre Verantwortung zu tbernehmen und der Regierung den Auftrag
zu geben, den sie ja auch entgegen nehmen will. Es kann doch nicht sein, dass man die wenigen
Hebel, die man hat, nicht nutzt — eine Dekarbonisierungsstrategie ist etwas, das man im Griff hat.
Man hat die Konzessionierungen fur die Netze und ist eingebunden in eine Region, wo ein wichti-
ger Partner die entsprechenden Weichen schon gestellt hat. Darum ist es 6konomisch wie auch
punkto Klimaschutz richtig, vorwarts zu machen.

Andi Trussel (SVP) muss einige Dinge auf das Votum von Klaus Kirchmayr erwidern. So viele
«wenn» waren zu héren. Wenn die Schweiz das CO,-Problem bis 2030 gel6st hat... Dazu eine
Anmerkung: Pro BIP-Franken hat die Schweiz den kleinsten CO-Ausstoss der westlichen indust-
rialisierten Lander. Man poliert also einen i-Punkt, der bereits auf Hochglanz ist. Man hat vier Lan-
der, welche dem Ubereinkommen nicht zugestimmt haben (wofiir notabene ungezahilte Leute um
die Welt gejettet sind — und dies kaum CO»-neutral). Diese vier Lander stossen ein Mehrfaches an
CO; aus — und hier hat man das Geflhl, man kénne mit den eigenen 0,1 % der Gesamtbelastung
das Klima retten. Mit dem Effekt allerdings, dass die Eigenverantwortung mit den getroffenen Mas-
snahmen (Verbote oder was auch immer) ausgeklammert und die Arbeitspléatze noch teurer ge-
macht werden. Mit dem Effekt auch, dass die wertschopfende Tatigkeit in der Schweiz, die es hier
braucht, weiter abnimmt; weil man lieber nach Osteuropa oder in den Fernen Osten geht. Man
kauft die Solar-Panels in China — dort interessiert es niemanden, welche Menschenrechts- und
Umweltbedingungen herrschen. Man kauft einfach nach dem St.-Florians-Prinzip ein. So geht es
nicht. Die SVP wird auch das Postulat nur zu einem kleinen Teil unterstiitzen (auch wenn die Um-
wandlung an sich verdankenswert ist).

Die FDP wurde zuvor angesprochen, sagt Thomas Eugster (FDP), namentlich zum Thema
Power-to-gas. Das ist eine Mdglichkeit, die man explorieren muss. Man muss sich aber bewusst
sein: Power-to-gas hat im Moment einen relativ schlechten Wirkungsgrad. Was es braucht, ist ein
Wetthewerb der Technologien, damit man wirklich gute Losungen bekommt. Man muss mehr For-
schungsgelder haben, die in den Energiesektor gehen. Im Moment fliesst fast kein Geld dorthin.
Immer aber, wenn man reguliert oder ein Verbot aufstellt, legt man sich auf die Losung fest, die
sich gemass diesem Verbot herauskristallisiert — fir den Rest macht man aber nichts mehr. Das ist
die Problematik des Vorstosses: Wenn man bis 2030 dekarbonisieren will, lauft das mehr oder
weniger auf ein Verbot hinaus; weil man weiss, dass man bis 2030 technisch nicht so weit sein
wird. So geht es eben in Richtung Verbot, was den Wettbewerb ausschliesst. Darum wird auch ein
Postulat grossmehrheitlich abgelehnt (auch wenn die Umwandlung begriisst wird).

Klaus Kirchmayr hatte es mit dem Gemeinde-Argument fast geschafft, Christof Hiltmann (FDP)
zu Uberzeugen; vor allem auch mit dem Thema Risiko (wenn die Gemeinden quasi abgespalten
werden). Wie Thomas Eugster aber gesagt hat, gibt es dazu aus den Reihen der FDP bereits ei-
nen Vorstoss. Klaus Kirchmayr wurde also tUberholt. Darum braucht es dessen Postulat in dieser
Hinsicht nicht mehr. Der Rest, der bleibt, ist der klimapolitische Teil. Es wurde schon erwahnt, was
man eher beflirwortet und was nicht. Schwierig ist es, mit Verboten zu arbeiten respektive auf ein-
zelne Technologien zu setzen. Was man damit anrichtet, sieht man ganz eklatant mit der einseiti-
gen Forderung der Solartechnologie, die Ubrigens technologisch je nach Analyse auch nicht Uber
alle Zweifel erhaben ist. Damit aber wurde die 6kologisch interessanteste Stromproduktion — jene
der Flusskraftwerke — preislich am Boden zerstért. Das war kaum im Sinne des Erfinders. Wer
einzelne Technologien férdern will und mit Verboten in eine Richtung drangt, wird scheitern. Die
Verantwortung der Politik ist es, eine umfassende Informationslage zu den dkologisch wirksamsten
Energien zu haben. Dass manchmal auch bestimmte Interessen dahinter stehen (aus welcher
Richtung auch immer), ist klar. Die Verantwortung ist es aber, ungeachtet dieser Partikularinteres-
sen die Leute mit Informationen zu versorgen, was 6kologisch sinnvolle Lésungen sein kénnen —
fur die Gebaudetechnologie, fiir Heizungen, fiir das Gewerbe etc. Insofern ist die Sympathie fiir
das Postulat an einem sehr kleinen Ort.

Andi Trussel hat auf die volkswirtschaftlichen Auswirkungen aufmerksam gemacht, sagt Urs
Kaufmann (SP). Er hat die Sache aber wohl falsch gesehen. Heute schickt man mit dem Gasein-
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kauf sehr viel Geld nach Russland — genau da besteht die Chance, die Thomas Eugster ange-
sprochen hat: Man soll moglichst schnell dahinter gehen und selber die Technologien entwickeln,
um COz-neutrales Gas zu erhalten. So bleibt die Wertschépfung hier und das Geld fliesst nicht ab.
Insofern ist das Projekt volkswirtschaftlich sehr interessant. Dank dem politischen Vorstoss kann
man moglichst schnell in diese Richtung gehen. Und: Die Marktwirtschaft alleine (dies an Christof
Hiltmann) kann hier nicht funktionieren. Es ist ein netzgebundener Energietrager, der noch weitere
Funktionen (als Energiespeicher) wird ibernehmen missen. Dafur braucht es einen Input, damit
es in eine bestimmte Richtung geht. Man kann nicht einfach warten, bis irgendwann alle Leute Bio-
oder COz-neutrales Gas bestellen. Man muss ein Zeichen setzen — darum spricht alles fur eine
Motion, aber auch ein Postulat ist ein guter erster Schritt.

Balint Csontos (Grune) wendet sich an die Anwesenden und speziell die russischen Erdgaslob-
byisten: Der Redner l&dt zu einem Wettbewerb ein — zu einem Wettlauf zum Torli. Wer will, kann
auch Umwege nehmen. Man kann auch bei der SBB-Barriere ein Ziel einrichten. So funktioniert
der Wettbewerb dann aber eben nicht; wenn man keine Zielvorgabe hat. Die Vorgabe ist, dass alle
in die gleiche Richtung laufen — und die Frage ist dann, wer am schnellsten ist bzw. wer die beste
Technologie hat. Darum: Lancieren wir den Wettbewerb um die beste CO;-neutrale Heiztechnolo-
gie! Alles andere ware fahrlassig.

Saskia Schenker (FDP) weiss nicht, ob sie betreffend Erdgaslobby etwas erwidern soll — die Aus-
sage machte etwas sprachlos. Es soll aber um die Inhalte gehen: Wenn Klaus Kirchmayr konkreti-
sieren wirde, was effektiv die Forderung im Postulat ist, wéare dies hilfreich. Wie aber bereits
mehrmals gesagt: Es gibt wirklich ein Problem, wenn es heisst, «spatestens ab 2030 soll nur noch
COz-neutral produziertes Gas» mdglich sein. Man ist gegen solche Verbote. Man hat keine Ah-
nung, ob das tUberhaupt mdglich ist und welche Auswirkungen es hat — und ob es schlicht dazu
fuhrt, dass die Leute, die eine Gasheizung haben, sich ab einem bestimmten Zeitpunkt das Gas
nicht mehr leisten kénnen. Man muss also erst einmal eine Strategie haben. Der Regierungsrat
schreibt in seiner Begriindung zu Recht, dass man eine Dekarbonisierungsstrategie und tiberhaupt
den Energiemix prifen muss — letzteres ist aber bereits in einem tberwiesenen Postulat von Chris-
toph Buser drin. Und zweitens sagt der Regierungsrat, er sei bereit, den Vorstoss entgegen zu
nehmen, um die Dekarbonisierung der Gasversorgung im Rahmen der Uberpriifung der Zielerrei-
chung beim Energiegesetz (die sowieso gemacht werden muss) zu prifen. Diese Auslegeordnung
im Sinne des Regierungsrats ist aber etwas ganz anderes als das, was Klaus Kirchmayr verlangt
(auch wenn jetzt in ein Postulat umgewandelt wurde). Da bedarf es einer Klarung.

Markus Graf (SVP) fragt, wie CO2-neutral Biogas denn sei. «Biogas» hort sich gut an. Es lohnt
sich jedoch, einen Blick Uber die Grenze zu werfen. Der Redner besichtigte Biogasanlagen in
Deutschland. Die Bundesregierung fordert Biogas im Rahmen der Energiewende seit (ber zehn
Jahren. Was ist geschehen? Investoren stellten auf Bauernhéfen Biogasanlagen auf. Die Bauern
betreiben diese fir einen Hungerlohn. Eine Biogasanlage funktioniert nur, wenn hochwertige
Energie zugeflhrt wird. Das bedeutet, dass hauptsachlich Mais und — man hére und staune — so-
gar Weizen, aufgrund des hohen Energiewerts, in die Anlage eingespeist werden. In Deutschland
fuhrte dies zu einer Vermaisung der Landschaft und zu Monokulturen. Ist das das Ziel? Nur mit
Grlunabfallen und Hausabfallen lasst sich keine Energie gewinnen. Bedenkt man, dass weiter im
Suden Leute hungern, ist die Verwendung von bestem Weizen zur Energiegewinnung noch viel
tragischer. So funktioniert aber die grine Politik: Oberflachlich betrachtet hért sich alles gut an.
Kratzt man die griine Oberflache ab, bleibt nicht viel vom guten Eindruck tbrig.

Klaus Kirchmayr (Griine) antwortet auf die Frage von Saskia Schenker: Der Redner wandelte
seinen Vorstoss in ein Postulat um. Ihm geht es um eine Strategie und um eine Gasauslegeord-
nung, die dazu dienen soll, méglichst schnell eine CO2-neutrale Gasnutzung zu erreichen. Auch
eine Strategie, wie mit dem bestehenden Netz umgegangen werden soll, ist vonndten.

Andi Triissel (SVP) schliesst sich Markus Graf an. Alle Uberlegungen der Griinen sind subventi-
onsgetrieben. Betrachtet man die Stromrechnung, so machen Gebihren und Abgaben 60 % der
Rechnung aus, 40 % verteilen sich auf die bezogene Arbeit.
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Der Redner hat als Bundeskommissar Einsitz im Verwaltungsrat des Kraftwerks Birsfelden. Dieses
hat einen Vertrag mit der Swissgrid. Das Kraftwerk Birsfelden produziert fir 2,3 Rappen ab der
Klemme. Wenn es am Mittag windet und die Sonne scheint, kauft die Swissgrid die Kilowattstunde
billig ein respektive der Erzeuger erhalt noch zwischen drei und funf Eurocent dafiir. Der Vertrag
zwischen Kraftwerksdirektor und Netzbetreiber hat zur Folge, dass der Direktor das Wasser tber
das Wehr ablasst und keinen Strom produziert. Was er bekommt, ist deutlich guinstiger als der
Businesscase der Stromproduktion, der aufgrund der laufenden Maschinen auch Wartung und
Unterhalt der Generatoren und Turbinen beinhaltet. Das fiihrt so weit, dass mittlerweile Grossfir-
men in der Schweiz Vorschlage von deutschen Stromlieferanten erhalten: «Wir liefern die Kilo-
wattstunde mit funf Eurocents angehangt.» In welche Richtung geht man eigentlich? Das geht
doch so nicht.

An Klaus Kirchmayr: Jetzt wird nur das Gas angeschaut. Redet man jedoch von CO., sind noch
viele andere Aspekte zu berticksichtigen. Das Postulat soll zuriickgezogen und gesamtheitlich
formuliert werden.

Christof Hiltmann (FDP) mochte auf die siffisante Bemerkung von Balint Csontos replizieren.
Lieber Balint und liebe Biogas- und Solartechnologielobbyisten: Die Wahrheit ist meist ein wenig
komplexer. Mit Subventionen und einseitiger Forderung von einzelnen Energieformen schadet
man meistens der unbestritten dkologischen Energiegewinnungsform der Wasserkraftwerke. Es
geht noch weiter. Am Wasserkraftwerk hangen Fernwédrmenetze. Halb Birsfelden wird mit der
Restwarme des Kraftwerks gespeist. Wenn das aus wirtschaftlichen Griinden geschlossen werden
muss, weil in Deutschland Solartechnologie geférdert wird, die momentan noch nicht ékologisch
produziert werden kann, dann ist das stumpfsinnig. Die FDP-Fraktion pladiert dafur, nicht einzelne
Technologien gegeneinander auszuspielen, sondern eine Gesamtstrategie zu entwickeln.
Schlussendlich ist dennoch Eigeninitiative und Eigenverantwortung jedes Einzelnen gefragt, mit
dem bestehenden Wissen so umzugehen, dass man sich klimaeffizient bewegt. Man kann das
Fliegen verbieten, was sehr wahrscheinlich einem Wunschszenario der Griinen entspricht, aber
hoffentlich nie zustande kommt. Jeder weiss, dass Fliegen relativ klimaschadlich ist. Jedem steht
offen, ein Flugzeug zu betreten oder nicht. Allein deshalb ein Verbot fir etwas auszusprechen,
was einigen nicht passt, geht einfach zu weit.

Andreas Durr (FDP) hat eine technische Anmerkung: Klaus Kirchmayr hat mit sehr blumigen Wor-
ten und einfihlsam wie immer seine Motion in ein Postulat umgewandelt. Das Postulat heisst nun
«Dekarbonisierungsstrategie Baselland». Saskia Schenker fragte, wie das Postulat aussehe. Soll-
te der Landrat den Vorstoss tiberweisen, wird dennoch der bestehende Textinhalt Gberwiesen. Die
Kommission, die sich in einem Jahr damit beschattigt, hat dann diesen Text vor sich liegen. Der
Votant ist der Ansicht, dass ein anderer Inhalt eine Anpassung der Formulierung nach sich ziehen
sollte. Deshalb der Vorschlag, den Vorstoss zurlickzuziehen und nochmal neu einreichen. Erst
denken, dann schreiben und wahrend dem Schreiben Gberlegen, was das Parlament dazu sagen
konnte und welche textlichen Anderungen eine Umwandlung in ein Postulat nach sich ziehen wiir-
de. Schlussendlich entscheidend ist das geschriebene Wort. Wenn iber die Uberweisung eines
[modifizierten?] Postulats abgestimmt wird, will der Redner den Inhalt kennen, der schriftlich vor-
liegen muss. Andernfalls wird aufgrund des vorliegenden Texts entschieden. Diesem kann die
FDP-Fraktion so nicht zustimmen.

Regierungsprasident Isaac Reber (Grune) will die Diskussion nicht verlangern und schickt voraus,
dass der Regierungsrat bereit sei, den Vorstoss als Postulat entgegenzunehmen und dann das
tue, was er sowieso immer mache: namlich das, was er will. [anhaltendes Gelachter].

Ernsthaft: Der Regierungsrat wiirde den beschriebenen Auftrag entgegennehmen und in die im
Energiegesetz definierte Gesamtpriifung integrieren. Dass man sich Uberlegungen macht, ist rich-
tig. Unrealistisch ist aber, das reale Problem der Abhangigkeit von fossilen Energietragern und die
damit zusammenh&ngende CO;-Problematik, wie es in 100 Jahren aufgebaut wurde, innert zehn
Jahren zu I6sen. Dennoch muss damit begonnen werden, weshalb der Regierungsrat bereit ist,
den Vorstoss als Postulat entgegenzunehmen und zu prifen, wie mit der Thematik Erdgas und
Erdgasnetz umzugehen ist. Das Netz ist eine Realitét und auf langeren Gebrauch ausgelegt, als
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maglicherweise die Verwendung des Gases selbst gewlinscht ist. Hier kann es eine Diskrepanz
geben. Das Netz lasst sich jedoch auch fir andere Gase verwenden. Es gibt jedoch nur sehr we-
nige — etwa ein Prozent — Alternativen. Gerade deshalb ist es aber richtig, sich tber die mittelfristi-
ge Verwendung des Netzes Gedanken zu machen.

Andreas Durr (FDP) meint, Regierungsprasident Isaac Reber habe dem Landrat nun eine Er-
kenntnis Ubermittelt, die bereits vermutet wurde. [Heiterkeit]. Der Redner pocht auf das Gewalten-
trennungsprinzip: Der Regierungsrat hat das zu prifen, was der Landrat Giberweist. Der Regie-
rungsrat kann dies nicht in der Art entgegennehmen, wie er es gerade interpretiert. Damit verbun-
den ist der Anspruch an den Landrat, sauber zu postulieren. «Postulare» heisst fordern. Es geht
nicht, lausig zu postulieren und der Regierungsrat nimmt den Vorstoss so entgegen, wie er gerade
Lust dazu hat — und nach zwei Jahren erhalt der Landrat einen siffigen Kommissionsbericht. So
geht es nicht. Es braucht klare Antworten auf klare Fragen. Aus diesem Grund ist dieses Wischi-
waschi abzulehnen.

Markus Dudler (CVP) erklart, die CVP/glp-Fraktion kann angesichts der Formulierung auch nicht
hinter einem Postulat stehen. Eine konkrete Fragestellung, zu der berichtet werden konnte, ist
nicht ersichtlich. Es handelt sich um eine reine Forderung. Die CVP/glp-Fraktion lehnt Motion wie
auch Postulat ab.

Regierungsprasident Isaac Reber (Griine) hat deutlich gesagt, in welchem Verstandnis der Regie-
rungsrat bereit sei, den Vorstoss als Postulat entgegenzunehmen. Wird es in diesem Verstandnis
Uberwiesen, wird es auch so gepruft. Die Haltung des Regierungsrats ist bekannt. Die Bereitschaft
der Entgegennahme gilt nur fir das, was deklariert und dem Landrat zur Kenntnis gebracht wurde.
Nun befindet man sich in einer formalen Diskussion. Schlussendlich geht es darum, ob man sich
diesem Thema annimmt oder nicht.

Al Mit 46:37 Stimmen bei 1 Enthaltung wird der Vorstoss, auch nach der Umwandlung in ein
Postulat, abgelehnt.

Nr. 121

14. Mehr Griin am Bau
2019/210; Protokoll: bw

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat das Postulat entgegen-
nehme.

Urs Schneider (SVP) meint, das Postulat «Forderung von Griinfassaden und Dachern» bringe
viele Vorteile mit sich. Die Nachteile sind jedoch nicht erwahnt. Man denke an begriinte Flachda-
cher: Stehendes Wasser, Bewurzelung usw. kdnnen dazu fuhren, dass das Dach friher saniert
werden muss. Dasselbe gilt fir die Fassade: Beispielsweise kann die Isolation Schaden nehmen.
Es soll nun aber nicht naher auf Vor- und Nachteile eingegangen werden.

Mochte man so etwas machen, besteht bereits jetzt die Moglichkeit, sich zu informieren und Vor-
und Nachteile abzuwagen. Es ist zudem Sache der Gemeinden, diese Aufgabe wahrzunehmen —
mittels Quartierplanen und Baubewilligungen kénnen sie Einfluss nehmen. Die SVP-Fraktion wird
das Postulat ablehnen.

Thomas Eugster (FDP) berichtet, die FDP-Fraktion kdnne dem grundlegenden Anliegen zustim-
men, sehe aber keine Notwendigkeit flr einen Vorstoss. Zum einen befindet sich vieles im Ein-
flussbereich der Gemeinden. Quartierplane machen die Gemeinde und nicht der Kanton. Liest
man die Hauseigentiimerzeitung, merkt man, dass das Thema sehr prasent ist. Durchfihren mus-
sen die Leute dies nattrlich selbst. Die Informationen sind vorhanden. Ein Postulat braucht es
nicht auch noch.
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Erika Eichenberger Buhler (Griine) gesteht ein, dass es sich nicht um ein Postulat handle, das
zu Handlungen oder neuen Gesetzesvorlagen fiihren werde. Es geht lediglich darum, die Bevolke-
rung fur das Thema zu sensibilisieren. Selbst stiess die Rednerin in Zirich auf mehr Griin am Bau.
In Zurich publizierte die Stadtgartnerei eine grosse Broschire «Grin am Bau» und organisierte
verschiedene Ausstellungen an Orten, die sich fur dieses Thema eignen. So konnte die Bevolke-
rung auf den neuesten Stand der Technik und der Wissenschaft gebracht werden. Das ware auch
hier der Sinn der Sache. Kirzlich war die Votantin auf dem Aussichtsturm und schaute auf Liestal
hinab. Noch immer liegen riesige Flachen brach. Die Hausbesitzerinnen und -besitzer missten
motiviert werden, die Begrinung zu versuchen, um die Vorteile nutzen zu kénnen. In diesem Sinne
bittet die Rednerin um Uberweisung des Postulats.

Thomas Noack (SP) gibt bekannt, dass die SP-Fraktion die Uberweisung unterstiitze, da es sich
um ein wichtiges Thema in Bezug auf die Hitzeentwicklung in den Stadten handle. Das Thema ist
wohl bekannt; wenn man sich aber umschaut, sieht man im Kanton sehr wenige gute Beispiele
von begriinten Fassaden. Man konnte also mehr machen. Die Motivation, die Begriinung zu ver-
breiten, ist zu unterstitzen.

Rahel Banziger (Griine) horte von der SVP, dass es Probleme bei Flachdachern gebe. Die Red-
nerin horte einen Witz von Baufuhrern: Es gibt nur Flachdacher, die noch nicht rinnen. Das Postu-
lat ist genau zu lesen: Mehr Griin am Bau wird verlangt. Das Postulat aufgrund der Flachdacher
abzulehnen, ware eine schlechte Entschuldigung. Es ist schon, wenn sich der Hauseigentimer-
verband fur Begrinungen einsetzt, aber nicht jeder ist Mitglied des HEV und erhélt diese Informa-
tionen. Deshalb ist es sehr wohl am Kanton, mehr Informationen und Motivation zu verbreiten.
Mehr Griin am Bau fordert nicht nur die Qualitat der Luft, sondern tragt auch zur Hitzereduktion
bei. Wieso braucht es den Vorstoss? Angesichts der Klimakatastrophe ist man froh um jeden Ge-
dankenanstoss, der diese Gefahr abwehren konnte. Dieses Postulat ist einer davon.

Franz Meyer (CVP) macht es kurz: Die CVP/glp-Fraktion unterstiitzt den Vorstoss einstimmig.

Thomas Eugster (FDP) ist weiterhin der Ansicht, der Vorstoss sei Wasser in den Rhein getragen.

Auf dem Aussichtsturm hat Erika Eichenberger sicherlich auch das Haus des Redners gesehen. Er
wohnt in einem Neubaugebiet. Kein einziges Flachdach ist nicht begrint. Einige haben zusétzliche
noch Solarpanels. Es wird also bereits gemacht. Allein deshalb ist das Postulat tberflissig.

Regierungsprasident Isaac Reber (Grune) erklart, der Regierungsrat nehme das Postulat im
Glauben entgegen, hier eine Dienstleistung erbringen zu kénnen. Diese muss dann nicht 86 Mal
erbracht werden, sondern nur einmal. Der Kanton steht auch den Gemeinden als Unterstitzung
gerne zur Verfligung.

Al Mit 52:30 Stimmen bei 1 Enthaltung wird das Postulat Gberwiesen.
Nr. 122
15. Kosten fur das Senioren- und IV-U-Abo anpassen oder zum Nulltarif

2019/214; Protokoll: bw

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat das Postulat entgegen-
nehme und Abschreibung beantrage. Eine schriftliche Begriindung liegt vor.

Caroline Mall (SVP) ist der Ansicht, ihr Vorstoss verdiene eine gesamtheitliche Prifung. Person-
lich mag sich die Rednerin nicht daran erinnern, wann der Landrat das letzte Mal etwas politisch
Substantielles zum Wohle von AHV- und IV-Rentnern unternommen hat. Weiter wiinscht sie einen
Vorschlag des Regierungsrats, wie die vergunstigte oder kostenlose Abgabe von U-Abos an AHV-
und IV-Bezieher aussehen kdnnte. Es geht dabei um die Menschen, die im letzten Lebensab-
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schnitt am Existenzminimum leben.

Die knappe Begrundung ist zu bedauern. Auf knapp einer Seite wird glaubhaft gemacht, der
Grundsatz der Rechtsgleichheit werde «beschnitten». Weiter wird gesagt, dass «der administrative
Mehraufwand sich in Millionenhdhe bewegen» kénne. Dabei handelt es sich ebenfalls nicht um
eine abschliessende Antwort. Das Postulat verdient auch hier eine klare Uberprufung. Zur intrans-
parenten OV-Finanzierung: Offensichtlich besteht hier sowieso schon ein Leck. Dafiir sind aber
sicher nicht Rentner und IV-Bezieher verantwortlich. Es ist klar spirbar, dass das Anliegen nicht
gewollt ist. Also méchte der Regierungsrat das Postulat entgegennehmen und abschreiben. Samt-
liche Antworten sind zu wenig transparent und gut. Die Votantin bittet den Landrat, das Postulat zu
Uberweisen und erinnert an den neuesten Vorstoss in Basel-Stadt, wo eine Initiative fordert, dass
alle Jugendlichen von 6-20 Jahren den OV gratis benutzen kénnen.

Al Das Postulat wird stillschweigend tiberwiesen und mit 42:36 Stimmen bei 2 Enthaltungen
abgeschrieben.

Nr. 123

16. Befristete Fuhrerausweisabgabe ermgéglichen

2019/209; Protokoll: bw

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat den Vorstoss als Postulat
entgegennehme. Eine schriftliche Begriindung liegt vor.

Simon Oberbeck (CVP) winscht zuerst die Haltung der Fraktionen zu héren. Grundsatzlich ware
der Redner aber bereit, seinen Vorstoss in ein Postulat umzuwandeiln.

Es ist wichtig, dass Personen, die ihren Flhrerausweis abgeben méchten, Wertschatzung erfah-
ren. Mit Befriedigung nahm der Votant zur Kenntnis, dass der Brief angepasst wurde. Ebenfalls
wird ein SBB-Gutschein zugestellt. Das ist sehr positiv. Aus den Reihen der Fraktion kam die Idee,
ob der SBB-Gutschein nicht in ein U-Abo-Jahresticket umgewandelt werden kénne.

Der Schritt, das Auto abzugeben, ist fur die Personen nicht einfach, gibt man doch quasi einen Tell
seiner Freiheit auf. Das soll gebihrend honoriert werden. Der Regierungsrat ist bereit, die Geblh-
ren fur die Ruckgabe zu Uberprifen.

Sara Fritz (EVP) erklart, die Griine/EVP-Fraktion unterstiitze den Vorstoss als Postulat, aber nicht
als Motion.

Christine Frey (FDP) sagt, die FDP-Fraktion unterstiitze ein Postulat.
Andreas Bammatter (SP) erklart, die SP-Fraktion wiirde ein Postulat ebenfalls Giberweisen.
Simon Oberbeck (CVP) wandelt seinen Vorstoss in ein Postulat um.

Marc Scherrer (CVP) berichtet seinem Fraktionskollegen, dass auch die CVP/glp-Fraktion ein
Postulat Gberweisen will. [Heiterkeit].

Al Mit 79:0 Stimmen bei 1 Enthaltung wird der Vorstoss als Postulat Uberwiesen.
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Nr. 124

17. Freiwillige Rickgabe des Fuhrerscheins, Eigenverantwortung soll sich lohnen
2019/221; Protokoll: bw

A Das Postulat wird stillschweigend Gberwiesen.

Nr. 126

18. Kundenfreundliche Offnungszeiten auf der kantonalen Verwaltung

2019/181; Protokoll: ak

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) erklart, der Regierungsrat nehme das Postulat entgegen
und beantrage seine Abschreibung. Eine schriftliche Begriindung liegt vor.

Sara Fritz (EVP) dankt dem Regierungsrat fur die Bereitschaft zur Entgegennahme des Postulats,
ist aber nicht mit der Abschreibung einverstanden. Sie ist nicht ganz sicher, ob der Regierungsrat
den Vorstoss gelesen bzw. verstanden hat. Denn die Begruindung fur den Abschreibungsantrag
nimmt gar keinen Bezug auf die Forderung des Postulats.

Im Postulat wird gefordert, dass der Regierungsrat prifen und berichten solle, mit welchen Mass-
nahmen die Offnungszeiten der kantonalen Verwaltung kundenfreundlicher gestaltet werden kon-
nen, und dabei sollen insbesondere kostenneutral umsetzbare Losungen vorgeschlagen werden.
So wird etwa angeregt, dass man die Offnungszeiten etwas verschieben konnte (z.B. einmal tiber
den Mittag oder am Abend etwas langer, daflir am Morgen etwas spater), so wie das viele Ge-
meinden schon kennen. Es geht also nicht um eine generelle Ausweitung der bestehenden Off-
nungszeiten, wie der Regierungsrat in seiner Stellungnahme schreibt, sondern darum, dass Leute
mit einem 8-to-5-Birojob auch die Moglichkeit bekommen, entweder Uber Mittag oder nach Feier-
abend noch einen Behdrdengang zu machen.

Der Regierungsrat verweist auch auf die zunehmende Bedeutung des Online-Schalters. Das ist zu
begriissen; das Problem besteht aber darin, dass es auch in Zukunft Dienstleistungen gibt, die ein
personliches Erscheinen nétig machen. Bei allen entsprechenden Dienststellen ist es wichtig, dass
ein Besuch auch in Randzeiten oder Uber den Mittag mdglich ist; da nitzen die Digitalisierung und
der Online-Schalter nichts.

Weiter verweist der Regierungsrat darauf, dass man auch ausserhalb der regularen Offnungszei-
ten einen Termin vereinbaren kdnne; das steht ja schon im Vorstoss. Das wissen aber sehr viele
Leute nicht, und deshalb wird der Regierungsrat im Vorstoss gebeten, auf diese Mdglichkeit ver-
starkt offentlich hinzuweisen.

Weil der Regierungsrat das eigentliche Anliegen gar nicht wirklich gepruft hat, ist das Postulat
noch nicht abzuschreiben.

Reto Tschudin (SVP) dankt dem Regierungsrat — und insbesondere wohl der Landeskanzlei — flr
die Stellungnahme zum Postulat. Er stellt aber fest, dass offenbar das Betreibungs- und Konkurs-
amt, das er leitet, einmal mehr etwas vergessen gegangen ist in der Optik des Regierungsrats. Mit
der neuen Sicherheitsdirektorin wird das hoffentlich nicht mehr passieren.

Die Offnungszeiten des kantonalen Betreibungs- und Konkursamts sind so kundenfreundlich wie
mdglich: Es gibt keine Termine mehr, die persdnliches Vorsprechen erfordern — ausser Pfan-
dungstermine, und davon gibt es 90-120 pro Tag! Diese Termine haben nicht alle am Mittwoch-
abend zwischen 17 und 19 Uhr Platz. Es gibt von Montag bis Freitag taglich 120 Fixtermine; daftir
muss es halt méglich sein, dass man sich freischaufelt. Kommt man nicht beim Amt vorbei, kommt
das Amt zu einem nach Hause, und das ist meist die unangenehmere Variante. [Heiterkeit]

Alle anderen Termine werden seit 2014 online angeboten. Betreibungsregisterausziige kénnen
auch am Postschalter zu den Post-Offnungszeiten bestellt werden, oder eben wahrend 24 Stun-
den im Internet. Es gibt also keinen Grund, personlich beim Betreibungs- und Konkursamt zu er-
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scheinen, ausser man hat einen Pfandungstermin. Insofern ist die Stellungnahme des Regierungs-
rats abschliessend und richtig; die SVP-Fraktion stimmt deshalb fiir Uberweisen und Abschreiben.

Fiar Martin Datwyler (FDP) sind effiziente Behdrdenprozesse und Behdrdengange wichtig. Kun-
denfreundliche Offnungszeiten gehoren nach Ansicht der FDP-Fraktion zu den Aufgaben der Fuh-
rungsgremien der Verwaltung. In der Stellungnahme des Regierungsrats ist dargestellt, wie dies
bewerkstelligt werden soll: Die besten Behérdengange sind immer noch die, die gar nicht getatigt
werden muissen, weil die Dienstleistung online angeboten wird. Dementsprechend ist auch die
FDP-Fraktion fur Uberweisen und Abschreiben.

Regierungsréatin Kathrin Schweizer (SP) berichtet, die Offnungszeiten wirden immer wieder
Uberpruft, und zwar in der ganzen Verwaltung: Was sind angesichts der Kundenbedurfnisse die
richtigen Offnungszeiten? Trotzdem ist es besonders wichtig, dass man wenn immer moglich gar
nicht auf ein Amt gehen muss, sondern dass sich das meiste online erledigen lasst — diesbeziiglich
sind schon grosse Schritte unternommen worden, und zwar in allen Direktionen. Diese Uberpri-
fung lauft konstant. Deshalb bittet der Regierungsrat den Landrat, seine Stellungnahme zur Kennt-
nis zu nehmen sowie das Postulat zu tberweisen und abzuschreiben.

Al Das Postulat wird stillschweigend Gberwiesen und mit 62:14 Stimmen abgeschrieben.
Nr. 127
19. Genugend Zeit zum Wahlen
2019/224; Protokoll: ak
Al Die Motion wird stillschweigend Uberwiesen.
Nr. 128
20. Mangel an IT-Fachlehrpersonen

2019/183; Protokoll: ak

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) erklart, der Regierungsrat sei zur Entgegennahme des Vor-
stosses als Postulat bereit und beantrage gleichzeitig die Abschreibung.

Klaus Kirchmayr (Griine) ist einverstanden mit dem Antrag des Regierungsrats. Es sind noch
andere, etwas spezifischere Vorstosse auf dem Weg. Die aktuellen Ausbildungsangebote unter-
stlitzen vor allem den ICT-Support, aber zur eigentlichen IT-Padagogik gibt es in der Ausbildung
noch Defizite. Es macht jedoch den Anschein, dass Regierungsratin Monica Gschwind diesem
Thema genlgend Aufmerksamkeit widmet.

Al Der Vorstoss wird stillschweigend als Postulat Giberwiesen und abgeschrieben.
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Nr. 129

21. ICT-Fortbildungskonzept fiur Sek1-Lehrpersonen
2019/357; Protokoll: ak

Landratspréasident Peter Riebli (SVP) erklart, der Regierungsrat nehme die Motion entgegen.

Caroline Mall (SVP) betont, die SVP-Fraktion sei nicht grundsatzlich gegen Uberweisen, empfehle
aber die Umwandlung in ein Postulat. Die Forderung wird selbstverstandlich unterstiitzt, denn es
besteht tatséchlich eine Licke im Ausbildungssystem: Es mussen kompetente Weiterbildungs-
moglichkeiten angeboten werden.

Jan Kirchmayr (SP) geht es darum, dass die Lehrpersonen — und auch die Schilerinnen und
Schiler — ab der Sekundarstufe 1 ab nachstem Jahr mit iPads ausgeristet werden. Also missen
die Lehrkrafte auch wissen, wie sie diese Gerate im Unterricht gebrauchen kdnnen und sollen.
Dafir braucht es ein Ausbildungskonzept, und von diesem fehlt noch jede Spur. Wenn der Regie-
rungsrat die Motion entgegennehmen maochte, lasst sich daraus schliessen, dass er wohl eine
Ausgabenbewilligung unterbreiten mochte. Weil es wichtig ist, dass etwas passiert, soll die Motion
als solche beibehalten und nicht in ein Postulat umgewandelt werden. Lehrpersonen miissen vor-
bereitet sein auf die Zeit, wenn die Schilerinnen und Schuler im Unterricht iPads nutzen kdnnen.
Wenn man nicht weiss, wie man die Gerate anwenden kann, braucht man sie gar nicht damit aus-
zuridsten.

Thomas Eugster (FDP) hélt das Thema flr absolut wichtig; die FDP-Fraktion geht mit dem Motio-
nar diesbezuglich einig. Es ist einiges in Bewegung. Weil keine Gesetzeséanderung notig ist, ist
aber die Motion nicht das richtige Instrument; passend ware ein Postulat, und diesem wirde die
FDP-Fraktion zustimmen.

Julia Gosteli (Grune) setzt sich vollumfanglich flr die Motion ein. Digital = phanomenal! Deshalb
muss im Bildungswesen ein deutliches Zeichen fir die Digitalisierung gesetzt werden. Selbst un-
terrichtet sie Informatik an der Wirtschaftsmittelschule, und dabei erkennt man bei genauem Hin-
sehen, dass es in der digitalen Bildung drei Ebenen gibt: 1. Es braucht Lehrpersonen mit einem
Mindestmass an Fachwissen, um den normalen Unterricht zu steuern und modernen Unterricht
anbieten zu kénnen (z.B. betreffend den Umgang mit Vorlagen usw.); 2. Es braucht Fachwissen
von Lehrpersonen, die Informatik unterrichten — neu gibt es eine zuséatzliche Fachausbildung, da-
mit auch Primarlehrpersonen das Fach Informatik studieren und einen fachwissenschaftlichen Ab-
schluss machen kénnen, was auch schon fur die Sek-2-Stufe in Planung ist; und 3. geht es um die
didaktische Anwendung des Digitalen. Es gibt dazu x Méglichkeiten, auch facheribergreifend,
denn Digitalitat ist interaktiv. Zu solchen Interaktionen mussen die Jungen motiviert werden, und
dazu braucht es jetzt ein klares Zeichen. Deshalb soll die Motion als verbindlicher Auftrag an den
Regierungsrat Uberwiesen werden.

Pascal Ryf (CVP) schliesst sich den Sprecher(inne)n vor ihm an: Es ist ein wichtiges Anliegen.
Die CVP/glp-Fraktion hatte auch ein Postulat vorgezogen, denn formell ist ja keine Gesetzesande-
rung noétig. Auch mit einem Postulat kbnnte das wichtige Anliegen umgesetzt werden. Wenn aller-
dings an der Motion festgehalten wiirde, wiirde die Fraktion auch dieser zustimmen.

Regierungsrétin Monica Gschwind (FDP) ist wie alle anderen unbestritten der Meinung, dass die
Fortbildung im Bereich ICT sehr wichtig ist. In der BKSD hat man sich auch Uberlegt, ob das jetzt
eine Motion oder ein Postulat sein sollte. Die Direktion ist daran, ein Konzept fiir die Sekundarleh-
rerinnen und -lehrer zu erarbeiten, und deshalb nimmt der Regierungsrat, etwas grosszlgig, eine
Motion entgegen. Aber eigentlich — gerade weil die Arbeiten schon laufen — wiirde auch ein Postu-
lat gentigen.

A Mit 46:30 Stimmen wird die Motion Uberwiesen.
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Nr. 130

22. Ergédnzungsprifung/Vorkurs fur die Padagogische Hochschule FHNW
2019/186; Protokoll: ak

Landratspréasident Peter Riebli (SVP) erklart, der Regierungsrat lehne die Motion ab. Es liegt eine
schriftliche Begriindung vor.

Caroline Mall (SVP) wandelt die Motion in ein Postulat um, damit die Frage gepruft werden kann.
2018 haben 27 % die Erganzungsprifung nicht bestanden, um einmal Lehrperson werden zu kén-
nen. Natirlich soll das Niveau nicht herabgesetzt werden, damit jemand das Lehrpatent erlangen
kann. Aber es bestehen Zweifel, was die Erganzungsprifungen im Aargau und in Olten bzw. deren
Evaluation anbelangt; da muss man am Ball bleiben.

Von den 27 %, die die Prifung nicht bestanden haben, haben sich nur vier Personen zur Repetiti-
on angemeldet; die anderen haben wohl den Kopf in den Sand gesteckt, gerade jetzt, wo Lehrer-
mangel herrscht. Winschenswert ware, dass man sich mit den Verantwortlichen der Padagogi-
schen Fachhochschule bzw. einmal mehr mit der EDK austauscht dariiber, ob es nicht die M6g-
lichkeit gibt, nur einen Teil der Ausbildung zu wiederholen statt gleich ein ganzes komplettes Jahr.
Es ware wirklich angebracht, dass der Kanton Baselland — der nota bene diesen Erganzungskurs
selbst nicht anbietet, sondern pro Schiiler/in CHF 11'500 bezahlt — dem einmal nachgeht und die
Sache thematisiert.

Christoph Hanggi (SP) lehnt namens der SP-Fraktion den Vorstoss, auch in Form eines Postu-
lats, ab und folgt dabei der Argumentation des Regierungsrats. Es gibt gute Griinde, dass die Pri-
fung nicht sofort wiederholt werden kann. Wer eine solche Prifung nicht besteht, kann die Defizite
nicht innert 1-3 Monaten wettmachen, sondern braucht die entsprechende Zeit.

Pascal Ryf (CVP) erklart, die CVP/glp-Fraktion werde das Postulat unterstitzen. Die Frage ist
absolut berechtigt. Es ergibt keinen Sinn, dass man einen ganzen Kurs nochmals absolvieren
muss — einerseits angesichts der hohen Kosten, andererseits weil es bei anderen Ausbildungs-
gangen auch die Mdglichkeit gibt, eine Prufung zu wiederholen. Wieso soll dies gerade bei dieser
Erganzungsprifung der FHNW fir angehende Lehrerinnen und Lehrer nicht méglich sein? Es wird
kein Leistungsabbau bei den auszubildenden Lehrpersonen angestrebt, sondern es gilt, die besten
Leute zu gewinnen. Wer aber sind die besten Leute? Was flr Fahigkeiten miissen sie mitbringen?
Die wichtigste Fahigkeit fur Lehrerinnen und Lehrer ist Empathie, also die Fahigkeit, mit den Kin-
dern und Jugendlichen adaquat umzugehen und altersgerecht zu unterrichten. Bei der Veranstal-
tung «Bildungserfolg fur alle» am 4. September, die Bildungsdirektorin Monica Gschwind verdan-
kenswerterweise ins Leben gerufen hat und die sich um Analyse und Perspektive im Zusammen-
hang mit der Uberpriifung der Grundkompetenzen gedreht hat — diesbeziiglich schneidet das Ba-
selbiet ja sehr schlecht ab —, gab es einige sehr spannende Referate zu héren, u.a. von Dr. Tho-
mas Lindauer, der sagte: Viel wichtiger als Fachkompetenz ist die Fachdidaktik, also die Fahigkeit
des Vermittelns. Deshalb ist es sinnvoll, méglichst viele gute Leute zur Ausbildung zuzulassen,
und nicht zwingend, dass sie eine Prifung aufgrund von wissenschaftlichen Aspekten bestehen.
Der Vorstoss soll deshalb als Postulat Giberwiesen werden.

Julia Gosteli (Griine) kann wegen eines Axioma-Systemfehlers ihr vorbereitetes Votum gerade
nicht ablesen und nutzt daher die Moglichkeit, frei zu sprechen [Heiterkeit]. Die Griine/EVP-
Fraktion lehnt den Vorstoss mehrheitlich ab; sie ist mit der nachvollziehbaren Begrindung des
Regierungsrats einverstanden.

A Mit 46:31 Stimmen bei 2 Enthaltungen wird der Vorstoss, auch nach der Umwandlung in
ein Postulat, abgelehnt.
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Nr. 131

23. Fur eine Statistik im Bereich der LGBTIQ*-feindlichen Aggressionen
2019/368; Protokoll: ak

Landratspréasident Peter Riebli (SVP) erklart, der Regierungsrat sei bereit, den Vorstoss als Pos-
tulat entgegenzunehmen. Es liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Miriam Locher (SP) geht es darum, dass homo- und transphobe Gewalt neu statistisch erfasst
wird. Homo- und transphobe Gewalt ist eine Tatsache, psychische und physische Attacken sind
auch in der Schweiz an der Tagesordnung, aber in den allermeisten Fallen wird nichts gemeldet,
nichts wird bekannt. In den vergangenen Wochen sind nun 1-2 Falle in den Medien publik gewor-
den. Aber wie gross das Ausmass ist, ist unklar, denn die Zahlen fehlen. Dieser Mangel an Zahlen
wurde auch vom Bund schon festgestellt. Praventionsmassnahmen kénnen erst ergriffen werden,
wenn Zahlen erhoben werden. Dies jedoch liegt in der Kompetenz der Kantone. Der Vorstoss, der
mit verschiedenen Fachstellen koordiniert worden ist, ist auch in anderen Kantonen eingereicht
worden.

Es geht um die Sicherheit einer Minderheit und um gezielte Angriffe auf die Identitéat der Betroffe-
nen mit gravierenden Folgen. Die LGBTIQ-Angehdrigen sind in keiner Form vor diesem Hass ge-
schitzt. Das Parlament muss seine Verantwortung, Recht zu gewahren und Schutz zu gebieten,
wahrnehmen. Deshalb ist der Vorstoss zu Giberweisen.

Caroline Mall (SVP) betont, es handle sich tatsachlich um ein sehr sensibles Thema. Die SVP-
Fraktion stimmt der Uberweisung eines Postulats geschlossen zu, damit etwas mehr Licht in die
Dunkelheit kommt. Es handelt sich um eine Minderheit, die zu oft Angst empfinden und sich in der
so sicheren Schweiz verstecken muss, nur weil sie nicht ganz so daherkommt, wie die Allgemein-
heit sich das vorstellen mag.

Erika Eichenberger Bihler (Griine) hat ein Bericht des Europarats aufhorchen lassen: Im Bericht
zur Schweiz sieht er in dieser Thematik Handlungsbedarf. Es gelten bei weitem noch nicht alle Ar-
ten von LGBTIQ-feindlichen Aggressionen als Tatbestand, und sie werden eben auch noch nicht
alle erfasst. Es gibt noch eine grosse Dunkelziffer von etwa 80 %. Hinter dieser Zahl stecken viele,
auch junge Menschen in grosser Not. Es braucht also eine systematische Datenerfassung und
Sensibilisierung der Polizei, insbesondere auch bei der Befragung von Opfern. Die Fraktion Gri-
ne/EVP ist der Meinung, dass es zwingend Ldsungen braucht, und stimmt deshalb mehrheitlich ftr
eine Motion; eine Minderheit wiirde sich bei einer Motion enthalten, weil sie den Vorstoss lieber als
Postulat Gberweisen wirde, weil zuerst gepruft werden misste, wie eine solche Statistik fur alle
zufriedenstellend umgesetzt werden kénnte.

Regula Steinemann (GLP) erklart, dass der Vorstoss der CVP/glp-Fraktion zu wenig weit gehe.
Er fuhrt sogar zu einer gewissen Benachteiligung anderer Personengruppen. Wenn man eine sol-
che Statistik einfiihren mochte, misste man weitere Kriterien einbeziehen: Beispielsweise Delikte
wegen der Religionszugehdrigkeit, wegen des Geschlechts oder der Rasse. Diese Kriterien wer-
den vollig ausser Acht gelassen, obschon dort die gleichen Gefahren und Benachteiligungen be-
stehen. Erst wenn man solche Kriterien einbezieht, bekommt man wirklich ein Bild der Gefahrenla-
ge und kann gezielt Pravention betreiben. Der Vorstoss soll deshalb als Postulat (iberwiesen wer-
den, aber verbunden mit dem Wunsch, dass zusétzliche Kriterien in die Prifung einbezogen wer-
den sollen. Wenn namlich die Strafverfolgungsbehdrden ein Kreuzchen setzen sollen, misste
auch der Kriterienkatalog erweitert werden kdnnen — das ware mit keinem wesentlichen Zusatz-
aufwand verbunden.

Reto Tschudin (SVP) stellt klar, dass die SVP-Fraktion nicht fur die Motion, sondern fir ein Postu-
lat stimmen wurde. Es ist ihr auch ein Anliegen, Folgendes zu erwahnen: Indem Polizisten von der
Strasse abgezogen und mit Kreuzchenmachen beschaftigt werden, wird keine Gewalt verhindert —
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egal, ob homophobe oder andere Gewalt. Das Ziel muss generell die Senkung der Anzahl Gewalt-
taten sein, deshalb darf man den administrativen Aufwand nicht Ubertreiben.

Regierungsratin Kathrin Schweizer (SP) fuhrt aus, dass sich der Regierungsrat etwas schwer
getan habe mit diesem Vorstoss: Zuerst wollte er ihn entgegennehmen und gleich zur Abschrei-
bung beantragen. Inzwischen wurde aber festgestellt, dass sehr wohl Handlungsbedarf besteht.
Es gibt die geschilderten Probleme tatsachlich. Die Erfassung duirfte nicht ganz einfach werden,
und in einzelnen Gruppierungen dirften die Stichprobenzahlen sehr gering sein. Dennoch ist es
wichtig, genau hinzusehen. Deshalb méchte der Regierungsrat den Vorstoss nun als Postulat ent-
gegennehmen, nicht zuletzt damit bei der Polizei vermehrt mit einem Opferfokus praventiv vorge-
gangen wird, also mit der Fragestellung: Gibt es Gruppierungen, die besonders oft von einem De-
likt betroffen sind (so wie etwa der Enkeltrick vorwiegend bei alteren Personen wirkt)? So soll fest-
gestellt werden, ob in besonderen Konstellationen auch besondere praventive Massnahmen ergrif-
fen werden sollen. Dafir ist die entsprechende Datenlage noétig. Der Kanton Aargau hat mit diesen
Erhebungen angefangen, und vielleicht liesse sich diese Statistik mit anderen Kantonen koordinie-
ren, so dass die Erhebung nicht wahnsinnig viele Ressourcen absorbiert, aber dennoch verlassli-
che Zahlen liefert.

Miriam Locher (SP) ist das Anliegen sehr wichtig. Sie mochte es nicht auf ein mdgliches Schei-
tern der Motion ankommen lassen und wandelt den Vorstoss deshalb in ein Postulat um. Es ist
wichtig, diesbeziglich vorwéarts zu machen. Ein koordiniertes Vorgehen ist sinnvoll, und es ist er-
freulich, dass auch die SVP sich dafir einsetzt, dass Minderheiten — diesmal die LGBTIQ — sich in
diesem Land frei und sicher flihlen kénnen.

Al Mit 71:6 Stimmen wird der Vorstoss als Postulat Giberwiesen.
Nr. 132
24. Velo-Schnellrouten-Netz Unteres Baselbiet

2019/354; Protokoll: pw

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) erklart, der Regierungsrat sei bereit, den Vorstoss als Pos-
tulat entgegenzunehmen.

Klaus Kirchmayr (Grine) fuhrt aus, Velo-Schnellrouten wirden ein Bedurfnis aufnehmen, das im
Zusammenhang mit dem Mobilitdtsverhalten der jliingsten Zeit an Bedeutung gewonnen habe. Ziel
dieses und des nachsten Vorstosses (2019/335 «Velo-Schnellrouten-Netz Zentrales Baselbiet»)
ist, dieses Mobilitatsbedirfnis in eine Strategie einzubauen, die langerfristig verfolgt werden kann.
Vor etwa 20 Jahren gab es bereits eine Strategie fliir ein Veloroutennetz, von welcher in der Zwi-
schenzeit praktisch alles realisiert wurde. Es geht nun darum, die neusten Entwicklungen — hier ist
vor allem das E-Bike zu nennen — aufzunehmen. Insbesondere in der Agglomeration ist das E-
Bike zu einer echten Moglichkeit geworden, um regelmassig mittlere Distanzen zuriickzulegen.
Seitens Verkehrsplaner des Bundesamts fur Strassen (ASTRA) wird dies auch so wahrgenom-
men. Der Redner durfte mit Freude lesen, dass der ASTRA-Direktor an einer ACS- oder TCS-
Generalversammlung sich dahingehend geaussert hat, dass es sich um eine wichtige, wenn auch
nicht die einzige Komponente handle, um die zukiinftige Verkehrsproblematik anzugehen. Der
Votant hat sich ebenfalls dartiber gefreut, in der letzten Finanzkommissionssitzung zu vernehmen,
dass der Regierungsrat Mittel fir entsprechende Pilotprojekte in den AFP einstellen méchte. Zu-
erst ein Pilotprojekt zu realisieren und aufzuzeigen, welche konkrete Probleme es zu l6sen gilt,
scheint eine sehr sinnvolle Strategie zu sein. Die Motion sowie die ndchste Vorlage 2019/335 kon-
nen entsprechend in Postulate umgewandelt werden.

Thomas Eugster (FDP) bestatigt aus eigener Erfahrung, das Velo habe tatséchlich Potential. Das
Auto ist immer noch am schnellsten. Am zweitschnellsten ist man mit dem Rennvelo und dem E-
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Bike und mit dem OV ist man im Vergleich am langsamsten. Die FDP-Fraktion kann die Idee und
die dargelegte Strategie des Regierungsrats einstimmig unterstiitzen, ist aber froh, dass die Moti-
on in ein Postulat umgewandelt wurde. Denn der Rat muss sich endlich selbst an der Nase neh-
men: Eine Motion verlangt eine Gesetzesénderung und man muss damit aufhéren, alles, was man
fur besonders dringend halt, als Motion zu betiteln. Auch der Vorstoss 2019/335 wird untersttitzt.

Franz Meyer (CVP) kann sich in fast allen Punkten seinem Vorredner anschliessen; er selbst fahrt
seit 1,5 Jahren taglich mit dem E-Bike 21 km zur Arbeit und wieder zurtick. Das Potential des Ve-
los ist noch nicht ausgeschopft. Auch im Agglomerationsprogramm der vierten Generation ist der
Langsamverkehr ein Schwerpunkthema. Die CVP/glp-Fraktion ist froh Giber die Umwandlung in ein
Postulat und wird die beiden Vorstdsse einstimmig unterstiitzen.

Die SP-Fraktion unterstiitze beide Vorstosse sowohl als Motion als auch als Postulat, dussert Jan
Kirchmayr (SP). Es ist gut, wenn die beiden Vorstésse an die Regierung Uberwiesen werden, im
Rahmen des nachsten Ausbaus des Radroutenkredits gepruft werden, und dann in Balde eine
entsprechende Vorlage kommt.

Susanne Strub (SVP) spricht zu beiden Vorstdssen: Die SVP-Fraktion ist froh, dass die Motion in
ein Postulat umgewandelt werden soll. Eine Motion ware nicht unterstiitzt worden, denn ganz so
einfach ist es nicht. Es gibt durchaus auch Probleme, die gelést werden missen. Die Infrastruktu-
ren, die gebaut werden sollen, gehoren letztendlich den Gemeinden, die dann auch dafir auf-
kommen mussen. Die Postulate werden unterstitzt.

Klaus Kirchmayr (Griine) wendet sich an Thomas Eugster und weist auf das Landratsgesetz hin.
Ein Veloroutennetz muss in einem Richtplan festgehalten werden. Unter 8§ 34 Absatz 1 Buchst. ¢
des Landratsgesetzes steht: «Mit der Motion kann der Landrat den Regierungsrat beauftragen: die
Vorlage fur eine andere in die Zustandigkeit des Landrates fallende Massnahme oder fiir einen
Landratsbeschluss auszuarbeiten» — der Kantonale Richtplan (KRIP) gehort hier dazu. Der Redner
wurde es begrissen, wenn sich die FDP-Fraktion von ihrer, ein Stiick weit anmassenden, Richter-
rolle Uber das Gesetz ein wenig verabschieden und etwas mehr inhaltlich als formell diskutieren
wurde. [Zustimmendes Klopfen von der linken Ratsseite]

Die heutigen Probleme liessen sich nicht mit einem einzigen Verkehrsmittel l6sen, sagt Regie-
rungsprasident Isaac Reber (Griine). Vielmehr braucht es das richtige Zusammenspiel zwischen
den Verkehrsmitteln, dartiber besteht auch unter den Fachleuten Konsens. Das E-Bike ist sicher
eines der Elemente, das sich zu betrachten lohnt, da es das Velo massenverkehrstauglich macht.
Zuerst soll dort angesetzt werden, wo es die gréssten Verkehrsprobleme gibt. Und zwar ist dies
immer am Ubergang von der Agglomeration zum Zentrum. Der Redner freut sich tiber die Einigkeit
im Parlament und verspricht in dieser Sache vorwarts zu machen.

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) halt fest, der Motionar habe die Motion in ein Postulat um-
gewandelt.

Al Mit 76:0 Stimmen wird der Vorstoss als Postulat Giberwiesen.

Protokoll der 4. Sitzung vom 26. September 2019 146



BASEL #%
LANDSCHAFT A

Nr. 133

25. Velo-Schnellrouten-Netz Zentrales Baselbiet
2019/355; Protokoll: pw

Landratspréasident Peter Riebli (SVP) informiert, der Motionar habe die Motion im Rahmen der
Beratung des vorherigen Traktandums (2019/354) in ein Postulat umgewandelt und alle Fraktionen
hatten sich auch bereits zu diesem Vorstoss geaussert. Ist jemand gegen die Uberweisung?

Keine Wortmeldungen.

Al Der Vorstoss wird stillschweigend als Postulat Uberwiesen.
Nr. 134
26. Planung Muggenbergtunnel

2019/244; Protokoll: pw
Landratsprasident Peter Riebli (SVP) erklart, der Regierungsrat nehme das Postulat entgegen.

Jan Kirchmayr (SP) fuhrt aus, die SP-Fraktion sei grossmehrheitlich gegen die Uberweisung des
Postulats. Mit dem Nationalstrassen- und Agglomerationsfonds (NAV) geht der Abschnitt ab dem
1.1.2020 an den Bund uber. Entsprechend ist nicht verstandlich, weshalb der Kanton nun Geld
ausgeben soll, um den sogenannten Muggenbergtunnel zu bauen. Letztlich muss auch die Frage
gestellt werden, weshalb beim Knoten Angenstein tGiberhaupt Stau entsteht. Der Redner ist am
Muggenberg aufgewachsen und kennt die dortige Situation gut. Die Staus entstehen vor allem
aufgrund der Abzweiger bei Angenstein. Es stellt sich die Frage, ob das Problem beim Knoten
Angenstein mit einem CHF 150 Mio. teuren Tunnel gel6st werden soll oder ob es noch andere
Moglichkeiten gibt. Eine Moglichkeit ware beispielsweise die Aufhebung von Abzweigern mit dem
Beschluss des Vollanschlusses, der vor rund einem Jahr im Landrat beraten wurde. Man muss
sich auch Uberlegen, was tberhaupt umfahren werden soll. Mit einem Tunnel wird kein Dorfkern
verkehrsberuhigt, sondern es wird Industriegebiet umfahren. Der Muggenberg ist zudem — wie
man es bereits vom Eggfluhtunnel kennt — geologisch unsicher, es gibt briichiges Kalkgestein. Ob
deshalb CHF 150 Mio. fur die Realisierung eines Tunnels ausreichen, ist unsicher. Die SP-Fraktion
ist der Ansicht, der Fokus sei villig falsch. Es gibt dringendere Herausforderungen beim Verkehr
als die Probleme beim Muggenberg. Fur Losungen fur den Knoten Angenstein wird zwar Hand
geboten, jedoch nicht mit einem CHF 150 Mio.-Tunnel.

Die Grune/EVP-Fraktion lehne das Postulat ebenfalls ab, berichtet Karl-Heinz Zeller (Griine). Jan
Kirchmayr hat viele inhaltliche Argumente bereits erwéhnt. Der Titel des Postulats zeigt, dass die
Ldsung des Verkehrsproblems anscheinend bereits bei einem Tunnel verortet wurde und man
nicht bereit ist, auf weitere Anliegen einzugehen. Der Vorredner hat jedoch deutlich gesagt, dass
es noch andere Moglichkeiten gibt, um den Engpass zu entlasten. Der Redner ist erstaunt, auch
wenn es dem Kanton finanziell wieder etwas bessergeht, dass man sich unabhangig dessen, wer
die Kosten tragt, fir ein solches Projekt entscheiden soll. Wenn man eine Tunnellésung plant, ge-
niert ein generelles Projekt schon immense Kosten. Mit welchen Planungskosten wird flir diese
eine Losung gerechnet?

Markus Meier (SVP) verweist auf das letzte Traktandum zu den Velo-Schnellrouten, bei dem alle
daflir gestimmt haben, etwas zu lUberprifen, was in die Zukunft filhren soll. Nun kann aber festge-
stellt werden, dass die Zukunft fir einige Leute schon Gibermorgen ohne Strassen und Waren-
transporte durch LKWSs stattfindet. Es scheint egal zu sein, ob der Kanton mit dem Wirtschaftsge-
biet Jura verbunden ist, mit dem sonst eng zusammengearbeitet wird; und auch, ob eine Transju-
rane auf dieser Westroute genutzt werden kann, die zu einer Hauptverkehrsachse der Schweiz
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werden kann. Hatten alle die Unterlagen gelesen, dann ware auch allen bekannt, dass es nicht um
einen Beschluss zu einem Baugesuch oder um eine Kreditbewilligung geht. Rolf Blatter méchte
lediglich wissen, mit welchen Kosten die Erstellung des Muggenbergtunnels verbunden wéare und
in welchem zeitlichen Rahmen der Muggenbergtunnel realisiert werden kénnte. Wenn man nicht
wieder méchte, dass in Bern Nein gesagt wird, weil zu wenig konkret geplant wurde, dann muss
jetzt Druck gemacht werden und ein Signal in Richtung Bern gesendet werden, dass es den Tun-
nel braucht. Die Verantwortung fir diese Strasse geht per 1.1.2020 ohnehin an den Bund Uber.
Wenn man sagt, Strassen seien im Baselbiet eigentlich passé, man fahre schon seit langem Velo
und transportiere auch alles mit dem Velo, dann muss das Postulat vermutlich abgelehnt werden.

Franz Meyer (CVP) aussert, der Vorredner habe schon viele richtige und wichtige Punkte erwéhnt.
Es soll nicht wieder damit angefangen werden, die verschiedenen Verkehrstrager gegeneinander
auszuspielen. Auch im Laufental braucht es eine effiziente und gute Strassenerschliessung als
Verbindungsstiick zum Jura.

Es wurde schon gentigend Zeit damit zugebracht, Alternativen zu prifen, und man ist zum Schluss
gekommen, dass es keine bessere Ldsung gibt als einen Tunnel. Es ist nicht ehrlich, wenn man
den Leuten nun Sand in die Augen streut, indem man sagt, es gebe Alternativen.

Der Redner kennt diese Gegend schon bedeutend langer als Jan Kirchmayr und mindestens so
gut. Er fahrt téaglich dort vorbei, meistens mit dem Velo. Méchte man dem Gebiet eine Chance ge-
ben, dann muss das Nadelohr endlich gelést werden, was nur mit einer Tunnellésung maoglich ist.
Deshalb die Bitte, das Postulat zu Gberweisen.

Ermando Imondi (SVP) glaubt, fir Jan Kirchmayr hore der Kanton Basel-Landschaft bei Angen-
stein auf. Fur das Laufental ist die Vorlage extrem wichtig, vor allem auch wenn die Transjurane-
Strasse mehr zum Tragen kommt. 25'000 Autos fahren taglich das Tal vor und zurlick. Das Tram
kann man nicht bis ins Laufental weiterziehen, entsprechend ist man dort auf den Tunnel angewie-
sen.

Andreas Durr (FDP) pladiert daftr, nicht wieder ins Ideologiemuster zuriickzufallen — die Griinen
wollen nur Velos und die Blrgerlichen nur Autos. Heute wurde bereits ein Schritt in die richtige
Richtung gemacht. Klaus Kirchmayr hat im Rahmen der Vorlage 2019/354 sogar das ACS-
Verkehrsforum erwahnt. Es ist richtig, dass Jurg Réthlisberger (Direktor des ASTRA) dort die Ve-
lobahnen als Teil eines Konzeptes genannt hat. Es ist jedoch falsch, nun nur einseitig das zu hé-
ren, was einem gefallt. Jirg Roéthlisberger hat auch gesagt, die Verkehrsinfrastruktur misse aus-
gebaut werden. Der Muggenbergtunnel ist langfristig auf jeden Fall ein zwingender Ausbau. Dieser
ist bislang zu kurz gekommen. Es ist héchste Zeit, dass man vorwartsmacht und dass der Kanton
zeigt, dass er den Tunnel mochte. Die Begehrlichkeiten des Bundes sind in allen Ecken. Wenn
man sich im Baselbiet nicht einig ist, dann kann es auch seitens Bund heissen, es solle nicht ge-
baut werden. Damit muss nun Schluss sein. Das ist eine Beleidigung all jener, die jeden Morgen
bei Angenstein stehen, und auch aller, die taglich die Staumeldungen am Radio héren.

Zu Jan Kirchmayr, der die Situation am Angenstein anscheinend nicht als so schlimm einschatzt,
aber gleichzeitig wiinscht, dass das 1ler-Tram bis zum Bahnhof fahrt, um das dortige Nadel6hr zu
beheben: Die FDP-Fraktion kann dem Anliegen beziiglich des 11er-Trams und einem entspre-
chenden Postulat wahrscheinlich zustimmen. Aber man darf doch auch mal von der anderen Seite
verlangen, dass das Ideologiedenken abgelegt wird. Man kann sowohl Velos als auch den OV
fordern und gleichzeitig die Strassen nicht vergessen. Die Strasse erbringt nach wie vor 75 % der
Verkehrsleistung. Der Redner bittet darum, dass sich alle einen Ruck geben, das Ideologiedenken
Uberwinden und das Postulat im Sinne des Kantons und des Laufentals Gberweisen.

Jan Kirchmayr (SP) fuhlt sich herausgefordert. Viele scheinen ihm nicht zugehort zu haben. So
hatte er gesagt, die SP-Fraktion wolle einer Losung Hand bieten, man wolle jedoch keine

CHF 150 Mio.-L6sung. Gerade von der anderen Ratsseite kommt schliesslich immer, man misse
vorsichtig mit dem Steuergeld umgehen. Nun soll jedoch griines Licht fur ein CHF 150 Mio.-Projekt
gegeben werden, obwohl auch Gber einen Halbanschluss oder die Aufhebung von Abzweigern
diskutiert werden konnten. Dies mdchte man anscheinend aber nicht, weil man stier denkt, man
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brauchte jetzt unbedingt die Planung zum Muggenbergtunnel, damit der Bund mdglichst schnell
den Tunnel in den nachsten Netzausbau aufnimmt. Ein Tunnel macht aber keinen Sinn, es gibt
gunstigere Alternativen.

Balint Csontos (Grline) bedankt sich fir das Stichwort: Keine Veloroute braucht sich vor dem
Vergleich mit einer Umfahrung fir CHF 150 Mio. zu furchten. Fiur diesen Betrag kdnnen mehrere
Taler mit luxuridsen Velorouten erschlossen werden. Anders ausgedriickt: Der alte, bisherige Rad-
routenkredit umfasst CHF 50 Mio., also rund ein Drittel der Kosten eines Muggenbergtunnels in
einer sehr gunstigen Variante. Alleine fir die Planungskosten des Tunnels, der ab dem 1.1.2020
nicht mal mehr in Kantonsverantwortung ist, kann eine Veloschnellroute gebaut werden. Beim
Vergleich der Zustimmung zu einer Veloschnellroute und der Zustimmung zu einem Tunnel wird
nicht mit gleich langen Ellen gemessen.

Urs Kaufmann (SP) sagt, das Problem des Vorstosses sei, dass man nicht genau wisse, wie hoch
die Folgekosten sein werden. Zumal es Kosten fir eine Planung wéren, fir die der Kanton schon
bald nicht mehr zustandig ist. Die Strasse geht, wie erwahnt, in Bundeskompetenz tber. Nun ist
die Rede von einem «generellen Bauprojekt», was lbrigens kein bestehender Ausdruck fur einen
planerischen Schritt ist. Geht man davon aus, es geht um die Ausarbeitung eines Bauprojekts,
dann bewegt man sich bei einem CHF 150 Mio.-Tunnel schnell bei CHF 10 Mio. Sollen mit einer
Uberweisung des Postulats Planungskosten von CHF 10 Mio. ausgeldst werden, fur etwas, wofir
man ab dem néchsten Jahr gar nicht mehr direkt zusténdig ist? Vielleicht kann der Baudirektor
Uber die zu erwartenden Kosten aufklaren.

Es gehe um eine grobe Kostenschéatzung und um die Angabe eines groben Zeitrahmens, um mehr
nicht, bringt Thomas Eugster (FDP) ein. Im Namen des Postulanten kann der Wortlaut auch ger-
ne noch angepasst werden: Ein «generelles Projekt» ist gemeint. Dies ist der erste Schritt, um
Uberhaupt zu ermitteln, was etwas kostet. Zum jetzigen Zeitpunkt weiss man noch nicht, ob der
Tunnel CHF 150. Mio. kosten wird.

Die verschiedenen Verkehrstrager sollten nicht mehr sténdig gegeneinander ausgespielt werden.
Es gibt verschiedenen Stausituationen an verschiedenen Orten und verschiedene Losungen, um
eine Verbesserung herbeizufiihren, seien dies Velo-Schnellrouten oder Bauten fir den motorisier-
ten Individualverkehr. Um zu wissen, was etwas kostet, braucht es kein Projekt, das bis ins letzte
Detail geplant ist. Um abzuwégen, welche Lésung mit den nur beschrankt vorhandenen Mitteln die
beste ist, braucht es eine Auslegeordnung und eine Angabe der Kosten. Die Mobilitat, in welcher
Form auch immer, muss fliessen; denn Mobilitét ist Wirtschaft und somit letztlich auch Steuersub-
strat. Die Schwachstellen missen verbessert werden und die notwendigen Kosten bekannt sein.
Wenn man die Kosten und den Zeitrahmen nicht kennen mdéchte, ist sicherlich etwas Ideologie
dabei.

Und ein kleiner Seitenhieb an Klaus Kirchmayr: Auch hiervon ist der Kantonale Richtplan (KRIP)
betroffen und entsprechend hatte das Postulat als Motion eingereicht werden kénnen. Aber dies
hatte keinen Sinn gemacht. Denn letztlich geht es hier nur ums Prifen und Berichten, der Tunnel
wird damit noch nicht gebaut.

Martin Datwyler (FDP) ist einigermassen frustriert, wie sich jetzt alle wieder in ihre Schitzengra-
ben zuriickziehen. Dass es den Muggenbergtunnel braucht, ist seit vielen Jahren erwiesen und
unumstritten. Der Regierungsrat hat es bislang leider versaumt, die im Postulat geforderten Arbei-
ten zu machen. Deshalb fallen diese nun nahe an den Ubergabetermin an den Bund. Aber das
macht nichts. Denn: Wenn der Muggenbergtunnel gewollt ist — und er ist es — muss man seitens
Kanton deutliche Signale an den Bund senden. An einer der letzten Sitzungen wurde im Zusam-
menhang mit der A22 zwischen Pratteln und Liestal ahnlich entschieden und ein Postulat Gberwie-
sen, wonach sich der Regierungsrat flir Larmschutzmassnahmen einsetzen soll.

Ermando Imondi (SVP) kommt auf das Agglomerationsprogramm zu sprechen, in dem der Mug-
genbergtunnel vorhanden ist. Betrachtet man den Wirtschaftsraum und die ebenfalls im Agglome-
rationsprogramm aufgeftihrte Arealentwicklung, dann ist es bitternétig, dass man mit dem Tunnel
vorwartsmacht. Es soll ein Zeichen in Richtung Bern gesendet werden.
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Andreas Durr (FDP) ist von Balint Csontos enttduscht, weil dieser in ein grassliches Verhaltens-
muster zurlickfallt. Balint Csontos wirft eine Zahl auf — CHF 150 Mio. — und schreit, sie sei bose.
Zugegeben, dieses Muster verfangt schnell, wie bereits bei der Entwicklungsplanung Leimental —
Birseck — Allschwil (ELBA) gezeigt wurde. Zurzeit wird es auch bei der Langmattstrasse mit einem
Betrag von CHF 13 Mio. versucht, obwohl klar ist, dass es sich um CHF 4,7 Mio. handelt.

Der Redner mdchte noch festhalten, dass das Velo nur 6 % des Verkehrs abwickelt, der Strassen-
verkehr 75 %, auch das muss — ohne in das erwdhnte Muster zu verfallen — in eine Verhaltnismas-
sigkeit gesetzt werden. Es geht darum, Verkehrsprobleme pragmatisch und aufgrund von Fakten
zu l6sen. Beim Postulat handelt es sich hoch um keinen Projekt- oder Planungskredit.

Thomas Noack (SP) interessiert sich im Moment vielmehr fir Alternativen, um das Stauproblem
zu l6sen, als fur die Kosten fur den Muggenbergtunnel. Das Stauproblem ist einerseits schon lan-
ge bekannt, und andererseits ist der Muggenbergtunnel schon ewig ein Strich in der Landkarte.
Schon beim Bau der H2 und des Grellingertunnels wurde postuliert, dass der Muggenbergtunnel
komme. Der Redner wird den Eindruck nicht los, dass man nur, weil man immer gesagt hat, es
brauche den Muggenbergtunnel, nun weiter geradeaus geht und immer noch dasselbe sagt. Eine
Kosten-Nutzen-Analyse der verschiedenen Varianten zur Losung des Stauproblems wére win-
schenswert. Es soll nicht nur Gber die Kosten des Muggenbergtunnels gesprochen werden.

Urs Kaufmann (SP) halt den Vorschlag des Vorredners ebenfalls fiir den richtigen Ansatz. Die
Machbarkeitsstudie konnte auf andere Varianten ausgeweitet werden. Zudem sollte ein Kosten-
rahmen, ein Maximalbetrag fur die Ausarbeitung der Machbarkeitsstudie im Postulat festgelegt
werden, z. B. in der Héhe von CHF 50'000.—. Auf der Grundlage dieser Studie kdnnten dann weite-
re politische Entscheide gefallt werden, beispielsweise ob es noch zusétzlich Planungsschritte
braucht, um in Bern weiterzukommen, oder ob in eine andere Richtung geplant werden soll.

Mit den vorgeschlagenen Ergdnzungen — Kostenrahmen und Machbarkeitsstudie unter Einbezug
von Alternativen — kame sicherlich auch eine Mehrheit fiir die Uberweisung des Postulats zusam-
men.

Peter Hartmann (Grine) hat Mihe mit der Formulierung, die im Postulat in Klammern steht, zu-
mal «generelles Bauprojekt» kein feststehender Ausdruck ist. Die gesamte Klammer kénnte weg-
lassen werden. Die Ermittlung der Kosten und des Zeitrahmens wirden voéllig reichen. Jeder weite-
re investierte Planungsfranken ist ein verlorener Steuerfranken, da das Projekt ab Januar zum
Bund lbergeht.

Balint Csontos (Grine) empfindet den Begriff «Schiitzengraben» als nicht angemessen fir ein
Parlament. Das erwéahnte «grassliche Verhaltensmuster» kann so stehen gelassen werden, da es
sich um eine subjektive Wertung von Andreas Duirr handelt.

Die CHF 150 Mio. stehen so im KRIP und sind somit nicht erfunden. Wenn mal etwas in einem
solchen Dokument festgehalten ist, ist es schwierig, dies nicht auch zu erwahnen. Ab dem 1. Ja-
nuar liegt das Projekt beim Bund. Der Redner bezweifelt, dass irgendjemand in der Verwaltung bis
dahin in der Lage ist, ein generelles Projekt auszuarbeiten.

Linard Candreia (SP) passt die Formulierung in Klammern nicht, aber es gehe ja um den Inhalt,
welcher als Signal betrachtet werde und dem auch in seiner Signalwirkung zugestimmt werden
kénne. Der Redner sagt nicht nur Ja, weil er selbst im Laufental wohnt, sondern wegen der ganzen
Nordwestschweiz, die nicht mit dem Laufental aufhort. Der Kanton Jura hat auch Interesse an die-
sem Entscheid.

Falls er sich richtig erinnere, bringt Martin Datwyler (FDP) ein, habe der Landrat bereits einmal
einen Kredit gesprochen, um genau die Abklarungen zu machen, die vorher gewiinscht wurden.
Zumindest wurden in der Verwaltung entsprechende Abklarungen gemacht und Varianten gepriift.
Und dies mehrmals. Aber keine der Varianten war befriedigend. Deshalb ist man heute wieder
beim Tunnelprojekt, mit dem man nun endlich vorwartsmachen muss. Auch wenn die Formulie-
rung des Postulats nicht ganz klar sein mag, fur den Redner ist die Message klar: Der Regierungs-
rat muss sich in Bundesbern daflr einsetzen, dass es mit der Planung des Baus vorwartsgeht.
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Wenn sie jetzt gewisse Vorarbeiten leisten und Vorabklarungen treffen kann und diese dann am
1.1.2020 dem Bund ubergibt, dann ist das Ziel des Postulats erreicht.

Franz Meyer (CVP) bestétigt, der Landrat habe CHF 800'000.— gesprochen, um Alternativen zu
prufen. Wahrend der vergangenen Jahre wurden 14 Alternativen zu einer Tunnellésung gepruft
und man ist zum Schluss gekommen, dass es keine Alternative gebe, welche die Probleme auch
nur annahernd lésen wiirde. Das ist der aktuellste Stand. Es muss nun vorwartsgemacht und keine
neue Prifung von Alternativen verlangt werden. Auch Urs Kaufmann weiss dies, sofern er die Un-
terlagen gelesen hat.

Thomas Eugster (FDP) bittet um Aufmerksamkeit, so habe er bereits gesagt, im Namen des Pos-
tulanten, der heute nicht anwesend ist, soll der Wortlaut des Postulats gedndert werden. Anstatt
«generelles Bauprojekt» soll nur «generelles Projekt» stehen. Die Verwaltung hat schon sehr viel
dazu gemacht. Nun geht es darum, dies alles zusammenzufassen und mit einem Preisschild zu
versehen. Dafir braucht es keinen Extrakredit.

Simon Oberbeck (CVP) staunt tiber das Ablenkungsmandver der linken Ratsseite. Vor rund zwei
Jahren anlasslich der Budgetdebatte hat der Redner gesagt, gewisse Personen hétten die Losung
«keine Strassen, keine Strassen, keine Strassen». Zwei Jahre spater scheint man diesbezlglich
nicht viel weiter zu sein. Das Wort «Schiitzengraben» sollte nicht genannt werden, aber es handelt
sich definitiv um einen ideologischen Graben. Mit den Verkehrsprojekten sollte nun endlich vor-
wartsgemacht werden, um den Kanton weiter zu bringen. Mit den ideologischen Grabenkampfen
soll aufgehort werden.

Regierungsprasident Isaac Reber (Grine) stellt erstens fest, dass der Angenstein ein unbestritte-
ner Engpass sei. Zweitens ist die relative Bedeutung dieses Engpasses fur den Bund wahrschein-
lich ungleich kleiner als fiir den Kanton Basel-Landschaft. Dies ist ebenfalls eine reine Feststel-
lung. Drittens wurden Alternativmoéglichkeiten zu einer Tunnelldsung in grosser Zahl geprift, es
gibt keine. Alle, welche die dortige Situation kennen, wissen, wie eng es ist. Es gibt die Birs, Ver-
kehrsachsen, geschiitzte Objekte und sehr wenig Spielraum. Entsprechend ist es extrem schwie-
rig, eine adaquate Lésung zu finden. Der Regierungsrat ist bereit, das Postulat entgegenzuneh-
men. Es ist begrissenswert, dass die Formulierung von «generelles Bauprojekt» zu «generelles
Projekt» gedndert wurde. Damit herrscht Klarheit, was gemacht werden soll.

Der Redner méchte nicht, dass der Eindruck entsteht, die Verwaltung kénne nun nur einige Dinge
zu bereits gemachten Abklarungen zusammentragen und damit habe man das generelle Projekt
fur den Muggenbergtunnel. Dem ist nicht so, sonst hatte man dies schon friither machen kénnen.
Es ist nicht so einfach. Entsprechend kann auch nicht garantiert werden, dass man Ende Jahr be-
reits so weit ist — es braucht so viel Zeit, wie es braucht, und es kostest so viel, wie es kostet. Es
hat seinen Preis, doch der Regierungsrat ist der Meinung, dass es richtig ist. Weshalb? Am
1.1.2020 geht diese Strasse an den Bund Uber, wo das Projekt eine wesentlich geringere Bedeu-
tung haben wird als im Kanton, das Projekt wird beim Bund nicht zuvorderst stehen. Méchte man,
dass in mittelbarer Zeit etwas passiert, dann muss ein gewisses Bekenntnis gemacht werden. Es
reicht nicht, dass der Muggenbergtunnel seit 20 Jahren oder mehr im KRIP enthalten ist. Der Bund
wird die berechtigte Frage stellen, weshalb der Tunnel plétzlich so dringlich sei, nachdem nun seit
20 Jahren nichts mehr gemacht wurde. Deshalb miissen Abklarungen gemacht werden und man
sollte sich auch vom Titel «Muggenbergtunnel» verabschieden. Letztlich geht es nur darum, den
Engpass mit der geeignetsten Massnahme zu beseitigen. Um dem Bund das Projekt mit gutem
Gewissen Ubergeben zu kénnen und zu dokumentieren, dass es tatsachlich ein Anliegen des Kan-
tons Basel-Landschaft ist, ist es von Vorteil, wenn bereits jetzt Vorabklarungen getroffen werden.
So bestehen Chancen, dass im Bereich Angenstein mittelfristig etwas gemacht wird.

Zum zweiten Punkt des Postulats — zum Zeitrahmen — kann der Regierungsrat nichts sagen, da es
nicht mehr in seiner Hand liegen wird. Selbstverstandlich wird der Regierungsrat jedoch darauf
drangen, dass der Bund diesbezlglich vorwartsmacht.

Al Mit 49:27 Stimmen bei 6 Enthaltungen wird das modifizierte Postulat Uberwiesen.
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Nr. 135

27. Kinderbetreuung fur Kinder von Landrats-Mitgliedern am Landratstag
2019/245; Protokoll: pw, mko

Landratspréasident Peter Riebli (SVP) erklart, der Regierungsrat lehne das Postulat ab.

Klaus Kirchmayr (Griine) fuhrt aus, der Vorstoss sei unter dem Eindruck entstanden, dass es fir
junge Eltern in der Realitat schwierig sei, ein Landratsmandat anzunehmen. Es bedarf extremer
organisatorischer «Krampfe». In dem Sinn handelt es sich um eine Benachteiligung einer Genera-
tion von jungen Eltern bei der Wahrnehmung einer Aufgabe im Landrat. Wobei der Landrat ein
Gremium ist, in dem viele Entscheide gefallt werden, die junge Eltern betreffen. In der Griine/EVP-
Fraktion gibt es drei solcher Falle und auch in den anderen Fraktionen wird es entsprechende Si-
tuationen geben. Das Elternsein sollte kein Hinderungsgrund sein, um im Landrat politisch téatig zu
sein.

Zur Forderung des Postulats nach einem bedarfsgerechten Betreuungsangebot: Damit ist kein
expliziter Landrats-Kinderhort gemeint, sondern ein massgeschneidertes Betreuungsangebot fiir
betroffene Eltern. Dies kann beispielsweise in Form eines Beitrags an die von den Eltern bereits
genutzten Betreuungsangebote erfolgen. Jede Landrétin jeder Landrat vertritt 3'000 Blrgerinnen
und Blrger dieses Kantons. Deshalb ist es auch etwas anderes als bei einem einfachen Mitarbei-
ter. Es geht um Reprasentation und auch um die Reprasentation einer Bevolkerungsgruppe, die
leider angesichts der vielen Entscheide von grosser Tragweite im Landrat untervertreten ist.

Stephan Burgunder (FDP) fuhlt sich als Vater von drei Kindern im Alter von 0 und 4 Jahren an-
gesprochen. Es ist eine riesige Herausforderung, alles — Kinder, Beruf, Gemeindesprasidium,
Landrat — unter einen Hut zu bringen. Die Vereinbarkeit zwischen Beruf und Familie muss verbes-
sert werden, damit ist der Redner einverstanden, dies jedoch bitte mit einem Gesamtkonzept und
nicht wegen fuinf Personen und 20 Landratssitzungen jahrlich. Fir eine freie Wahl des Familien-
modells und der Kinderbetreuung braucht es entsprechende Rahmenbedingungen. An diesen
Rahmenbedingungen soll gearbeitet werden und nicht an denen der jahrlich 20 Landratssitzungen.
Die FDP-Fraktion lehnt den Vorstoss ab.

Hanspeter Weibel (SVP) ist etwas irritiert. Der Vorstoss ist ein Postulat, das heisst Priifen und
Berichten, was der Regierungsrat in der Antwort bereits sehr ausfiihrlich gemacht hat. Sogar Links
sind in der Antwort enthalten, wo es Uberall solche Betreuungsmaoglichkeiten gibt. Des Weiteren ist
das Postulat sehr inkonsequent. Weshalb sollte es nur am Landratstag und nicht auch wahrend
der Kommissionsitzungen ein Betreuungsangebot geben? Die SVP-Fraktion lehnt die Uberwei-
sung des Postulats ab.

Ermando Imondi (SVP) hat sich beim Lesen des Postulats wie im falschen Film gefihlt. Der Red-
ner hat selber drei Kinder und hat sich mit der Familie immer organisiert. Bevor man sich als Ge-
meinderat oder Landrat zu Wahl aufstellen lasst, muss man im Vorfeld Abklarungen treffen, ob der
Zeitaufwand bei einer Wahl bewerkstelligt werden kann. Wenn nicht, muss man sich organisieren
und schauen, ob es jemanden gibt, der zu den Kindern schauen kann. Als RAV-Leiter findet es der
Redner nicht fair, dass Mitter, die sich beim RAV anmelden, unterschreiben miissen, dass eine
Kinderbetreuung gewahrleistet ist. Kénnen Mtter dies nicht, wird ihnen die Vermittelbarkeit abge-
sprochen. Wenn man sich fiir ein Mandat oder auch beruflich engagieren méchte, dann muss man
sich organisieren.

Es sei ein ziemlich emotionales Thema, bringt Regula Steinemann (glp) ein, und einige aus der
CVP/glp-Fraktion seien selber von der Problematik betroffen. Die Idee ist originell, zumal der Kan-
ton eine gewisse Vorbildfunktion hat, die er auch wahrnehmen und mit gutem Beispiel vorangehen
soll. Aber so wie das Postulat jetzt auf dem Tisch liegt, handelt es sich um eine Exklusivitat und
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eine Privilegierung einzelner. Wenn schon, misste man dies fir alle Mitarbeitenden der Landes-
kanzlei und der gesamten Kantonsverwaltung geprift werden. Aus diesem Grund wird die Mehr-
heit der CVP/glp-Fraktion das Postulat ablehnen.

Lucia Mikeler (SP) sagt, dass auch die SP-Fraktion das Postulat ablehne. Sie hat zwar daftr eine
gewisse Sympathie. Ahnlich wie die Vorrednerin sieht sie darin jedoch auch eine Privilegierung,
die sie nicht unterstitzen kann. Es musste ja dann fir alle Mitglieder des Landrats die gleiche Re-
gelung gelten. Zudem besteht bereits ein grosses Betreuungsangebot im Kanton, auf das man
zuriickgreifen konnte — vor allem in Liestal. Schwierig abzuschéatzen ist auch der Bedarf an Plat-
zen, und wie sich die Leistungsanbieter zu derart kurzen und eventuell unregelméassigen Betreu-
ungen von Kindern stellen wiirden. Dies kdnnte padagogisch eine Herausforderung sein und nicht
unbedingt dem Bedurfnis der Kinder entsprechen.

Al Mit 60:13 Stimmen bei 5 Enthaltungen wird das Postulat abgelehnt.
Nr. 136
28. Chronisch kranke Schiler/innen

2019/423; Protokoll: mko

Al Das Postulat wird stillschweigend Gberwiesen.

Nr. 137

29. EinfiUhrung einer Stundendotation «Medien und Informatik» auf der Primarstufe
2019/424; Protokoll: mko

Al Das Postulat wird stillschweigend Uberwiesen.

Nr. 138

30. Anpassung der Zulassungsbedingungen fir Sek ll-Abganger mit Berufsmatur an

die PH fir Studiengange Kindergarten-/Unterstufe und Primarstufe
2019/466; Protokoll: mko

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat die Motion entgegen-
nehme und Abschreibung beantrage. Es liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Caroline Mall (SVP) bedankt sich bei der Regierung fir ihre Bereitschaft, die Motion entgegen zu
nehmen. Sie bedankt sich auch fur die Ausfiihrungen. Sie hat durchaus dafiir Verstandnis, wenn
man sich erst kiirzlich, im Marz, mit der EDK auseinandersetzen durfte. Oftmals sind einem die
Héande gebunden, wenn diese etwas entscheidet. Selbst wenn gewisse Sachen veraltet sind, so
wie etwa die Erganzungsprifung fir zukinftige Lehrpersonen. Die Votantin hatte es bereits zuvor
erwahnt: Der Lehrermangel wird einen noch lange begleiten. Man ist angehalten, was die Ausbil-
dung anbelangt, vorwarts zu machen. Dabei darf man sich durchaus auch mal gegen das Gedan-
kengut der EDK stellen. Regierungsratin Monica Gschwind sieht, wie sich den Ausfiihrungen ent-
nehmen lasst, im Moment keine Chance, mit einem neuen Vorstoss aus dem Baselbiet anzukom-
men. Per Zufall weiss sie auch, dass Dr. Bergamaschi ein grosses Ohr daflir hat, sich der EDK
gegeniber etwas anders zu verhalten.

Protokoll der 4. Sitzung vom 26. September 2019 153



BASEL #%

LANDSCHAFT AR

Mit ihrem Vorstoss mdchte sie den Regierungsrat eigentlich nur unterstiitzen und einladen, bei
einer nachsten Mdglichkeit — was nicht morgen, oder ibermorgen, auch nicht nachsten Friuhling
sein muss — bei der EDK wieder vorstellig zu werden. Aus Erfahrung weiss sie, dass der stete
Tropfen den Stein hohlt. Es macht aus ihrer Sicht keinen Sinn, wenn man einen Bescheid einfach
nur schluckt. Mit ihrem Vorstoss mdchte sie in der gesamten Schweiz ein vom Kanton Baselland
ausgehendes Signal setzen. Es gibt in der Schweiz ein sehr gut durchlassiges Bildungssystem,
was sie unterstiitzt. Man muss aber weiterhin dranbleiben und der EDK zeigen, dass sie sich be-
wegen muss. Nicht alles, was sie verabschiedet, ist fir die ndchsten Jahre auch richtig. Es be-
schleicht einen manchmal das Geftihl, dass in diesem Gremium Leute sitzen, die nicht mehr ganz
basisorientiert sind. Die Motion&rin mochte deshalb die Fraktionen bitten, der Regierungsrétin den
Rucken zu starken und das Signal zu geben, dass das Baselbiet auf das Thema zuriickkommen
mochte. In der Zwischenzeit liessen sich Verbiindete suchen, die an der Idee Gefallen finden, da-
mit man irgendwann einmal soweit ist, dass auch Berufsmaturanden in der Lage sind, das Lehrer-
patent zu erreichen. Pascal Ryf hat in dieser Hinsicht heute ein hervorragendes Votum gehalten:
Es braucht vor allem padagogisch gut ausgebildete Menschen, die ihre Schiler mit Wissen unter-
stutzen kénnen. Davon ist man noch weit entfernt, vor allem was die praktischen Aufgaben anbe-
langt. Die Votantin hat gespurt, dass die Regierungsratin die Sache eigentlich gar nicht so schlecht
findet. Mit einer Mehrheit im Rat wirde man sie zusatzlich unterstitzen fir die ndchste Verhand-
lung mit der ganz tollen EDK.

Roman Brunner (SP) findet, dass Caroline Mall ihre Mehrheit bekommen sollte, damit der Vor-
stoss nicht abgeschrieben wird. Seine Fraktion sieht das ahnlich wie die Motionarin. Nur weil die
EDK im Marz gesagt hat, dass sie die Anpassung noch nicht méchte, heisst das nicht, dass die
Forderung falsch ist. Regierungsratin Monica Gschwind sieht dies ja auch so, obwohl sie mit ihrer
Forderung zuletzt gescheitert war. Diese muss aber vom Kanton Baselland weiterhin aufrecht er-
halten bleiben, weshalb die SP-Fraktion sich gegen die Abschreibung aussprechen wird.

Regierungsrétin Monica Gschwind (FDP) ist Uberzeugt, dass auch Absolventen einer Berufsma-
turitét den Zugang zur PH erhalten sollten. Obwohl sie in der EDK entsprechende Antrage gestellt
hatte, lehnte sie diese ab. Es ist nun die Frage, ob es dafir ein weiteres Postulat braucht oder
nicht. Ihre Haltung ist dieselbe: Sie wird am Ball bleiben. Es nitzt aber nichts, wenn ein weiteres
Postulat die Liste fiillt, das dann irgendwann beantwortet werden muss. Die Votantin bittet des-
halb, es abzuschreiben. Sie kann nicht in einem Jahr schon wieder mit einem Antrag kommen,
auch nicht Ubernachstes Jahr — denn so arbeitet die EDK nicht. Das Gremium wird nicht geduldi-
ger, wenn sie standig ihre Antrage einbringt. Die Forderung ist jedoch klar, wie auch ihre Haltung.
Sie steht dahinter und méchte das erreichen.

Caroline Mall (SVP) weist darauf hin, dass es nicht um ein Postulat, sondern um eine Motion ge-
he. Diese hat nach aussen eine gréssere Wirkung. Vor allem gibt es vielleicht den einen oder an-
deren Kanton, der das Thema aufgreift. Man sollte deshalb den Druck aufrechterhalten. Es ist ihr
vollig klar, dass die Regierungsratin nicht schon in einem halben Jahr wieder vorstellig werden
kann. Vielleicht lassen sich aber Verblindete finden. Mit einer Mehrheit und ein paar Unterstiitzern
kommt man ganz anders daher, wenn man spéater wieder vor die EDK tritt und sich fir das Anlie-
gen einsetzt. Das ware Sinn und Zweck der Sache.

Al Die Motion wird stillschweigend tUberwiesen und mit 42:33 Stimmen bei 1 Enthaltung ste-
hen gelassen.
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31. Dolmetscherdienst im Gesundheitswesen
2019/411; Protokoll: mko

Landratspréasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat das Postulat entgegen-
nehme und Abschreibung beantrage. Es liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Simone Abt (SP) dankt der Regierung fur die Begriindung, die man aufgrund der vielen Fragen
auch als Antwort fir eine Interpellation ansehen kénne. Ausléser ihres Vorstosses war ein tragi-
scher Fall in Basel-Stadt, der vor Gericht verhandelt wurde. Es geschah, dass eine Frau mit ihrem
Mann zum Arzt ging. Der Mann dolmetschte, die Frau horte zu, und schliesslich entschloss man
sich zu einem Eingriff. Die Frau erklarte ihr Einverstandnis. Der Eingriff fand statt — eine Abtrei-
bung, was die Frau gar nicht wollte, wie sich erst im Nachhinein herausstellte. Ohne Zweifel ist das
erschreckend, ein Horrorszenario. Entsprechend gross war auch die Besorgnis in diesem Kanton,
bzw. bei der Votantin, ob auch hier aufgrund von sprachlichen Inkompetenzen ein solch tragischer
Irrtum geschehen konnte. Der guten und umfassenden Antwort des Regierungsrats entnimmt sie,
dass auf Bundesebene eine Sensibilisierung stattgefunden hat und ein entsprechendes Fakten-
blatt vorliegt, was sehr erfreulich ist. Ebenfalls ist die Finanzierung von Dolmetschern sicherge-
stellt. Sie sieht auch, dass in Baselland das Anliegen stufengerecht umgesetzt ist, dass professio-
nelle Dolmetscher bei wichtigen Entscheiden zugezogen werden. An der Finanzierung scheitert
die sprachliche Verstandigung ebenfalls nicht. Man kann also relativ zuversichtlich hoffen, dass
solch ein Fall in diesem Kanton nicht geschieht. Dazu braucht es aber ganz wesentlich den Faktor
Aufmerksamkeit. Gerade wenn einem Menschen aus einem Kulturkreis begegnen, die ein anderes
Familienverstéandnis haben, muss einem bewusst sein, dass es oft nicht reicht, wenn der Mann
oder die Kinder Ubersetzen. Dies kann einerseits Fehler nach sich ziehen, es kann aber auch Ma-
nipulation nach sich ziehen oder es kann Druck auf die entsprechende Person ausgelibt werden.
Es ist somit absolut wesentlich, dass die Betroffenen —haufig sind es Frauen — auch abseits ihrer
Familie informiert und nach ihrer Meinung gefragt werden. Man sollte auch versuchen herauszu-
spuren, ob nicht irgendwo eine Zwangssituation besteht. Es ist ihr bewusst, dass das Stehenlas-
sen des Postulats dazu nichts beitragt, weshalb die Postulantin der Abschreibung ihres Postulats
zustimmen wirde.

Sara Fritz (EVP) findet es am Schluss entscheidend, dass die jeweils behandelnden Personen,
insbesondere Arzte, ein feines Gespiir dafiir haben, in welcher Situation es unter Umstanden an-
gemessen ist, nicht von einer Person aus der Familie dolmetschen zu lassen, sondern externe
oder spitalinterne Dolmetscher aufzubieten. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Situation oder
das Gesprach, das zu flhren ist, heikel ist. Die Votantin hofft und insistiert darauf, dass die ent-
sprechenden Personen geschult und ihnen eine Sensibilitat vermittelt werden. Sie kann sich vor-
stellen, dass der Arbeitsalltag in einem Spital sehr stressig ist. Jemand anderen aufzubieten, der
die Dolmetschergesprache fuhren muss, ist ein Zusatzaufwand, der aber Gber Leben und Tod ent-
scheiden kann. Aus diesem Grund ist es wichtig, dass in diesem Kanton weiterhin ein Augenmerk
darauf gerichtet wird und man lieber einmal zu oft eine externe Person die Ubersetzung vorneh-
men lasst.

Christina Jeanneret-Gris (FDP) fiihlt sich beim Thema Sensibilitat angesprochen. Sie ist Arztin
und kann versichern, dass die Sensibilitdt durchaus gegeben ist, unter anderem im KSBL. Es kann
tatsachlich eine Schwierigkeit darin bestehen, wenn Ehepartner oder Kinder die Rolle des Dolmet-
schers lbernehmen. Es gibt im KSBL interne Listen von Dolmetschern, auf die sich bei Bedarf
sofort zugreifen lassen. Damit hofft sie, die Postulantin auch etwas beruhigen zu kénnen.

Al Das Postulat wird stillschweigend Uberwiesen und abgeschrieben.
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32. Bahnreisen statt Flugreisen von Mitarbeitenden des Kantons Basel-Land und seiner
Beteiligungen
2019/406; Protokoll: mko

Landratspréasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat die Motion ablehne. Es
liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Jan Kirchmayr (SP) zeigt sich etwas enttduscht von der Antwort des Regierungsrats. Der Kanton
sollte als Vorbild vorangehen. Die Klimaverénderungen sind in der Tat eine Herausforderung,
weshalb der Kanton auch dafiir sorgen sollte, dass der Kanton mit seinen Angestellten die Flug-
bewegungen mdoglichst reduziert. Der Vergleich, der in der Ablehnungsbegriindung erwahnt wird,
hinkt. Man kann nicht alleine die Flugzeit betrachten. Wer einen Flug antritt, muss erstmal zum
Flughafen gelangen, muss durch die Passkontrolle etc. und muss dann am Zielort wieder vom
Flughafen in die Innenstadt oder wo auch immer reisen — und wieder zuriick. Mit dem Zug ist man
im Zug und hat auch die Moglichkeit, dort zu arbeiten. Deshalb I&sst sich den genannten 75 Minu-
ten fir den Weg nach Wien nur indirekt nur zustimmen. Wahrend man in einem Flugzeug nicht
telefonieren kann, lasst sich in einem Zug immerhin arbeiten und, ein gutes Handynetz vorausge-
setzt, auch Telefongesprache fuhren.

Die Kritik an der Motion, dass sie sich auf einen Kilometerradius beziehe, ist ein Stiick weit ver-
standlich. In Basel-Stadt hat die Regierung von sich aus bestimmt, dass sie sich auf eine Reisezeit
von 6 Stunden beschrénken wolle, mit Ausnahmen im Notfall.

Der Votant pladiert daftir, dass sein Vorstoss als Postulat Uberwiesen und bei der Prufung dariber
nachgedacht wird, ob man sich nicht am basel-stadtischen Vorschlag orientieren mdchte, indem
man bestimmt, dass Reisezeiten von unter 6 Stunden mit dem Zug absolviert werden sollen, ab-
gesehen von Notfallen.

Reto Tschudin (SVP) hatte heute Morgen die Idee, eine dringliche Motion einzureichen, dass die
Staatsangestellten am Weihnachtsanlass keine Haifischflossen mehr essen dirfen. Er Giberlegte
sich dann, dass dies vermutlich gar nie der Fall ist, womit seine Motion Uberfliissig wéare. Der
Votant findet es schade, dass im Gegensatz dazu Jan Kirchmayr sich diese Gedanken nicht ge-
macht hat. Denn Staatsangestellte, die fliegen, lassen sich an einer Hand abzahlen. Und wenn sie
fliegen, gibt es dafir einen triftigen Grund. Wenn er personlich als Staatsangestellter nach Baden
an eine Weiterbildung geht, oder, wie das letzte Mal, nach Spligen, kam ihm noch nie in den Sinn,
dafir das Flugzeug zu besteigen. Das wird auch in Zukunft so sein.

Das ist wieder einmal eine Motion, bei der man leider sehen muss, dass sie nichts bringt, ausser
Papierkrieg. Auch wenn der Vorstoss in ein Postulat umgewandelt wirde: Es bedeutet Aufwand,
etwas abzuklaren. Und das Ergebnis wére dasselbe, was man heute schon weiss: Dass nur dann
geflogen wird, wenn es absolut notwendig ist. Die Idee ist per se nicht schlecht. Nur braucht es
dazu keinen Vorstoss, weil es bereits umgesetzt ist. Die SVP-Fraktion lehnt Motion wie Postulat
ab.

Markus Dudler (CVP) hat seinem Vorredner fast nichts hinzuzufligen. Er hat das Wichtigste be-
reits ausgefiihrt. In der Geschaftswelt, zumindest in jener des Votanten, wird auf Reisen generell
mdglichst verzichtet. Es bringt viel mehr, mit Videokonferenzen etc. zu arbeiten. Es gibt noch einen
anderen Aspekt: Die CVP tituliert sich als Familienpartei, weshalb es fiir sie wichtig ist, dass man
die Reisezeit auf ein moglichst kleines Mass beschrankt, damit man genug Zeit fur die Familie hat.
Da macht es eben einen Unterschied, wenn man fur das Reiseziel Wien zwei statt neun Stunden
unterwegs ist. Die CVP/glp-Fraktion lehnt Motion wie Postulat ab.

Meret Franke (Griine) hat sich gefragt, weshalb Kantonsangestellte Giberhaupt ins Ausland fliegen
mussen. Es seien letztes Jahr nur 20 Fllige gewesen, schreibt die Regierung. Sie findet aber auch
20 Fluge noch zu viel — wenn man bedenkt, dass man in Europa mit dem Zug tberall hinkommt.
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Es ist davon auszugehen, dass Flugreisen von Kantonsangestellten eher selten vorkommen, wes-
halb sich fir jede einzelne Reise auch etwas mehr Zeit einplanen lasst. Die Grline/EVP-Fraktion
stimmt der Uberweisung des Postulats grossmehrheitlich zu.

Linard Candreia (SP) hétte noch ein Argument fiir das Postulat, und zwar aus Sicht einer SVP-
Vertreterin und eines SVP-Vertreters oder des rechten FDP-Flugels. Jeremias Gotthelf schrieb
1842 in der Rede «Eines Schweizers Wort an den Schweizerischen Schiitzenverein»: «Im Hause
muss beginnen, was leuchten soll im Vaterland». Der Spruch ist nach 180 Jahren immer noch ak-
tuell, denn hier handelt es sich um einen Vorstoss in genau diesem Geiste. Es wird in der nachs-
ten Zeit immer wieder Vorstosse von verschiedenen Seiten geben, die etwas mit der Umwelt zu
tun haben. Und auch bei diesem Postulat zeigt sich, dass man im Kleinen anfangen muss. Man
darf es nicht so ohne Weiteres wegwerfen. Das geht nicht. Unbedingt Ja.

Martin Datwyler (FDP) findet das Anliegen, Geschaftsreisen nachhaltig zu gestalten, 16blich und
richtig. Die Verantwortung, Geschéftsreisen nachhaltig zu gestalten, liegt aber voll und ganz bei
dem, der die Reise unternimmt, sowie bei seinen Fihrungsverantwortlichen. Die Regierung hat
glaubhaft dargelegt, dass sie die Thematik in ihrem Haus erst nimmt. Aus diesem Grund ist die
FDP-Fraktion einstimmig gegen eine Uberweisung sowohl der Motion als auch des Postulats.

Al Mit 39:36 Stimmen bei 1 Enthaltung wird der Vorstoss, auch nach der Umwandlung in ein
Postulat, abgelehnt.

Nr. 141
33. Steuerliche Behandlung: Behdrdenentschadigung ohne Begrenzung des pauscha-
len Abzugs

2019/407; Protokoll: mko

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat die Motion ablehne. Es
liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Hanspeter Weibel (SVP) nimmt vorweg, dass ein Postulat an sich ausreichen wiirde. Handelt es
sich namlich um etwas, das in der Kompetenz des Regierungsrats liegt, kénnte man ihn mittels
eines Postulats zum Handeln auffordern. Es gab allerdings in der Vergangenheit immer wieder Mal
Erlebnisse mit solchen «Handlungspostulaten», wo der Absender zwar wusste, was er meinte, der
Empfanger das aber nicht ganz im gleichen Sinne verstanden hatte. Dennoch mdchte der Votant
seinen Vorstoss in die korrekte Form des Postulats umwandeln.

Zum Inhalt: Es wird je nach Gemeinde oder Region von den Wenigsten bestritten, dass es fur Ta-
tigkeiten im politischen Bereich immer schwieriger wird, qualifizierte Milizionare zu finden. Das gilt
nicht nur fir den Landrat: Viele méchten es werden, aber lieber nicht sein. Es geht letztendlich um
eine Kaskade von vielen anderen Tatigkeiten im behoérdlichen Rahmen. Der Regierungsrat be-
grindet, dass im Vergleich zur Privatwirtschaft die Pauschalabzlige grossziigig seien. Die Ent-
schadigungen wurden dabei nicht ganz in das richtige Verhaltnis gesetzt — aber das sei mal dahin-
gestellt. Was aber stdrend ist, ist vor allem, dass es drei Limitierungskaskaden gibt. Einerseits wird
eine grundsatzliche Limitierung festgestellt, je nach Behdrdenamt. Dagegen ist nichts einzuwen-
den. Es gibt die zweite Limitierung, die hochstens CHF 5'000.- pro Steuerpflichtigen betragt. Als
drittes kommt, wenn der Betreffende zwei verschiedene oder mehrere Mandate hat, eine Limitie-
rung von CHF 7'000.- hinzu.

Dies sei an einem kurzen, fiktiven Beispiel erlautert. Angenommen, der Votant ware zusatzlich
Mitglied im Gemeinderat — es gibt ndmlich Leute in diesem Saal, die in der Gemeinde, in der er
selber wohnt, sowohl im Gemeinde- als auch im Landrat sind — wirde in diesem Fall eine Limite
von CHF 7'000.- greifen. Ware aber nur die Frau des Votanten im Gemeinderat, hatten beide CHF
5'000.-. Diese Diskriminierung miisste man beseitigen. Der Votant ist einverstanden mit der Limi-
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tierung, das ist nicht das Thema. Die Kaskaden-Limitierungen sind nach seinem Dafurhalten je-
doch nicht geeignet, um das Thema der Begrenzung richtig abzubilden. Es ist letztlich sein Anlie-
gen, die Limitierungen in den verschiedenen Stufen aufzuheben oder mindestens zu uberdenken,
wie sich der Ansatz motivierender gestalten liesse. In dem Sinne wird der Regierungsrat aufgefor-
dert, das anzupassen.

Urs Kaufmann (SP) findet, dass Hanspeter Weibel ein Stiick weit Recht hat. Es kann in einzelnen
Gemeinden der Fall sein, dass man aufgrund dieser Regelung keine Behérdenmitglieder findet.
Das ursachliche Problem ist jedoch — gerade in einer kleinen Gemeinde — dass die Entschadigung
relativ klein und der Aufwand sehr gross ist. Dafur wére der Ansatz, dies mit erhohten Pauschals-
pesen korrigieren zu wollen, aber falsch. Man misste eher daruber reden, ob die Entschadigungen
fur die Behoérdenmitglieder angemessen sind oder nicht. Das ist der Kern der Sache. Nun mit ir-
gendwelchen sehr hohen Pauschalspesen Leuten wie dem Votanten, der selber eine Doppelrolle
als Landrat und Gemeinderat einnimmt, zusatzliche Vorteile zu verschaffen, fande er falsch. Wenn
er als Gemeinderat seinen PC und Drucker gekauft hat, um seine Arbeit erledigen zu kénnen,
muss er diese Anschaffungen als Landrat ja nicht nochmals tatigen. Aus diesem Grund ist die
Kaskade richtig. Etwas anders wére es, wenn er im Landrat und seine Frau im Gemeinderat sas-
se. In dem Fall brauchte es tatséachlich zwei PC fir die Behordentatigkeit — und somit sahe die
Kaskade folgerichtig anders aus.

Die Antwort des Regierungsrats scheint seiner Fraktion gut und klar, weshalb sie ihm folgt und die
Motion als auch Postulat ablehnt. Der Regierungsrat zeigte auch klar auf, dass die Pauschalspe-
senregelung von Behdrden, verglichen mit der Privatwirtschaft, sehr grossziigig ausgelegt ist. Die
SP mdchte nicht in den Verdacht kommen, man wolle sich durch das Anheben der Pauschalspe-
sen noch zusatzliche Privilegien verschaffen. Der Geruch von Eigennutz und personlichem Vorteil
ware doch sehr gross. Der Regierungsrat wies weiter darauf hin, dass man anschliessend in Prob-
leme bezliglich Steuerharmonisierung kommen kénnte und man mit zu grosszigigen Pauschals-
pesenregelungen irgendwann in einen Bereich kdme, den der Bund nicht mehr akzeptieren wirde.

Es gibt viele Griinde, so Werner Hotz (EVP), weshalb sich eine Person fir ein 6ffentliches Amt zur
Verfigung stellt. Denkbar ist, dass die finanzielle Entschadigung teilweise mithilft, Personen fur
eine Kandidatur zu motivieren. Die finanzielle Entschadigung ist aber selbstverstandlich nur ein
Grund unter vielen. Formaljuristisch bewegt man sich heute schon an der Limite, die unter dem
Titel pauschale Spesen Uberhaupt noch vertreten werden kann. Fir die Freistellung bei der Ein-
kommenssteuer brauchte es eine gesetzliche Grundlage, die man aber ziemlich sicher nicht schaf-
fen mochte. Nachdem der Lohn kirzlich um ein Prozent erhdoht wurde, sollte man es dabei belas-
sen — auch unter dem Titel Rechtsgleichheit in der Besteuerung. Es gibt keinen Grund, die Ein-
kommen der Behdrdenmitglieder steuerlich zu privilegieren. Andere Anreizsysteme flr die Landra-
tinnen und Landréate waren natirlich denkbar, nur nicht im Steuerbereich oder im Entléhnungsbe-
reich. Die Krippen, tber die vorhin diskutiert wurden, kamen zwar nicht so gut an. Vielleicht gibt es
aber noch andere Ideen. Die Griine/EVP-Fraktion wird den Vorstoss ablehnen.

Christine Frey (FDP) ist Uberzeugt, dass hier alle das Milizsystem hochhalten. Alle wenden sehr
viel Zeit auf und kénnen auf eine gewisse politische Geschichte zurlickblicken, bis man Gberhaupt
Landrat oder Landratin wird. Wenn man das eigene Umfeld fragt, wie viel wohl ein Landratsmit-
glied verdiene, hért man Zahlen von 40-, 60- oder 80'000 Franken. Einmal hérte sie sogar CHF
110'000, wobei nicht ganz sicher war, ob die Person nicht den Landrat mit dem Regierungsrat
verwechselte. In Wirklichkeit ist die Entschadigung natiirlich ausserst bescheiden und bewegt sich
um die 10- bis 12'000 Franken pro Jahr. Die meisten schaffen es nicht, daneben noch 100% zu
arbeiten. Wenn man Glick hat, gewéhrt einem der Arbeitgeber ein Zeitfenster fir die Landratsta-
tigkeit bei vollem Lohn. Je langer je mehr ist das aber nicht mehr der Fall. Solche Regelungen gab
es eher noch vor 20 Jahren. Heute nicht mehr. Wenn nun das angedachte Bestreben ein kleiner
Schritt auf dem Weg ware, das Milizsystem ein bisschen «gluschtiger» zu machen, wirde ihre
Fraktion den Vorstoss unterstiitzen. Die Votantin ist selber keine Steuerexpertin und weiss deshalb
auch nicht, welcher Weg der richtige ware. Sie hat aber durchaus Sympathien daftir, dass man
Uber die Besteuerung des bescheidenen Entgelts nachdenkt. Sie ist etwas enttduscht von der
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Antwort der Regierung, die aufzahlt, wieso das alles nicht geht. Sie hatte erwartet, dass auch eine
Idee in den Raum gestellt wird, was sonst noch mdglich ware. Dies kdnnte jedoch die Aufgabe
sein, wenn man das Postulat Giberweist — was die FDP-Fraktion tun wird.

Franz Meyer (CVP) sagt, dass die CVP/glp-Fraktion den Vorstoss umfangreich diskutiert habe. Es
gibt gewisse Fragestellungen, die man gerne vertiefen mochte, weshalb sie das Postulat unter-
stutzen werde.

A Mit 41:33 Stimmen bei 1 Enthaltung wird der Vorstoss als Postulat Uberwiesen.
Nr. 142
34. Lohn. Zeit. Respekt. — Lohnkontrollen

2019/429; Protokoll: mko

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat die Motion entgegen-
nehme.

Caroline Mall (SVP) hat, wie auch ihre Fraktion, Verstandnis fur den Vorstoss und kann ihn, zwar
sehr gemischt, als Postulat Uberweisen. Aus zwei Grinden: Die Votantin hatte zuvor bereits darauf
hingewiesen, dass steter Tropfen den Stein hdhle. Es ist durchaus gut, dass dieser Tropfen betref-
fend Gleichstellung auch weiterhin fallt. Man ist in den letzten Jahren in dieser Frage — man kann
sagen dank den Linken — ein Stiick weit vorwartsgekommen, obwohl die Votantin zum Teil eine
etwas andere Optik einnimmt, was die Frauensache angeht.

Bundesbern ist daran, die nétigen oder vielleicht noch marginal fehlenden Akzente zu setzen. Zum
anderen redet man hier von einer Verordnung, die tatséachlich in der Kompetenz der Regierung
liegt. Deshalb wéare es vorteilhaft, man wirde sie zu diesem Vorgehen einladen. Nun hat die Re-
gierung der Motion zugestimmt, was in ihrer Fraktion etwas Erstaunen ausgeldst hat, gibt es doch
nicht wenige Unterlagen (Selbstdeklarationen etc.), die zum Teil auch verbindlich sind. Man sieht,
dass der Kanton eigentlich schon recht gut unterwegs ist. Dennoch méchte die SVP-Fraktion nicht
im Wege stehen und wiirde das Postulat unterstitzen.

Sven Indbnit (FDP) war, wie auch seine Fraktion, ebenfalls erstaunt, dass der Regierungsrat die
Motion einfach so entgegennehmen mdchte. Man ware gespannt auf die Begrindung gewesen,
denn bei der Analyse kommt seine Partei zu einem ganz anderen Schluss. Grundséatzlich ist Caro-
line Mall und der Motionérin zuzustimmen, dass die Lohngleichheitsthematik nach wie vor wichtig
ist. Man ist unerklarlicherweise noch immer nicht dort, wo man sein sollte. Man sollte dem Thema
also sicher Rechnung tragen. Die Motionarin verlangt jedoch einen Zusatz, der in der Verordnung
zum Beschaffungsgesetz verankert werden soll. Im Beschaffungsgesetz ist aber bereits festgehal-
ten, dass die Anbietenden die Gleichbehandlung von Méannern und Frauen in einer Selbstdeklara-
tion bestéatigen mussen. In dieser Selbstdeklaration muss auch geprift werden, ob die Lohnanaly-
se eine Gleichstellung bewirkt. Dies kann sogar heute schon von der Kontrollbehérde, dem KIGA,
Uberprift werden.

Die FDP findet zwar, dass der Vorstoss im Grunde richtig ist. Es braucht ihn aber nicht, weil es
bereits im Beschaffungsgesetz ganz klar definiert ist. Hinzu kommt, dass eine Lohnanalyse in Un-
ternehmen von weniger als 100 Mitarbeitenden grundsatzlich sehr schwierig ist. Wirde man das
noch starker systematisieren, ware das eine grosse Herausforderung, weshalb der Bund auch eine
Grenze eingezogen hat. Die FDP-Fraktion lehnt somit Motion als auch Postulat ab, da sie dazu
keinen Grund sieht.

Miriam Locher (SP) hat nun schon zweimal gehort, dass man erstaunt sei, dass der Regierungs-
rat die Motion entgegennehmen wolle. Sie personlich war sehr, sehr erfreut dariber. Im Juni gin-
gen in der Schweiz tber 400'000 Frauen auf die Strasse. Lohn, Zeit, Respekt — ihren Forderungen
zu diesen drei Kernpunkten verschafften sie dabei laut und deutlich Ausdruck. Diese grosse De-
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monstration war ein Auftrag an die Politik, endlich zu handeln — zum Beispiel in Bezug auf die
Lohngleichheit. Der Regierungsrat fing ja bereits in der letzten Legislatur mit der Unterzeichnung
der Lohncharta damit an. Der logische Schritt ist nun, dass man weitermacht und auch in Bezug
auf die Lohnkontrollen handelt.

Dass das Thema auch auf Bundesebene angegangen wird, wurde bereits erwahnt. Ein Teil ist
davon allerdings ausgeklammert. Im Kanton héatte man deshalb die Chance, diesen Teil auch hier
zu verankern. Von der gegeniiberliegenden Seite hdrte die Motiondrin stets, dass es bereits mog-
lich und im Grundsatz gut sei. Warum macht man es denn nicht? Es tut nicht weh, ist eine gute
Sache und es ist etwas, womit sich ein weiteres Zeichen setzen lasst, dass der Kanton Baselland
fortschrittlich auch in Bezug auf die Lohngleichheit zwischen Mann und Frau ist.

Die CVP/glp-Fraktion hat laut Felix Keller (CVP) den Vorstoss sehr intensiv diskutiert und kam
zum Schluss, dass sie die Motion nicht unterstitzen kénne. Eigentlich hat Sven Inédbnit dazu alles
gesagt. Es ist ganz klar, dass seine Fraktion voll und ganz fur eine Gleichstellung von Mann und
Frau auch in Lohnfragen ist. Man hat sich aber gefragt, wie das umgesetzt werden soll? Wie ist die
Handhabung? Wenn man einem Maler einen Auftrag gibt, geht man dann in sein Geschéft schau-
en, ob die Malerin gleich viel bekommt wie der Maler? Die Umsetzung scheint nicht ganz klar zu
sein. Aus diesem Grund kann man das Anliegen auch nicht unterstitzen.

Erika Eichenberger Buhler (Griune) hort aus den Worten ihres Vorredners, dass es wirklich nétig
ist, sich der Sache anzunehmen — weil man eben noch nicht genau weiss, wie das gesetzte Ziel zu
erreichen ist. Deshalb ist die Griine/EVP-Fraktion dezidiert fiir eine Uberweisung als Motion. Sie ist
sehr erfreut Uber die Entgegennahme der Regierung. Es braucht Kontrollen, damit das Ziel erreicht
werden kann und die Gleichstellung irgendwann zu 100% oder fast 100% gegeben ist. Frauen-
freundlichkeit ist doch ein positives Aushangeschild und stiinde dem Kanton sehr gut an!

Miriam Locher (SP) ist irritiert dartiber, dass es so oft heisst, man stiinde ja dahinter, aber... Das
kann sie nicht nachvollziehen. Entweder man unterstitzt das Anliegen und stimmt der Motion oder
dem Postulat zu. Oder man steht nicht dahinter. Dann kann man sich auch nicht hinter dem Gere-
de verstecken, dass man es ja eigentlich gut finde, aber... An den Worten von Felix Keller findet
sie auch irritierend, dass er besser als der Regierungsrat zu wissen scheint, was zu tun ist. Wenn
dieser sagt, er méchte die Motion entgegennehmen, liegt es auch in seinem Ermessen, wie er
damit umgeht. Dann muss man nicht schon im Parlament Giberlegen, wie er es wohl angehen sol-
le. Am Schluss des Prozesses gibt es eine Vorlage, Uber die sich befinden lasst.

Regierungsrat Isaac Reber (Griine) erinnert daran, dass diesen Juni die eidgendssischen Rate
das Bundesgesetz lber das 6ffentliche Beschaffungswesen verabschiedet haben. Folgend wird
jetzt die kantonale Vereinbarung Uber das 6ffentliche Beschaffungswesen angepasst. Wiederum
als Folge davon wird man im Kanton die Revision des kantonalen Beschaffungsgesetzes und der
entsprechenden Verordnung zusammen mit dem Beitritt zum Konkordat behandeln. Mit anderen
Worten: der Landrat hat alles in der Hand. Der Regierungsrat meint, dass die Zeit fiir Lippenbe-
kenntnisse langsam vorbei ist. Es ist zwar ein mutiger Schritt. Wenn man es aber wirklich ernst
meint, und auf der anderen Seite sicherstellt, dass die Umsetzung mit der nétigen Verhaltnismas-
sigkeit erfolgt, kann die Motion jetzt Uberwiesen werden. Der Landrat erhalt dann das Produkt in
Form eines Gesetzes vorgelegt und kann immer noch entscheiden, ob er es fiir angemessen halt
oder nicht. Deshalb sei dem Rat ans Herz gelegt, der Regierung zu folgen und den Vorstoss zu
Uberweisen. Nochmals: Die Zeit der Lippenbekenntnisse ist langsam vorbei; man hat lange genug
zugeschaut und schliesslich gemerkt, dass man nicht wirklich vorwartskommt. Deshalb schadet es
sicher nichts, wenn man die Sache nun etwas ernsthafter angeht.

Sven Inabnit (FDP) mdchte nicht verhehlen, dass ihn das permanente Misstrauen gegeniber den
Unternehmen wahnsinnig stért, wie das von Miriam Locher zum Ausdruck gebracht wurde. Fir ein
seridses Unternehmen ist es heute kein Thema mehr, ob es das, was sie hier verlangt, einfuhrt
oder nicht. Die Kontrollitis ist aus diesem Grund unverstandlich. Oder gibt es Hinweise von Basel-
bieter Unternehmen, dass klare Unterschiede bestehen? Weiss Isaac Reber von Hinweisen, dass
die Kontrollen, die das KIGA heute schon durchfihren darf, nicht ausreichend sind? Das alles ist
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fur den Votanten zu wenig begrindet. Nun einfach auf Vorrat eine neue Grundlage zu schaffen, ist
nicht notig. Es geht dabei nicht um Lippenbekenntnisse, sondern es ist eine Tatsache, dass kein
ernsthaftes Unternehmen heute nicht daran interessiert ist, eine Lohngleichheit anzustreben — ob-
wohl das vielleicht aus Generationengrinden nicht in jedem Fall heute und morgen gewahrleistet
werden kann. Die Absicht ist auf jeden Fall da und es sind keine Zeichen erkennbar, dass das
schleppend vorangeht.

Roman Brunner (SP) versichert Sven In&bnit, dass es keineswegs darum gehe, die Unternehmen
zu «bashen». Man weiss, dass es viele Unternehmen gibt, die sich sehr bemihen und es gut ma-
chen. Es ist aber nach wie vor eine Tatsache, dass es diesen unerklarlichen Lohnunterschied gibt
— im privaten wie im offentlichen Sektor. Als Landrat ist man in der Pflicht, dagegen etwas zu un-
ternehmen. Deshalb die Motion — Gberweist man sie, passiert auch etwas.

Anita Biedert (SVP) mochte das Thema auf eine andere Ebene bringen. Regierungsrat Isaac Re-
ber hatte darauf hingewiesen, dass im Juni das Bundesgesetz Uiber das offentliche Beschaffungs-
wesen verabschiedet wurde. In der Revisionsvorlage in Art. 12 ist die Lohn-Gleichstellung von
Mann und Frau geregelt. Deshalb brauchte es die Motion gar nicht. Ein Postulat kénnte man ma-
chen, auch die SVP wiirde nicht dagegen stimmen. Aber eine Motion braucht es nicht.

Ursula Wyss Thanei (SP) erinnert daran, dass der Kanton Baselland im Jahr 2016 die Charta
Lohngleichheit unterschrieben habe. Darin sind die Forderungen, wie sie auch die Motion stellt,
enthalten. Es spricht deshalb nichts dagegen, sie zu unterstitzen.

Al Mit 39:38 Stimmen bei 1 Enthaltung wird die Motion abgelehnt.
Nr. 143
35. Lohn. Zeit. Respekt. — Verbesserung der Arbeitsbedingungen

2019/431; Protokoll: mko

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat den Vorstoss als Postulat
entgegennehme und Abschreibung beantrage. Es liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Auch bei diesem Vorstoss geht es laut Miriam Locher (SP) um ein Anliegen, das die Frauen auf
die Strasse getragen hatten — die geschlechterspezifische Berufswahl bzw. Massnahmen, die man
ergreifen kann, dass die Arbeitsbedingungen gerade in geschlechterspezifischen Frauenberufen
besser werden. Es ist wiederum ein sehr wichtiges Anliegen, die Rollen aufzubrechen und man
versucht, Massnahmen zu schaffen, von denen die ganze Gesellschaft profitieren. Dass der Re-
gierungsrat den Vorstoss als Postulat entgegennehmen méchte, ist ein erster Schritt in die richtige
Richtung. Die Votantin wird dementsprechend ihren Vorstoss in ein Postulat umwandeln und freut
sich, wenn auch der Rest des Landrats dem Anliegen zustimmt. Es ist ndmlich im Interesse aller,
wenn die Arbeitsbedingungen aller Arbeitnehmenden verbessert werden.

Sven Inabnit (FDP) bedauert, dass er mit Miriam Locher heute etwas die Klingen kreuzen muss.
Es ware ihm persdnlich auch lieber, wenn sie sich dem Anliegen mit etwas konstruktiveren Vor-
stossen annehmen wiirde. Aber auch hier muss der Votant konstatieren, dass man einem Thema
hinterherrennt. Der Druck durch die zunehmende Ablésung von Arbeitsplatzen, die mehr und mehr
im automatisierten Bereich angesiedelt werden, wird ohnehin den ganzen Arbeitsmarkt verandern.
Letztlich ist dies ein philosophisches Thema. Auch die sogenannten Mannerberufe werden zu-
nehmend unter Druck kommen und die Manner zunehmend in soziale Berufe abwandern. Ein Be-
richt des Regierungsrats kann daran nichts andern. Anstellungsbedingungen sind vom Kanton aus
ohnehin schwierig zu beurteilen, weil bei den Pflegeberufen die Anstellungen in fast allen Fallen
Uber die Gemeinden laufen. Da hat der Kanton eigentlich nichts zu sagen.
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Die FDP-Fraktion ist auch hier der Meinung, dass der Vorstoss letztendlich ins Leere zielt, weshalb
sie ihn auch nicht als Postulat Uberweisen mdchte.

Anita Biedert (SVP) sagt, dass die SVP-Fraktion sowohl Motion als auch Postulat ablehne, insbe-
sondere deshalb, weil betreffend Auftragserteilung im Altenbereich und FEB die Gemeinden zu-
standig sind. Betreffend Lohngleichheit von Mann und Frau sei Miriam Locher gerne auf die kanto-
nale Dienststelle fur Gleichstellung verwiesen.

Yves Krebs (glp) macht deutlich, dass die CVP/glp-Fraktion auch ein Postulat ablehnen werde.

Erika Eichenberger Buhler (Griine) unterstutzt die Forderung namens der Griine/EVP-Fraktion.
Die Anstellungsbedingungen von Frauenberufen stehen denen von typischen Mannerberufen
deutlich nach. Somit ist klar, dass es etwas zu tun gibt. Die Fraktion unterstitzt vor allem auch die
Uberprifung der Lohngleichheit. Auch hier ist man wirklich noch nirgends. Ebenfalls ist wichtig,
dass Kampagnen zur Aufwertung von Frauenberufen gefiihrt werden. Das Thema Vereinbarkeit
von Beruf und Familie ist noch nicht erledigt. Es braucht auch hier neue Arbeitszeitmodelle. Eben-
so besteht Handlungsbedarf beim Weiterbildungsangebot, bei den Aufstiegschancen sowie der
Forderung von Frauen in eben solchen Positionen.

Miriam Locher (SP) ruft in Erinnerung, dass hier mit den Steuererleichterungen fir die Landrats-
mitglieder eben erst ein Vorstoss durchgewunken wurde, weil eine entsprechende Lobby vorhan-
den war. Die Diskussion, die im Moment gefuhrt wird, zeigt exemplarisch, dass fur Frauenanliegen
einfach keine Lobby vorhanden ist. Enorm irritierend findet die Votantin, dass die CVP/glp-Fraktion
den Vorstoss grund- und erklarungslos ablehnt. Es freut sie aber, dass der Regierungsrat an-
scheinend in Bezug auf die Lohn-, Zeit- und Respekt-Vorstdsse viel weiter ist als das Parlament
und in Sachen Haltung wirklich vorwarts machen mochte. Sie hofft, dass dieser Kurs beibehalten
wird und am Schluss auch das Parlament noch merkt, dass es nun wirklich an der Zeit ist, den
Frauenanliegen entgegen zu kommen.

Felix Keller (CVP) liefert die von Miriam Locher vermisste Begriindung gerne nach. Man hatte
heute Morgen in der Fraktion dartber diskutiert. Im Vorstoss ist generell die Rede von «frauendo-
minierten Berufen». Es gibt aber auch Manner. Warum schaut man nicht auch mal Berufe wie
Strassenbauer oder Maurer an? Dort lasst sich nicht 50- oder 80 % arbeiten. Dort muss man

100 % arbeiten, den ganzen Tag, draussen, bei Regen, bei Schnee. Und gut bezahlt sind die Be-
rufe auch nicht. Das scheint hier aber kein Thema zu sein. Hingegen schwétzt man die ganze Zeit
von frauendominierten Berufen. Das Pflegepersonal kann sich heute immerhin seine Stellen aus-
suchen; das sind gesuchte und gut bezahlte Stellen. Komme man doch einmal weg von diesen
frauendominierten Berufen!

Marco Agostini (Griine) musste eben héren, dass Bauarbeiter schlecht bezahlt seien. Warum
macht die Seite, die das beklagt hat, denn keinen Vorstoss, dass sie besser bezahlt werden? Der
Votant wirde den zu hundert Prozent unterstiitzen. Zum anderen musste er von Andi Durr heute
Morgen héren, dass man ideologisch sei, weil man die Muggenberg-Uberpriifung in Angenstein
nicht vornehmen wollte. Der Votant hat bei diesem Thema extra mit der Seite von Andi Durr abge-
stimmt, weil er findet, dass man das Uberprifen sollte. Jetzt aber sind es die anderen, die sich ide-
ologisch verhalten. Es handelt sich hier lediglich um ein Postulat, das man tberweisen und priifen
lassen konnte. Mehr nicht.

Al Mit 40:36 Stimmen wird der Vorstoss, auch nach der Umwandlung in ein Postulat, abge-
lehnt.
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Nr. 144

36. Lohn. Zeit. Respekt. — Sexismuspravention
2019/430; Protokoll: mko

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat das Postulat entgegen-
nehme und Abschreibung beantrage. Es liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Auch hinter diesem Vorstoss, so Miriam Locher (SP), stehen die 400'000 Frauen, die das Anlie-
gen haben, dass es in Sachen Lohn, Zeit und Respekt endlich vorwértsgeht. Dem Regierungsrat
sei recht herzlich fir die ausfuhrliche Antwort gedankt. Der Grossteil der hier Anwesenden war
vermutlich auch schon mal von Sexismus betroffen — in der einen oder der anderen Rolle. Der
letzte Teil der Antwort bezieht sich auf die Schulen. Die Votantin ist fest davon Uberzeugt, dass an
der Schule noch nicht alles rausgeholt wird, was mdglich wére. Gerade bei den jungen Menschen
ist in Sachen Sexismuspravention noch etwas zu erreichen. lhnen kann man noch etwas auf den
Weg geben, was bei alteren Herrschaften unter Umstanden nicht mehr so einfach ist. In der heuti-
gen Gesellschaft gibt es die Aufgabe, zu sensibilisieren. Eine Chance dazu besteht vor allem in
der Schule. Die Votantin méchte deshalb ihren Vorstoss gerne stehen lassen, weil es in diesem
Punkt wirklich Potential gibt. Auch bei dem, was sie an den Schulen mitbekommt, sieht sie tatsach-
lich Handlungsbedarf an Praventions- und Informationsarbeit ab Sekundarstufe gegeben.

Jacqueline Wunderer (SVP) schliesst sich namens ihrer Fraktion den Ausfihrungen des Regie-
rungsrats an. Es gibt wirklich geniigend Gesetze und Anlaufstellen, wo solche Falle bearbeitet
werden kénnen. Miriam Locher hatte gesagt, dass die meisten Frauen in diesem Saal auch schon
Mal von Sexismus betroffen gewesen seien. In der Tat war die Votantin in jungen Jahren davon
auch mal betroffen. Es ist sicher nicht jedem gegeben — aber manchmal reicht es aus, im richtigen
Moment die richtige Antwort oder den richtigen Schlag an den richtigen Ort zu geben, damit Ruhe
ist.

Fur Andrea Kaufmann (FDP) ist klar, dass die sexuelle Integritat der Mitarbeitenden zu schitzen
ist. Dazu hat sich der Kanton als 6ffentlicher und verantwortungsbewusster Arbeitgeber verpflich-
tet. Es gibt deshalb auch eine Verordnung zum Schutz der sexuellen Integritat. Sexuelle Belasti-
gung ist demitigend und verletzend. Der Regierungsrat hat in seiner Begriindung aber klar darge-
legt, an wen sich die Mitarbeitenden wenden kdnnen.

Eine Bemerkung zur Praventions- und Informationsarbeit an Schulen: Auch dort hat der Regie-
rungsrat klar aufgezeigt, wie die Schilerinnen und Schuler fur und tGber dieses Thema im Unter-
richt sensibilisiert werden. Es gibt Broschiren des Kantons («Lustig, lastig, Stopp»), die den Schi-
lerinnen und Schilern zuganglich sind. Darin wird in verstandlicher Form festgehalten, wann eine
Grenze Uberschritten ist und wie man sich dagegen wehren kann. Die FDP-Fraktion wird das Pos-
tulat berweisen, weil aber in der Begriindung schon alles beantwortet und erflillt, es auch ein-
stimmig abschreiben.

Miriam Locher (SP) geht es nicht darum, dass Frauen wie Jacqueline Wunderer wissen, wie sie
sich zur Wehr setzen missen. Ihr geht es um Pravention und Sensibilisierung. lhr geht es auch
darum, dass junge Menschen generell — Manner, Frauen etc. — in Bezug auf Sexismus sensibili-
siert werden. Dabei geht es auch um Rollenbilder, wobei auch in diesem Saal bei der einen oder
anderen Person im jugendlichen Alter Handlungsbedarf bestanden hétte. Bei den Jugendlichen
gibt es wirklich die Chance, dass sich diesbeziiglich noch etwas &ndern lasst.

Fur Regula Steinemann (glp) und die CVP/glp-Fraktion ist das Postulat eigentlich auch schon
beantwortet. Die Ausfilhrungen des Regierungsrats sind umfassend. Ihr ist aber aufgefallen, dass
Zahlen fehlen. Wie haufig werden die entsprechenden Stellen im Kanton Gberhaupt angegangen?
Davon ist im Postulat leider nicht die Rede. Miriam Locher hat gesagt, dass bei den Schulen noch
Handlungsbedarf bestehe. Auch wenn das Postulat stehen gelassen und noch gepriift und berich-
tet wird, wird nicht mehr als das aufgezeigt werden. Es ist bereits dargelegt, was besteht. Sollte
etwas fehlen, misste man dies vermutlich Uber ein anderes Gefass einbringen.

Protokoll der 4. Sitzung vom 26. September 2019 163



BASEL #%

LANDSCHAFT AR

Erika Eichenberger Biihler (Griine) sagt, dass die Griine/EVP-Fraktion eigentlich fir Uberwei-
sung und Abschreibung war, weil man das Gefuhl hatte, dass in den Lehrplanen die Grundlagen
vorhanden seien und es nun um die Umsetzung ginge. Nun hat aber Miriam Locher verdeutlicht,
dass an den Schulen offenbar noch Handlungsbedarf besteht. Es ist deshalb mdglich, dass sich
der eine oder die andere aus der Fraktion Uberlegt, das Postulat stehen zu lassen, damit sich, auf
den Grundlagen aufbauend, gute Kampagnen machen lasst.

Al Das Postulat wird stillschweigend Giberwiesen und mit 45:30 Stimmen bei 3 Enthaltungen
abgeschrieben.

Nr. 145

37. Lohn. Zeit. Respekt — Das Baselbiet setzt fortschrittliche Massstabe: Elternzeit fur
alle

2019/422; Protokoll: mko

Landratsprasident Peter Riebli (SVP) informiert, dass der Regierungsrat das Postulat ablehne. Es
liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Lucia Mikeler (SP) kann Felix Keller versichern, dass es bei diesem Vorstoss nun nicht nur um
Frauen gehe. Der Vorstoss betrifft auch Manner.

Es wissen es alle langst: Elternzeit, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, wird immer mehr ge-
fordert. Der durchaus erfreuliche Entscheid von National und Standerat, den 2-wéchigen Vater-
schaftsurlaub einzufiihren, ist eigentlich schon Schnee von gestern. Was es vielmehr braucht, ist
eine Elternzeit, sie ist eine Voraussetzung fur die gesellschaftliche Gleichstellung von Frau und
Mann. Weder der Mutterschaftsurlaub noch die Einfihrung eines Vaterschaftsurlaubs reichen aus,
um die Familienarbeit gleichberechtigt zu organisieren und die Kinderbetreuung der Vater langer-
fristig zu erhéhen. Dafilr braucht es eindeutig die Elternzeit. Sie gewahrleistet den Mutterschafts-
schutz wie bisher und umfasst neu eine auf Gleichstellung basierende Elternzeit. Kein anderes
Land in Europa verzichtet auf ein solches Angebot. Es hat sich dort langst etabliert. Dies zeigt,
dass sich Elternzeit bewahrt, was auch von Nachhaltigkeit zeugt. Es ist davon auszugehen, dass
dies auch in der Schweiz der Fall sein wirde. Das EKFF Modell ist im internationalen Vergleich
moderat ausgestaltet.

Elternzeit fordert eine egalitare Aufgabenteilung fur Vater sowie die Wertschatzung fur Betreu-
ungs- und Hausarbeit. Sie hat erwiesenermassen eine positive Wirkung auf die Gesundheit von
Muttern und Kleinkindern. Das Fachkraftepotenzial wiirde besser genutzt. Sie wirde der Gesell-
schaft und der Volkswirtschaft einen gewaltigen Schub verleihen. Mitter wiirden zuhause entlas-
tet, auf dem Arbeitsmarkt waren die Chancen gleichmassiger verteilt. Damit wirden Frauen in ihrer
Autonomie gestarkt und waren weniger abhéangig — vom Ehemann, vom Ex-Mann oder letztlich
vom Sozialamt. Daher lohnt sich eine Elternzeit auch fur Unternehmen und wirkt positiv auf Pro-
duktivitat, Umsatz und Arbeitsmoral. Mit all diesem Wissen setzte sich die EKFF (eidgendssische
Koordinationskommission fur Familienfragen) auseinander. Sie empfiehlt eine Elternzeit von 38
Wochen. Mit der Erhdhung der Erwerbsquote von Frauen um nur ein Prozent und die dadurch
generierten Steuereinnahmen waren die Kosten einer 18-wdchigen Elternzeit bereits gedeckt.

Die Regierung lehnt den Vorstoss ab, im Wissen um all die Vorteile einer Elternzeit. Man muss ihr
zugutehalten, dass sie eine gewisse Sympathie dafiir erkennen lasst. Fir sie steht allerdings die
Finanzierung im Vordergrund. Sie beruft sich zudem auf eine nationale Lésung. Doch diese kann
noch sehr lange dauern. Ein Beispiel dafir ist der Mutterschaftsurlaub. Es brauchte dafiir mehrere
Anlaufe in insgesamt 40 Jahren, um die 14 Wochen durchzusetzen. Es kann ja nicht sein, dass es
bei der Elternzeit wieder 40 Jahre dauert. Die Votantin hofft und vertraut hier in die jingere und
junge Generation, die die elektoral starken Babyboomer bei der Zementierung des Nachkriegs-
Familienmodells nun endlich abldsen. Der Kanton Baselland sollte als Vorreiter und Vorbild voran-
gehen und eine Elternzeit zumindest Uberprifen, wie das in anderen Kantonen bereits gemacht
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wird, z.B. im Kanton Zurich oder im Kanton Luzern. Die Initiative fordert je 18 Wochen Elternzeit
fur alle Vater und Mtter, finanziert Gber das bewéahrte System der Erwerbsersatzverordnung, die
auch auf kantonaler Ebene mdglich ist. Schlussendlich ist das ein familienpolitisches Anliegen und
somit auch in kantonaler Zustandigkeit.

Die Postulantin z&ahlt auf die Bereitschaft des Kantons Baselland, eine Vorreiterrolle einzunehmen
und mit gutem Beispiel voranzugehen. Der Elternurlaub sollte nicht wie der Mutterschaftsurlaub zu
einem protrahierten Verlauf ausufern und schlussendlich zu einer schwierigen Geburt flihren. lhre
Kolleginnen und Kollegen sei deshalb gebeten, dem Postulat zuzustimmen.

Sven Indbnit (FDP) fuhlt sich von der Postulantin als Nachkriegsmodell angesprochen, kann sie
aber beruhigen, dass sein Denken nicht in dieser Zeit stehen geblieben ist. Die FDP-Fraktion kann
dem Vorstoss nicht folgen, aber nicht, weil man nicht Gber die Elternzeit diskutieren mochte —
wozu Lucia Mikeler sicher sehr valable Aspekte eingebracht hat. Man sieht aber auch, dass nam-
hafte Unternehmen in der Region in dieser Frage vorangehen und die Vorteile erkannt haben. Dies
wird auch andere dazu animieren. Allerdings ist das Arbeitsrecht grundsatzlich Bundesrecht. Von
daher sieht die FDP keinen Sinn in einer Baselbieter Inselldsung. In der Tat ist das Anliegen in
kleinen Schritten im Bundesparlament unterwegs, wo auch noch weitere Vorstosse zu diesem
Thema hangig sind. Es kommt also in Gang. Aus einer kantonalen Sicht jedoch etwas konstruieren
zu wollen, und erst noch mit einer Finanzierung, die von der Regierung ganz klar abgelehnt wird,
bedeutet fur die FDP-Fraktion, dass man den Vorstoss, zumindest aus heutiger Sicht, ablehnen
werde.

Dieter Epple (SVP) sagt, dass auch die SVP-Fraktion der Begriindung des Regierungsrats folge
und das Postulat ablehne, weil es bereits auf Bundesebene platziert ist. Das Thema muss bun-
desweit geregelt werden.

Regula Steinemann (glp) findet, dass der Vorstoss von Lucia Mikeler Sympathie verdiene. Die
gesellschaftliche Entwicklung geht tatsachlich in diese Richtung. Zum Glick hat das eidgendssi-
sche Parlament 2 Wochen Vaterschaftsurlaub genehmigt. Das ist aber immer noch wenig. Der
Vergleich mit 30 anderen OECD-Landern zeigt, dass die Schweiz diesbezlglich ein eher konser-
vatives Land ist. Die Schweiz ist aber ein Land der Vollbeschaftigung, inklusive der Frauen, die
sich engagieren. In vielen anderen Landern gibt es keine Teilzeitarbeit oder es arbeitet nur ein
Elternteil. In der Schweiz sind es rund 80 % der Frauen, die mitarbeiten. In diesem Kontext ware
es eigentlich positiv, in die Waagschale zu werfen, dass mehr Elternzeit wiinschbar ist. Denn ei-
gentlich ist die Schweiz ein Land von «Chrampfern». Gerade auch als Angestelltenvertreterin be-
grusst die Votantin persoénlich die Vereinbarkeit von Beruf, Familie und anderen Werten. Sie ist
Uberzeugt, dass die Elternzeit zu einer verbesserten Familienzeit fihren wirde und die Rahmen-
bedingungen schafft, die dazu nétig waren.

Aber: Im vorliegenden Fall muss sich die CVP/glp-Fraktion trotzdem ablehnend verhalten. Eine
bezahlte Elternzeit sollte man schweizweit einfiihren, weil der Kanton Baselland sonst eine Insel
ware, was finanzielle Schwierigkeiten hervorrufen wiirde. Denn die Arbeit ware teurer als in ande-
ren Kantonen, die Arbeitsstunden, die fehlen, miissten durch anderes Personal ersetzt werden. In
Baselland gibt es rund 98 % KMU, bei denen man nicht einfach mit Aushilfen die fehlende Arbeits-
zeit auffillen kann. Das Problem ist komplex und lasst sich deshalb nur auf Bundesebene lésen.
Mit der Einfihrung eines kantonalen Ausgleichsfonds wiirde man seinen Wirtschaftsstandort ge-
fahrden. Als Mitte-Partei konnte das ihre Partei nicht verantworten. Sie steht zur Wirtschaft.
Zusammenfassend lasst sich sagen, dass der Vorschlag zu einer Sonderlésung fiir den Kanton
Baselland flihren und die Finanzierung die Wirtschaft gefahrden wirde. Gesellschaftlich hingegen
ware es winschbar — hingegen nicht im Mikrokosmos Baselland. Die Votantin wird, vermutlich als
eine von wenigen Ausnahmen, den Vorstoss dennoch unterstiitzen, weil sie damit ein Zeichen flr
die Zukunft setzen mochte und ihr eine Sensibilisierung in diesem Bereich wichtig ist.

Adil Koller (SP) legt seine Interessenbindungen offen: Vater zu sein, kdnnte er sich durchaus vor-
stellen — mehr aber auch wieder nicht. In diversen Untersuchungen auf Ebene OECD wurde fest-
gestellt, dass die Schweiz in Sachen Elternzeit und Mutterschaftsurlaub hinterherhinkt. Und nun ist
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es tatsachlich so, dass in diesem Land der reaktionare Standerat eine sozialpolitische Vorreiterrol-
le tbernehmen muss. Ausgerechnet der Standerat, der in diesem Bereich immer alles verhindert
hat, ist auf einmal das Gremium, welches das Anliegen vorantreibt. Das hat womdglich damit zu
tun, dass es im Standerat zwei, drei junge Véater gibt. Aber immerhin. Zwei Wochen Vaterschafts-
urlaub hat man geschafft, zwei Wochen. Das ist zwar schon mal gut, aber eigentlich brauchte es
eine Elternzeit. Die Notwendigkeit l&sst sich ganz einfach 6konomisch herleiten. In jeder Untersu-
chung kommt als Resultat heraus, dass ein Mutterschaftsurlaub die Frauen 6konomisch benach-
teiligt — denn es ist immer ein Anreiz vorhanden, nicht die Frau, sondern den Mann anzustellen,
weil man weiss, dass sie fir eine gewisse Zeit ausfallt. Untersucht man die Erwerbsbiographien,
sieht man, dass die Lohne von Mannern und Frauen im Verlauf stetig ansteigen. Beim ersten Kind
steigen sie beim Mann weiter, und bei der Frau — zack! — sinken sie ab. Diese Diskriminierung be-
trifft immer die Frauen, weil nur sie 14 Wochen lang fehlen. Die einzige Variante, um dem zu ent-
gegen zu wirken, ware die Einfihrung einer Elternzeit, die es Mannern und Frauen in gleichem
Ausmass ermoglichen, wahrend den ersten Monaten auf das Kind zu schauen. Naturlich wére es
schon, wenn man die Elternzeit von Anfang an fur alle Kantone einfihren wirde. Wenn aber das
Bundesparlament daflir noch nicht reif ist und noch nicht in der gesellschaftlichen Realitat vieler
Eltern angekommen ist, mussen eben die fortschrittlichen Kantone einen Anfang machen. Wie
zum Beispiel im Kanton Zirich dank einer SP-Initiative geschehen. Der Kanton Baselland kann
das auch. Der Votant wirde sich freuen, wenn er voranginge und eine solche Elternzeit prife wir-
de. Die anderen 25 Kantone kénnen anschliessend dann immer noch aufschliessen.

Dank CVP-Nationalrat Martin Candinas, so Pascal Ryf (CVP), sei es endlich gelungen, den Vater-
schaftsurlaub von 2 Wochen Dauer einzufihren. Der Votant legt offen, dass er bei dieser Thematik
zwei Hute aufhabe: einerseits als frischgebackener Papi, andererseits (mittlerweile) als Arbeitge-
ber in einem KMU-Betrieb. Fir ihn geht es aber um die Gleichberechtigung — das ist der grosse
Punkt. Als er im Spital war, in dem seine Tochter zur Welt kam, hatte er wirklich das Bedurfnis, bei
seiner Frau und seiner Tochter zu sein. Als Selbstéandiger konnte er das tun. Andere héatten viel-
leicht Urlaub nehmen kénnen. Wieder andere haben diese Méglichkeit nicht. Andererseits: Es ist
doch eigentlich auch keine Gleichberechtigung, wenn Frauen 14 oder 16 Wochen zu Hause blei-
ben durfen — wahrend ihm als Mann dieses Recht verwehrt ist. Er méchte aber, dass ihm auch
zugestanden wird, ein paar Tage oder Wochen bei seinem Kind zu bleiben. Selbstverstandlich
unter der Beriicksichtigung des Mutterschutzes. Der Votant ist klar der Meinung, dass die 14 Wo-
chen fir die Mutter nicht unterschritten werden durfen. Es soll aber auch als Papi mdglich sein,
ein, zwei, drei Wochen zuhause zu bleiben.

Der Vorstoss kommt in Form eines Postulats daher; es geht also um Prifen und Berichten. Natir-
lich ware es ein nationales Thema. Es ware dennoch wichtig, wenn das Baselbiet hier voranginge.
Zum anderen lasst sich das Ganze auch von einem liberalen Standpunkt aus betrachten und sa-
gen, dass es schliesslich an den Eltern ist, zu entscheiden, wie sie sich aufteilen méchten, wer wie
lange zuhause bleibt. So oder so ware es verniinftig, den Vorstoss zu unterstiitzen. Der Votant
bittet deshalb, der Elternzeit zuzustimmen.

Florian Spiegel (SVP) kann Adil Kollers Ausfiihrungen zur Erwerbsbiographie und dem Einfluss
des Kindes auf die Lohnentwicklung von Frauen nur bedingt Recht geben. Der Votant liest derarti-
ge Statistiken selber stets mit Interesse, hat dabei aber etwas festgestellt: Der grosse Absacker
kommt namlich nicht nach den 14 Wochen, sondern dann, wenn nach dieser Zeit die Frau nicht
mehr an den Arbeitsplatz zuriickkehrt und Uber langere Zeit gar nicht mehr berufstatig ist. Als
Mann kennt er das auch: Entweder er leitet Armeedienst oder Zivildienst oder Zivilschutz. Auch
dort ist er Uber langere Zeit nicht im Betrieb. Unterm Strich kommt das bei beiden Geschlechtern
auf dasselbe hinaus. Beim Votanten ist es sogar so, dass er jahrlich wiederholend in den Dienst
Mmuss.

Aus seiner Sicht braucht es fiir die Zukunft je nach dem eine Liberalisierung, wenn es um die Fra-
ge geht, wer wann zuhause bleibt. Man muss sich aber ganz klar bewusst sein, dass eine solche
Liberalisierung, und vor allem ein Ausbau von Vater-/Mutterschaftsurlaub, die Produkte und
Dienstleistungen verteuern werden. Auch wenn man die EO-Vorschlage berucksichtigt, wird das
am Schluss nur zu zusétzlichen Kosten in den Kalkulationsséatzen fiir die Produkte fiihren. Das
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muss man wissen — und dann muss man wissen, ob man das méchte oder nicht. Weiter ist es ein
riesiger Unterschied, ob jemand in einem grosseren Konzern oder in einem kleineren Betrieb ar-
beitet. Angenommen in einem Betrieb mit 5 oder 6 Angestellten arbeiten mehrere junge Vater:
Wenn diese zusatzlich zu ihrer Vaterzeit noch Ferien und Armeedienst hatten, dann wiirden diese
dem Betrieb 3 bis 4 Monate fehlen! Fur ein Unternehmen mit so wenig Angestellten ware eine sol-
che liberale Lésung sehr aufwendig und geféahrlich, vor allem dann, wenn man je nach Sektor auf
Kundenarbeit und somit auf feste Mitarbeiter angewiesen ist. Dieser Punkt geht bei der Diskussion
stets etwas verloren. Liberalisierung ja — aber mit allen Folgen, die hinterherkommen. Der Votant
ist der Meinung, dass man hier diesbezlglich etwas blaudugig ist.

Balint Csontos (Grline) hat nicht vor, in nachster Zeit Kinder zu bekommen und hat das auch im
Griff. So viel zu seinen Interessenbindungen.

In der Verfassung steht in § 21: «Der Kanton fordert in Zusammenarbeit mit den Gemeinden eine
ausgewogene Entwicklung der Volkswirtschaft. Er strebt dabei insbesondere die Erhaltung einer
vielseitigen Wirtschaftsstruktur an». In 8 107 steht: «Kanton und Gemeinden schitzen Familie,
Eltern und Mutterschaft». In § 104 heisst es zur Frage, ob dies nur Sache des Bundes sei, oder ob
auch der Kanton dazu etwas beitragen konne: «Der Kanton erldsst im Rahmen des Bundesrechts
Vorschriften Uber das Arbeitsverhaltnis...». Es ist also alles moglich.

Was bedeutet Arbeit in Zusammenhang mit Gleichberechtigung? Aus Sicht des Votanten gibt es
unterschiedliche Mdglichkeiten: Arbeit kann Erfullung sein, die Entfaltung des menschlichen Poten-
tials in einer Welt des Austauschs und der Zusammenarbeit, ein Beitrag zur Volkswirtschaft. Es
geht schlicht und einfach darum, seine eigenen Bedurfnisse als die Bedlrfnisse des Gegenibers
zu erkennen. Arbeit ist also eine Frage der Freiheit: Wenn man sich in seiner Arbeit frei entfalten
kann, kann man auch ein freier Mensch sein und sein Potential frei entfalten. Arbeit kann auch in
Zusammenhang gesetzt werden mit einer fortschreitenden Subjektivierung und Instrumentalisie-
rung der Menschen als Arbeitskrafte, die dann Angestelltennummern erhalten, was in einen Kampf
darlber ausartet, wer sich in der Arbeit frei entfalten darf, und wer gerade als Arbeitskraft ge-
braucht wird.

Was dabei oft verloren geht ist der Blick aufs Ganze, der Blick fur die Volkswirtschaft, auf die Fra-
ge, wohin man als Gesellschaft méchte. Méchte man es deren Mitgliedern ermdglichen, eine Fa-
milie zu haben («Der Kanton schiitzt die Familie») und am Wirtschaftsleben teilzunehmen? Mdchte
man im wirtschaftlichen Bereich Gleichberechtigung erreichen? Der Votant ist Uberzeugt, dass es
fur die Gleichberechtigung zwei — heute entscheidend blockierte — Faktoren gibt, die am Anfang
eines Menschenlebens stehen. Der erste Faktor ist, ob ein Kind seinen Vater einen, zwei, drei Ta-
ge oder vielleicht mehrere Wochen bei sich hat. Hat das Kind am Anfang seines Lebens zwei EI-
ternteile? Uber den zweiten Faktor, die Kinderbetreuung, wurde heute ebenfalls schon viel gere-
det.

Es ist ganz wesentlich fiir das Zusammenleben einer Familie, und darauf folgend fur die Planung
der Familie, ob am Anfang eines Menschenlebens die Freiheit besteht, mit einem neuen Famili-
enmitglied sich darauf einstellen zu kénnen, dass einem die Teilnahme am Wirtschaftsleben
gleichberechtigt garantiert ist. Dies zu gewahrleisten ist eine Pflicht des Kantons. Es ist dem
Votanten klar, dass nicht jeder Vorschlag immer genau dem Gewulinschten entspricht. Das Parla-
ment sollte sich aber langsam von dem Modus verabschieden, dass man etwas, das man zwar
grundsétzlich gut findet, ablehnt, nur weil der Vorschlag aus einer anderen Partei kommt. Es ware
begriissenswert, wenn man versuchen wirde, herauszufinden, wie es sich denn anders machen
liesse. Der Votant glaubt, dass man aufeinander eingehen misste, und wenn man an einem Vor-
stoss etwas zu kritisieren hat, im Gegenzug einen besseren Vorschlag zu bringen und sich darauf
behaften zu lassen.

Andreas Bammatter (SP) weist darauf hin, dass die meisten Manner Militdrdienst geleistet haben.
Zu Zeiten der Vater musste noch bedeutend mehr Zeit fur den Militardienst aufgewendet werden.
Die Dienstpflicht ging zuriick und die Zeit steht nun zur Verfiigung. Nutze man sie — es kostet nicht
mehr als friiher.
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Adil Koller (SP) méchte noch kurz auf die Ausfihrungen von Florian Spiegel eingehen, der gesagt
hatte, dass es schwierig sei, wenn die Vater in seinem Betrieb 3 Monate fehlen. Das ist genau das
entscheidende Argument — denn diese Frist spricht in der heutigen Situation eben dagegen, eine

Frau einzustellen. Diese Diskriminierungsfalle besteht bereits, denn sie fehlt 3 Monate. Deshalb ist
es wichtig, eine Elternzeit als Weiterentwicklung des Mutterschaftsurlaubs einzufiihren. Dann profi-
tieren namlich beide Eltern gleich und sind auch in gleichem Masse «diskriminiert» bei der Einstel-

lung, weil die Arbeitgeber wissen, dass sie dann bei der Geburt eines Kinds 3 Monate fehlen.
Ganz einfach.

Al Mit 39:36 Stimmen wird das Postulat Uberwiesen.

Die nachste Landratssitzung findet statt am

17. Oktober 2019

Protokoll der 4. Sitzung vom 26. September 2019 168



	1. Begrüssung, Mitteilungen
	− Infoanlass der Landeskirchen
	− Interparlamentarische Konferenz der Nordwestschweiz
	− Rücktritt
	− FC Landrat
	− Glückwünsche
	− Entschuldigungen
	− Begrüssung von Zuschauer(inne)n auf der Tribüne

	2. Zur Traktandenliste
	3. 21 Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staatsangehörigen
	4. 17 Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staatsangehörigen
	5. 14 Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staatsangehörigen
	6. 14 Einbürgerungsgesuche von ausländischen Staatsangehörigen
	7. Überprüfung Eigentümerstrategie Messe Schweiz
	− Eintretensdebatte
	− Detailberatung Landratsbeschluss
	− Rückkommen
	− Schlussabstimmung

	8. Fragestunde der Landratssitzung vom 26. September 2019
	1. Andreas Bammatter: Einarbeitungszuschüsse – wer nutzt sie wie?
	2. Adil Koller: Finanzielle Auswirkungen Steuervorlage 17 für die Baselbieter Gemeinden
	3. Bálint Csontos: Kostenüberschreitung Biozentrum
	9. Insektizid-Einsatz im Wald
	10. Arbeitszeit fürs Umziehen
	11. Mehr Rotlicht um die Stadt Basel – zum Zweiten
	12. Weiterbildungen von Lehrpersonen
	13. Decarbonisierung Gasversorgung BL
	14. Mehr Grün am Bau
	15. Kosten für das Senioren- und IV-U-Abo anpassen oder zum Nulltarif
	16. Befristete Führerausweisabgabe ermöglichen
	17. Freiwillige Rückgabe des Führerscheins, Eigenverantwortung soll sich lohnen
	18. Kundenfreundliche Öffnungszeiten auf der kantonalen Verwaltung
	19. Genügend Zeit zum Wählen
	20. Mangel an IT-Fachlehrpersonen
	21. ICT-Fortbildungskonzept für Sek1-Lehrpersonen
	22. Ergänzungsprüfung/Vorkurs für die Pädagogische Hochschule FHNW
	23. Für eine Statistik im Bereich der LGBTIQ*-feindlichen Aggressionen
	24. Velo-Schnellrouten-Netz Unteres Baselbiet
	25. Velo-Schnellrouten-Netz Zentrales Baselbiet
	26. Planung Muggenbergtunnel
	27. Kinderbetreuung für Kinder von Landrats-Mitgliedern am Landratstag
	28. Chronisch kranke Schüler/innen
	29. Einführung einer Stundendotation «Medien und Informatik» auf der Primarstufe
	30. Anpassung der Zulassungsbedingungen für Sek II-Abgänger mit Berufsmatur an die PH für Studiengänge Kindergarten-/Unterstufe und Primarstufe
	31. Dolmetscherdienst im Gesundheitswesen
	32. Bahnreisen statt Flugreisen von Mitarbeitenden des Kantons Basel-Land und seiner Beteiligungen
	33. Steuerliche Behandlung: Behördenentschädigung ohne Begrenzung des pauschalen Abzugs
	34. Lohn. Zeit. Respekt. – Lohnkontrollen
	35. Lohn. Zeit. Respekt. – Verbesserung der Arbeitsbedingungen
	36. Lohn. Zeit. Respekt. – Sexismusprävention
	37. Lohn. Zeit. Respekt – Das Baselbiet setzt fortschrittliche Massstäbe: Elternzeit für alle

